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I. Gin ladung
zum

e l f t e n w e st p r e u ß i s c h e n S t ä d t e t a g e «

Zn dem am Montag, den 25. und Dienstag, den 26. August d. I s . zu Grandenz stattfindenden
elften westftrcußischcu Städtctage beehren wir uns ganz ergebenst einzuladen.

üeli. - Dauzig, Oberbürgermeister. Hlo1»rl«in - Graudenz, Stadtverurdneteu-Vorsteher.
- Dcnizig, 3tadtverurd»eter. ^ l ä i t t - Elbing, Oberbürgermeister. ^ ür tx - Marieuwerder, Bürgermeister.

Culmsce, Bürgermeister. Xüllnast » Glaudenz, Erster Bürgermeister.

T a g e s o r d n u n g
für den elften westpreußischen Städtetag.

1. Eröffnung des Städtctages.
2. Geschäftsbericht (Druckcxemplar liegt bei) und geschäftliche Mitteilungen.
3. Rechnuugslcguug uud Eutlastungsertcilnng.
4. Bericht der Kommission zur Gründung eines Ruhegchaltskaffenverbandes für die Kommnnal-

beamtcn.
Berichterstatter: Herr Bürgermeister M ü l l er-Dt. Krone.

5. Vortrag über den Erlaß ortsstatutarischcr Anordnungen auf Gruud der §§ 12 und 15 des
Vaufluchtliuieugesetzcs und betr. Unterhaltung nnd Herstellung der Bürgersteige.

Berichterstatter: Herr Erster Bürgermeister Kühnast-Grandcnz,
Mitbcrichtcrstattcr: Herr Stadtrat Dr. Ackermann-Danzig.

6. Bericht ilbcr die Durchführung des Gesetzes, betreffend die Fürsorgeerziehung Minderjähriger
vom 2. Juli 1900 uuter Berücksichtigung der hierzu bisher sciteus der Aufsichtsbehörden
nnd Gerichte getroffenen grundsätzlich wichtige:: Entscheidungen.

Berichterstatter: Herr Stadtrat Toop-Danzig.

7. Vortrag über die Bedeutuug der §§ 5 und 14 des preußischen Gesetzes, betreffend Aus-
führuug des Schlachtvieh- uud Fleischbeschaugefetzcs für die Gemeinden mit öffentlichen
Schlachthäusern. ., ^ -,

Berichterstatter: Herr Stadtrat Mitzlaff-Danzig.

8. Mitteilungen.
9. Wahl des Vorstandes.

10. Beschlußfassung über Ort und Zeit des nächsten Städtetages.
11. Schluß des Städtetages.



r o g r a m m
des elften weftpreußischen Städtetages.

Sonntag, den 24. August.
6 Uhr abends: Vorstandssitzuug im Hotel „Zum Schwarzen Adler".
Von 8 Uhr abends: Zwangloses Beisammensein der schon anwesenden Mitglieder des Städtc-

tagcs mit ihren Tamcn im Hotel „Znm Schwarzen Adler". Bei günstigem Wetter:
Konzert im Garten.

Montag, den 25. August.

9 Uhr vormittags: Sitzung des Städtetages im „Schwarzen Adler".

Zwischen 12 und 1 Uhr: Frühstückspause. —

Eodaun: Fortsetzung der Beratung.

Schluß gegen 3 Zlhr.

3 Uhr nachmittags: Wagenfahrt nach der Feste „Courbwrc", durch die Stadt nach dem „Wald-
haus" und zurück zum Hotel „Schwarzer Adler".

6 Ahr uachmittngs: GemeinschnMchts Essen im „Schwarzen Zdler". Gedeck 3 Mark ohne Wein.

Dienstag, den 26. Augnst.
Sofern die Bcratuugsgcgenständc am ersten Tage erledigt werden:^)

9 Uhr vormittags: Versammlung im Rathausc. Besichtigung des Museums, der Obcrrcal-
schulc, der Gasanstalt, des Elektrizitätswerkes.

11 Uhr vormittags: Wagcnfahrt vom Schützenhansc nach dem Wasserwerk und Schlachthause.

Frühschoppen nach Wahl.

Von 2 bis 3 Uhr Nachmittags: Gemeinschaftliches Essen im Hotel „Zum Königlichen Hof".
Gedeck 1,50 Mark ohne Weinzwang.

3 Uhr nachmittags: Dampferfahrt anf der Weichsel. Aussteigen beim Restaurant Böslcrshöhe.

Aückkehr abends 7 Ahr.

An Hotels zur Unterkunft der Teilnehmer und Gäste des Städtetages werden in Graudenz
empfohlen:

Hotel Zum schwarzen Adler, Marienwerdcrstraße 28/30,
Hotel Königlicher Hof, Marktplatz 3/4,
Trettin's Hotel, Schuhmachcrstraßc 20,
Hotel Znm goldenen Löwen, Oberthornerstraßc 16/17,
Ccntralhotel, Getreidemarkt 6,
Hotel Deutsches Haus, Marienwerderstraße 18,.
Bahnhofshotel, Bahnhofstraßc.

Vorherige Bestellungen können an diese Gasthöfe direkt oder an den Vorsitzenden der Kommission
zur Vorbereitung des Städtetages, Herrn Zweiten Bürgermeister Po l sk i in Graudenz, bis zum
2 « . August er. gerichtet werden.

*) «Tollte dies nicht zutreffen, so wird der Beginn der Besichtigungen auf eine spätere Stunde verschoben.



I I . Verzeichnis der Teilnehmer
an dem

elften Ztädtetage der Wrovinz Meftpreußen in Oraudenz 1902.

Nr. Name der Stadt.

Amtliche Stellung

bczw.

Stand des Vertreters.

9.

10.

11.

12.

Bcrcnt . . . .

Bischo fswcrdc r .

B r i e f e n . . . .

Tanzig

Dirschau

Elbing .

Dt. Eylau

Freystadt

Garnsee

Gollub .

Grand enz

Iastrow

Partikel
Brendel

Mcy

von Gustoniski
Ftaunowski .

Tclbrück
Toop . . .
Gronan . .
1),-. )lckernmnn
V^itzlaff . .
äternth . . .
Münsterberg .
Bancr . . .
Nabe , . . .

Hein

Brann .
Wiedwald
Battro .
Unger .
Wiebe .

Grzywacz
Scefeldt

Naumann

Nicolai

Meinhart
Aronsohu

Kühnast
Polski .
Schleift .
Grott .
Kyser .

Hemftel

Bürgermeister.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtkämmerer.

Oberbürgermeister.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadtrat.
Stadwcrordnctenvorstehcr.
stcllvertr. Stadtverordncienvorsteher.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtbaurat.
Stadtrat.
Instizrat.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.
Stadtverordnetcnvorsteher.

Bürgenneister.

Bürgermeister.

Bürgernieister.
Beigeordneter.

Erster Bürgermeister.
Zweiter Bürgermeister.
Stadtrat.
Stadtverordneter.
stellvertr. Stadtverordnetcnuorsteher.

Bürgermeister.



Nr. Name der Stadt.
Vertreten durch

Name.

Amtliche Stellung

bezw.

Stand des Vertreters.

13. Konitz . . .

14. Dt. Krone .

15'. Kulm . '. .

16. Kulmsee . .

17. Lautenburg .

18. Lessen . . .

19. Löbau . . .

20. Marienburg .

21. Maricnwcrder

22. Mewe . . .

23. Ncumark . .

24. Neuenburg .

25. Neustadt . .

26. Neuteich . .

27. Podgorz . .

28. Rhcden . . .

29. Ricsenburg .

30. Schlochau . .

Deditius . .
I)r. Müller .

Müller . . .
Garms . . .

Wickfeldt . .
Knorr . . .

Hartwich . .
Wclde . . .

Springer . .

Jung . . .

ChrosZcielewski

K u d e . . . .

Born . . .

Ianke . . .
Würtz . . .
Dr. Schrock .

Twistet . . .
Noscncrantz .

Licdtke . . .
Cohn . . .

Buchborn . .
Eugenen . .
Lau . . . .

Trauthan . .
Block . . .

Wiese . . .

Iacoby . . .

Kühnbaum .

Schenk . . .

Lehmann . .

Rcimann . .

K la t t . . . .

Mogk . . .

Bürgermeister.
Stadtvcrorductcnvorsteher.

Bürgermeister.
Staotverordnetcnvorstchcr.

Zweiter Bürgermeister.
Stadtvcrordnctcnvorstcher.

Bürgermeister.
Stadtoerordnetcnuorsteher.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

rgcrmcytcr.
^tadtverordnctenvorstcher.

Bürgermeister.
stellvcrtr. Stadtverordnctcnvorsteher.

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorstcher.

Bürgermeister.
Ratmann.

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorsteher, Schnlrat.
stellvenr. Stadtvcrordnetenvorsteher.

Bürgermeister.
Stadtverordnctenvorstchcr.

Bürgermeister.
Stadtverordnetcnvorstehcr.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
stellvcrtr. Stadtverordnctenoorsteher.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtvcrordnetcnvorstehcr.



Nr.

31.

32.

33.

34.

35.

36.

37.

38.

39.

Name der Stadt.

Schoensce

Schweiz

Pr. Siargard

Strasburg

Ticqenhof

Thorn

Vandsburq

Zempelbnrg

Zoppot

Vertreten durch

Name.

Wcisscrt

Gcistler
Bnkofzcr

Arndt
Münchan
Magnus

Kühl

Fu erster

Stach owitz
Kriwcs
Boethkc
Gocwc.
Rittwegcr

Pieper

Saalniann

Dr. von Wunnb
Wannow

Amtliche Stellung

bczw.

Stand des Vertreters.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtverordnetenvorstehcr.

Stadtrat.
Stadtvcrordnctenvorstcher.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.

Biu'germeister.

Bürgermeister.
Stadtrat.
Stadtverordnetcnvorstehcr.
Stadtverordneter.
Stadtverordneter.

Bürgermeister.

Bürgermeister.

Bürgermeister.
Stadtverordnctenvorstcher.

Ehrengäste.

Herr Regierungspräsident von I a g o w - Marienwerder.

Herr Landeshauptmann H i n z e - Danzig.



I I I . Oerhandlungen
des

e l f t e n weftpreuszischen S t a d t e t a g e s zu Graudenz
am

23. und 2V. August F»ft2.

N a ch st e n o g r a p h i s ch e r A u f z e i ch n u u g.

Montag, den 25. August 1902.

Erster Sitzungstag.
— Saal des Kotels zum schwarzen Adler in Graudenz. —

91/4 Mhr Vormittags.

Vorsitzender: Oberbürgermeister Delbrück-Danzig:
Nceinc Herren! Ich erkläre den elften wcstprcnßischcn
Städtctag sür eröffnet. Die Herren Mitglieder des
Vorstandes haben an diesem Tische Platz genommen.
Tamit ist nach ihrer Geschäftsordnung das Bureau des
Städtctngcs konstituiert. Die Rednerliste wird zu meiuer
Liukcu Herr Bürgermeister Würtz-Marienwcrder, das
Protokoll zn meiner Rechten Herr Bürgermeister
Hartwich - Kulmsec führen. Den stenographischen
Bericht erstattet wie iu früheren Jahren HerrParlnmcnts-
berichtcrstattcr Dan ie l . — Mein verehrter Herr Stell-
vertreter M c h r l c i n ist leider verhindert, an der hcuti-
geu Sitzung teilzunehmen; ich bitte Sie, sich damit ein-
verstanden zu erklären, daß sür dcu Fall eiuc Vcr-
tretuug meiucrseits erforderlich werdcu sollte, die Funk-
tionen des Vorsitzenden von Herrn Münstcrberg
ausgeübt werdcu. Es erfolgt kein Widerspruch, der
Etädtetag ist damit einverstanden. Ich bitte diejenigen
Herren, die sich zum Worte mcldcu, dies schriftlich Zu
thuu uud sich der Zettel zu bedieucn, die nuten auf
dem Tifche liegen.

Meine Herren! Ehe wir in die Geschäfte des
Tages eintreten, gedenken wir nach altem Brauch in
Dankbarkeit, Liebe nnd Treue unfers erhabcncuLandes-
herrn. Eeiuc Majestät, uuser Allergnädigstcr Kaiser nnd
König Wilhelm I I . lebe hoch! hoch! hoch! (Die An-
wesenden haben sich erhoben und stimmen dreimal
lebhaft in den Ruf ein).

Es ist üblich gewesen, im Anschluß au das Hoch auf
Seme Majestät ciue Depesche abzuschicken. Ich schlage
folgende Fassm^ vor:

An Sc. Majestät dcu Kaiser und Köuig.
Die in der Stadt Graudcuz versammelten Ver-

treter der westpreußischeu Städte senden Euer
Majestät iu Treue uud Liebe ehrerbietigen Gruß
uud Scgensruf.

Der westprenßische Städtetag.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, nehme ich an,
daß das Telegramm genehmigt ist. Das ist der Fall.,
Das Bureau wird für die Abscuduug Sorge tragen. )̂

Meine Herren! Es liegt mir nun ob, unsere
Ehrengäste in unserer Mitte zu bcgrüßcu. Es sind
eingeladen worden: der Herr Oberpräsidcnt, die beiden
Herren Regicrnngs-Präsidcnten, der Herr Landeshaupt-
mann nnd der Herr Landrat inGrandenz. TcrHcrrQbcr-
präsidcnt, der Herr Regierungspräsident aus Danzig uud
der Herr Laudrat siud leider verhindert, zu erscheinen; da-
gegen haben wir die Freude, den Herrn Regierungs-
präsidenten von I a g 0 w - Maricnwerdcr nnd den Herrn
Landcshanptmauu H inze unter uns zn sehen. Ich danke
diesen Herren herzlich für ihr Erscheinen nnd für das
freundliche Intereffe, das sie an den Bcratnngcn des
Städtctagcs nehmen.

Rcgicruugspräsideut von Jagow: Mciue Herren!,
Zugleich im Namen des Herrn Landeshauptmanns,
der mich dazu bevollmächtigt hat, möchte ich Ihnen
uuscru Dauk aussprechen für Ihre liebenswürdige Ein-
ladung, für die liebenswürdige Begrüßung, die Sie
uns durch den Mund Ihres Herrn Vorsitzenden haben
zuteil werden lassen, nnd unserer Freude darüber Aus-
druck gebeu, daß es uns möglich ist, anch in diesem
Jahre dem Städtetag — wenigstens dem wichtigsten
Teil seiner Beratungen — beizuwohnen.

Meine Herren! Ich habe schon wiederholt Ge-
legenheit gehabt, meinerseits darauf hinzuweisen, welche

1) Auf dieses Huldiguugstelegramm ist am 26. August
folgende drahtliche Antwort eingegangen:

Westpreußischer Städtetag
Giaudenz.

Seine Majestät der Kaiser und König lassen den.
Vertretern der westpreutzischeu Städte für den treuen.
Gruß bestens danken.

Auf Allerhöchsten Befehl:
Der Geheime Kabinetsrat.
(gez.) v o n L u c a n u s .
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außerordentliche Bedeutung ich der EntWickelung der
städtischen Kommunen überhaupt beilege und welche
besondere Bedeutung ich speziell den Städten in unserm
Osten als den Trägern der Kultur seit Jahrhunderten
und den Kernpunkten deutschen Wesens und deutscher
Vaterlandsliebe hier beimesse. Ich habe dem entsprechend
mit Bedauern mich immer mehr davon überzeugen müssen,
daß die wirtschaftlichen Verhältnisse des letzten Jahres
auch auf die hiesigen Städte außerordentlich ungünstig
eingewirkt haben. Bei der nahen Wechselverbindung
zwischen Land und Stadt hier ist es naturgemäß, daß
die verminderte Kaufkraft des Landes infolge der
vorjährigen Mißernte einen großen Rückschlag in
den Einnahmen der städtischen Geschäfte herbeigeführt
hat. Die allgemeine wirtschaftliche Depression auf
industriellem Gebiete hat sich bei uns geltend gemacht,
und ich habe mich davon überzeugen müssen, daß die
städtischen Vertretungen in immer größere Schwierigkeiten
gelangten, um einerseits das von den Städten leisten
lassen zu können, was notwendig ist, und andererseits
nicht eine Überspannung der Leistungsfähigkeit des
einzelnen herbeizuführen. Ich habe die Überzeugung
und die Hoffnung, daß der gnte Gemeinsinn, der sich
in den westpreußischen Städten findet, mit dazu bei-
tragen wird, auch diese Schwierigkeiten zu überwinden.
Ich habe die Hoffnung, daß wir den Schwerpunkt der
Depression jetzt überwunden haben nnd daß wir, wenn
auch langsam, wieder besseren Zeiten entgegcnlebcn.
Daß dieser Wandel sich bald und durchgreifend voll-
ziehen möge, das möchte ich als meinen Wunsch für
die westprcußischcn Städte Ihnen, als den Vertreter
dieser Städte, hier aussprechen und daran den weiteren
Wunsch knüpfen, daß, wie in vergangenen Jahren, so
auch heute die Beratungen des Städtetages zum Segen
der westpreußischcn Städte gereichen mögen. (Beifall).

Erster Bürgermeister Kühnast-Graudenz: Meine
sehr geehrten Herren! I m Namen der Stadt Graudenz
erlaube ich mir, Ihnen aufrichtigen Dank dafür aus-
zusprechen, daß Sie unserer Einladung gefolgt sind
und beschlossen haben, Ihre diesjährige Versammlung
in unfern Mauern abzuhalten. Ich heiße daher die
berufenen Vertreter der westvrenßischen Städte nnd die
Herren Ehrengäste herzlich willkommen nnd wünsche,
baß die hier gepflogenen Verhandlungen zum Segen
der westpreußischen Städte gereichen und zur Förderung
der gemeinsam gesteckten Ziele dienen mögen.

Meine sehr geehrten Herren! Der Herr Re-
gierungspräsident hat schon daranf hingewiesen, daß
Wir uns in einer Zeit des wirtschaftlichen Niederganges
befinden, und wir alle teilen diese Empfindung. Wenn
man sieht wie der einzelne um seine Existenz ringt,
dann muß sich selbstverständlich auch in das Herz der
Väter einer Stadt eine schwere Sorge schleichen um
das Wohl des ihnen anvertrauten Gemeinwesens. Es
fällt uns in der That nicht leicht, unsere Aufgaben zu
erfüllen, und auch die Besorgnis, daß wir zu starke
Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der einzelnen
Gemeindemitglieder stellen, hindert uns vielfach an der
Verfolgung der einmal gesteckten Ziele. I n solchen
Zeiten bietet der Zusammenschluß die beste Gelegenheit

zur Aufmunterung, an der Erfüllung unserer Aufgaben
festzuhalten, und wenn wir in Einigkeit unsere Ver-
handlungen pflegen, dann werden wir in ihnen auch
ein Mittel finden, die fchwierigen Verhältnisse zu über-
winden. Vor allen Dingen gewinnen wir das Ver-
trauen in die Kraft des Wollens und Könnens. Wenn
der diesjährige Städtetag diese Wirkung erzielen sollte,
dann dürfen Sie alle mit dem Bewußtsein scheiden,
nicht vergeblich zusammengewcsen zu sein. Daß diese
Erwartung sich erfüllen möge, ist der vornehmste Wunsch,
den ich hier auszusprechen habe.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbriick: Ich
bitte, in Ihrem Namen dem Herrn Ersten Bürger-
meister für die freundliche Begrüßung danken zu dürfen.
Ich habe die Überzeugung, daß die Art, wie unfere
Graudenzer Kollegen und Gast-Freunde sich an unfern
Arbeiten beteiligen, nicht wenig dazu beitragen wird,
daß die Tagung diejenigen Früchte zeitigt, die die beiden
Vorredner ihr gewünscht haben.

Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, möchte
ich zwei Telegramme verlesen:

Erfolgreiche Beratungen und fröhliche Erholungs-
stundcn wünscht mit herzlichem Gruß

Di'. Kcrsten-Thorn.
Ferner:

Lebhaft gedenke des elften westpreußischen Städte-
tages, dem leider nicht beiwohnen kann. Sende
herzliche Grüße, hoffe, daß Beschlüsse erfolgreich
und wünsche, daß Teilnehmer sich in Graudenz
Wohlgefallen.

M e h r l e i n .
Meine Herren! Nach der Tagesordnung würde

jetzt der Geschäftsbericht zn erörtern sein und danu die
Rechnungsleguug zu erfolgen haben. Hieran würden
sich die Referate schließen. Ich bitte um Ihre Zu-
stimmung, daß hinsichtlich der Referate eine Ver-
schiebung eintritt. Der Herr Regierungspräsident und
der Herr Landeshauptmann haben ein Interesse daran,
die Vorträge zu 6 und 7 mit anzuhören und sind nicht
in der Lage, länger als bis 3 Uhr in unserer Mitte
zu weilen. Is t der Städtetag mit dieser Verschiebung
einverstanden? (Zurnfe: Jawohl!)

Dann kommen wir zu Punkt 2 der Tagesordnung:
Geschäftsbericht.

Meine Herren! Der Geschäftsbericht ist gedruckt
in Ihren Händen. — Wird dazu das Wort gewünscht? —
Das ist nicht der Fall. Ich schließe die Debatte und
nehme, wenn kein Widerspruch erfolgt, an, daß der
Städtetag dem Geschäftsbericht zustimmt. Das ist
der Fall.'

Dann kommen wir zur
Mechnungslegung und Ontlastungserteilung.

Meine Herren! Die Rechnung ist durch den
Vorstand vorgeprüft und für richtig befunden. Der
Vorstand glaubt, Ihnen die Entlastung des Rechnungs-
legers empfehlen zu dürfen. Es ist üblich gewesen, daß
zwei Kommissare des Städtetages die Rechnung geprüft
haben. Ich möchte Ihnen zu Rechnungsprüfern vor-
schlagen die Herren Bürgermeister Stachowi tz-Thorn

3



10 —

und Stadtverordnetenvorsteher W a n n o w - Zoppot und
die Herren bitten sich der Mühe,der Rechnungsrevision zu
unterziehen. Die Versammlung ist mit dem Vorschlage
einverstanden, und ich nehme an, daß auch die beiden
Herren bereit sind, dieser Bitte zu entsprecheu. Ich
bitte, die Prüfung im Laufe des Vormittages zu er-
ledigen; wir können dann am Schlüsse der Sitzung
den Bericht entgegennehmen. Wir kommen nun zu
Punkt 6 der Tagesordnung:

Bericht über die Durchführung des Gesetzes, Ve>
treffend die Fürsorgeerziehung Minder jähr iger
vom 2. J u l i 1900 unter Berücksichtigung der hier-
zu bisher seitens der Aufsichtsbehörden und Gerichte
getroffenen grundsätzlich wichtigen Entscheidungen.

Ich bitte den Herrn Referenten, das Wort zu
nehmen.

Berichterstatter Stadtrat Hoop-Danzig: Meine
Herren! Das mit dem 1. Apri l vorigen Jahres in
Kraft getretene Gesetz über die Fürsorgeerziehung
Minderjähriger vom 2. Ju l i 1900 hat die cugen
Grenzen des früheren Zwangserziehungsgcsctzes von 1878
bekanntlich beseitigt; es hat die untere Altersgrenze von
6 Jahren ganz fallen lassen, es hat die obere Alters-
grenze vom zwölften bis zum achtzehuten Lebensjahre
hinausgerückt und vor allem, es hat die Möglichkeit
gegeben, anch solchen Minderjährigen die Segnungen
der Fürsorgeerziehung zuteilwerden zu lassen, die
noch nichts verschuldet haben, die noch nicht ver-
wahrlost sind, welche aber der Verwahrlosung anheim-
zufallen drohen, wenn sie länger den verderblichen
Einflüssen ihrer bisherigen Umgebung ausgesetzt bleiben.

Daß insbesondere diese Möglichkeit, gegen noch nicht
verwahrloste Kinder einzuschreiten, gegenüber dem früheren
Gesetz, welches immer ein Verschulden der Kinder vor-
aussetzte, einen Fortschritt von außerordentlicher Trag-
weite bedeutet, liegt auf der Hand, und deshalb wurde
deun auch das Fürsorgeerziehungsgesctz bei seinem
Erscheinen überall mit den größten Hoffnungen be-
grüßt und mit weitgehenden Erwartungen aufgeuommen.
So konnte in Vorträgen, die überall über das Gesetz
gehalten wurden, in Aufsätzen und Abhandlungen,
die in der Presse, in Zeitschriften nnd Broschüren
sehr bald nach dem Erscheinen des Gesetzes in großer
Zahl veröffentlicht wurdeu, mit Recht hervorgehobeu
werdeu, daß mit diesem Gesetz die hohe soziale Auf-
gabe erfüllt oder doch ihrer Lösung näher gebracht
werden könne, schwere Schäden unsers Volkslebens zu
bekämpfen, der ständig zunehmenden Verrohung der
heranwachsenden Jugend entgegenzutreten uud diese
gegeu Verwahrlosung und gegen die Gefahr zu schützen,
einem verbrecherischen Leben zu verfallen. Und mit Rück-
sicht auf diese weitgehende Bedeutung des Gesetzes für
Staat und Gemeinde, mit Rücksicht auf das hohe
sittliche uud soziale Interesse, welches nicht nur Staat
und Gemeinde, sondern jeder einzelne im Staate an
der damit angebahnten Stärkuug der Volksgcsuudheit
im weitesten Sinne, an der sittlichen Hcbuug großer
Bevölkerungskreisc hat, ist das Gesetz daun vielfach in
Wort und Schrift als eine gesetzgeberische Großthat ersten
Ranges gepriesen worden, als ein epochemachendes Ereig-

nis auf dem Gebiete der Iugeudfürforgc, ja, als eiue der
größten sozialen Thaten, wenn nicht die größte unter
allen denen, welche uns die Geschichte der Völker und
Staaten nachweist, bezeichnet worden.

Welche hervorragende Bedeutung dem Gesetz von
den Staatsbehörden, welche mit der Überwachung seiner
Ausführung betraut sind, beigelegt worden ist, erhellt
daraus, daß überall unter dem Vorsitze der Ober-
Präsidenten oder der Regierungspräsidenten mit den
Vertretern sämtlicher bei der praktischen Durchführung
des Gesetzes beteiligten Behörden Besprechungen statt-
gefunden haben, in denen auf die hohen Ziele, die
das Gesetz sich gesteckt hat, besonders aufmerksam
gemacht und darauf hingewiesen wnrdc, welchen
segensreichen Einfluß gerade die Erweiterung des
Kreises der fürsorgepflichtigen Kinder bei sorgfältiger
Handhabung des Gesetzes ausüben könne, und wie die
antragsbcrechtigten Behörden dieses Gesetz mit beson-
derer Sorgfalt und Liebe behandeln, und insbesondere die
Gemeinden dafür sorgen müßten, anch weitere Kreise,
freiwillig thätige Personen und Vereine für das Gesetz
zu interessieren und zur Mithilfe bei der Durchführung
des Gesetzes, und namentlich bei der Ermittelung der
fürsorgcbedürftigcn Kinder zu gcwiuncn.

Alle diefe großen Erwartungen uud Hoffuungcn,
die an Zweck uud Ziel des Gesetzes uud au seine
Durchführung gckuüpft wurdeu, sind dann aber zum
großen Teil oder, man kann wohl sagen, zum größten Teil
vereitelt worden durch die Rechtsprechung des Kammer-
gerichts, durch die Auslegung, welche das Kammcr-
gericht speziell der Vorschrift in Ziffer 1 des § 1 des
Gesetzes gegeben hat. Alle die überaus zahlreicher
Eutschciduugen, welche das Kammergericht trotz der
verhältnismäßig noch kurzen Zeit des Bestehens des Ge-
setzes in Fürsorgcerziehungssacheu schon getroffen hat,
lassen uuzwcifelhaft erkennen, daß dieses Gericht das An-
wendungsgebiet des Gesetzes im Gegensatz zu dcu Absichten
des Gesetzgebers erheblich einschränken uud den Kreis
der fürforgepflichtigen Zöglinge nach Möglichkeit ein-
engen wil l . Es hat sich dabei augenscheinlich von der
Besorgnis leiten lassen, der freilich auch bei der Be-
ratung des Gefetzcs fchon von einzelnen Seiten Aus-
druck gcgebeu wurde, daß die Gemeinden oder die
Armenverbände versuchen könnten, an der Hand des
Gesetzes einen Teil ihrer Armenlasten von sich abzuwälzen
und den Provinzialvcrbänden bezw. dem Staate, der
ja zwei Drittel der Fürsorgeerziehungskostcn den
Provinzialverbänden zu erstatte» hat, aufzubürden; uud
es zieht sich durch alle diese Entscheidungen wie ein
roter Faden das Bestreben, solchen Versuchen der
Armenvcrbände unter allen Umständen entgegenzutreten.
Ob und inwieweit diese Besorgnis des Kammer-
gcrichtes gerechtfertigt ist, das mag dahingestellt
bleiben. Es ist ja nicht ausgcschlosseu, daß iu dem
einen oder anderen Falle ein Annenverband einen solchen
Versuch gemacht habeu kann, also für ein Kind oder
einen Minderjährigen Fürsorgeerziehung beantragt
haben mag, dessen Sorge eigentlich dem Armenver-
bande obgelegen hätte; das aber steht meiner Über-
zeugung nach ganz fest, daß das Kammergericht in
dieser Besorgnis viel zu weit gegangen ist, und
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einen großen Teil oder die bei weitem größte Mehr-
zahl aller zu seiner Entscheidung gekommenen Fälle
als nicht dem Gesetz unterliegend bezeichnet hat, auf
welche das Gesetz, wenigstens nach der Absicht des
Gesetzgebers, zweifellos hätte zur Anwendung gebracht
werden müssen.

Es handelt sich hier, wie ich schon bemerkte,
speziell um die Ansleguug der Vorschrift in Ziffer 1
des § 1 des Gesetzes. Diese heißt i

Ein Minderjähriger, welcher das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat kann der Fürsorgeer-
ziehung überwiesen werden, wenn die Voraus-
setzungen des § 1666 oder 1838 des Bürger-
lichen Gesetzbuches vorliegen und die Fürsorge-
erziehung erforderlich ist, um die Verwahrlosung
des Minderjährigen zu verhüten.
§ 1666 B. G. B. bestimmt, daß der Vormund-

schaftsrichter, wenn das geistige oder leibliche Wohl eines
Kindes infolge schuldhaften Verhaltens der Eltern ge-
fährdet erscheint, die zur Abwendung der Gefahr erforder-
lichen Maßregeln treffen, insbesondere anordnen kann,
daß das Kind von seiner bisherigen Umgebung getrennt
und anderweit untergebracht wird, und § 1838 giebt
dann dieselbe Befugnis dem Vormuudschaftsrichter in
Bezug auf Mündel ohne jede Einschränkung, also
ohne daß es auf ein Verschulden der Erzieher oder
des Vormuuds ankommt. -

I m Gegensatz zu den beiden folgenden Ziffern
des § 1 , in denen von der Verhütung weiterer sitt-
licher Verwahrlosung und des völligen sittlichen Ver-
derbens die Rede ist, welche also eine bereits einge-
tretene Verwahrlosung voraussetzen, umfaßt die Ziffer 1
solche Minderjährige, welche geistig oder körperlich nach
8 1666, 1838 B. G. B. gefährdet erscheinen und daher
der Verwahrlosung ausgesetzt, ihr aber noch nicht ver-
fallen sind.

Daß der Gesetzgeber diese Unterscheidung hat machen
wollen uud welchen außerordentlich hohen Wert er anderer-
seits gerade auf diese Bestimmung gelegt hat, durch welche
ein rechtzeitiges Eingreifen, also ein Eingreifen vor
dem Verfall in die Verwahrlosung ermöglicht wird,
das geht aus einer Reihe von Äußerungen hervor,
welche bei der Beratung des Gesetzes von verschiedenen
Seiten gemacht worden sind. Zunächst heißt es in
den Motiven zu dem Gesetz:

„Nur durch rechtzeitiges Einschreiten wird vielfach
verhütet werden können, daß Jugendliche der gänzlichen
Verwahrlosung und in weiterer EntWickelung dem Ver-
brechen verfallen."

Und ferner ist dann bei der Beratung des Gesetzes
von den einzelnen Mitgliedern des Abgeordneten- und
Herrenhauses gesagt worden:

Nichtiger als gegen Strafthaten einzuschreiten, ist
es Strafthaten zu verhüten. Es wäre verkehrt,
wenn man bei Minderjährigen ruhig abwarten
Wollte, bis die Neigung und Anlage zu straf-
fälligen Thaten das Kind zum Verbrecher aus-
gebildet hat. Hier heißt es bei Zeiten eingreifen.

Ferner:
Selbstverständlich ist es Pflicht des Vormund-
schaftsnchters, nicht zu warten, bis die Ver-

wahrlosuug eingetreten ist. Das Gesetz wi l l
vorbeugen. Bei einer zu großen Ängstlichkeit
Würde die Absicht des Gesetzes scheitern.

Noch eine Äußerung möchte ich hier vorbringen:
Wir wollen ein Gesetz machen, in welchem besser
gesorgt wird für diejenigen Kinder, die zum
Teil verwahrlost sind, zum Teil nichts verbrochen
haben, aber der Gefahr der Verwahrlosung aus-
gesetzt sind. Wir nehmen die Kinder den Eltern
weg, wo letztere es verschuldet haben, nicht aber
die Kinder selbst.

So sind noch verschiedene andere Äußerungen ge-
fallen, die ganz denfelbcn Inhal t haben. Deutlicher
hat der Gesetzgeber wahrlich nicht die Absicht zum
Ausdruck bringen können, mit der Vorschrift in Ziffer 1
§ 1 ein rechtzeitiges Eingreifen gegen noch nicht ver-
wahrloste, aber gefährdete Kinder in weitestem Um-
fange zu gewährleisten.

Und wie hat sich nun das Kammergericht hierzu
gestellt?

Man kann da gewissermaßen drei verschiedene
Stadien unterscheiden.

Zunächst lehnte das Kammergericht alle Anträge
auf Fürsorgeerziehung in solchen Fällen ab, in denen
zur Zeit der Beschlußfassung des Vormundschafts-
gerichts schon in anderer Weise, insbesondere auch
durch die öffentliche Armenpflege, für das betreffende
Kind gesorgt worden war; denn — so führte das
Kammergericht aus — die Gefahr der Verwahrlosung
sei ja durch die auderweite Unterbringung des Kindes
schon ausgeschlossen, also fehle es an einer wesentlichen
Voraussetzung für die Anwendung des Gesetzes.

Auf die Vorstellungen der Gemeinden, daß ihnen
eine rechtliche Verpflichtung garnicht obliege, für ein
Kind weiter zn forgen, welches nur zu seinem Schutz
den Eltern abgenommen und anderweit untergebracht
sei, und daß das Kind den Eltern wieder zurück-
gegeben werden würde und auf Verlangen der Eltern
sogar zurückgegeben werden müsse, und dann zweifellos
gänzlich verwahrlosen würde, daß ein solches Verlangen
sehr häusig von den Eltern nach dem vollendeten
14. Lebensjahr des Kindes gestellt würde, weil sie
ja dann ein Interesse daran haben, die Arbeitskraft
des Kindes selbst auszunutzen, und daß dann sicherlich
Geld und Mühe meist vergebens aufgewendet sein
würde, — auf diese Vorstellungen hin hat dann
das Kammergericht diesen seinen ersten überaus
schroffen Standpunkt aufgegeben und gesagt: Allerdings
müsse in jedem einzelnen Falle durch den Vormund-
schaftsrichter geprüft und festgestellt werden, ob armen-
rechtliche Hilfsbedürftigkeit vorliege oder nicht. Liege
solche vor, dann müsse der Armenverband nach wie
vor für das Kind sorgen, denn das Gesetz sei nicht
dazu bestimmt, deu Armenverbänden die Sorge für die
Kinder, die ihnen fönst obliegen würde, abzunehmen.
Liege aber Hilfsbcdürftigkeit nicht vor, dann könne auf
Gruud des Fürsorgcerziehungsgesetzes eingeschritten
werden, wenn sonst die Voraussetzungen dazu gegeben
und andere Maßregeln nicht anwendbar seien.

Wenn diese Entscheidung auch etwas mehr Ent-
gegenkommen gegen die Armenvcrbände zeigt, so war
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.doch anch mit ihr nicht recht etwas anzufangen, denn
die Feststellung der armenrechtlichen Hilfsbcdürftigkeit
durch den Vormundschaftsrichtcr bildet ein Novum,
das durch gesetzliche Bestimmungen kaum gestützt wird
und deshalb wohl zweifellos Anlaß zu vielen Schwierig-
keiten und Kompetenzstreitigkeitcn gegeben hätte.

Aus diesen Schwierigkeiten fand dann aber das
Kammergericht in späteren Entscheidungen sehr bald
einen Ausweg. Unter Berufuug auf Entscheidungen
des Bundesamtes für das Hcimatswesen gab es dem
Vormundschaftsrichter an die Hand, gegebenenfalls
die armenrechtliche Hilfsbedürftigkeit für einen Minder-
jährigen gewissermaßen künstlich zu konstruieren; und
an dieser Rechtsauffassung, daß eine solche künstliche
Konstruktion der Hilfsbedürftigkeit nicht nur zulässig,
sondern auch geboten sei, hat das Kammergericht bis
jetzt noch konsequent festgehalten. Es führt aus, das
Bundesamt für Heimatswesen habe wiederholt erkannt,
daß die Armenverbände verpflichtet seien, Obdach und
Unterhalt einem Kinde zu gewähren, wenn dasselbe in
seinem eigenen Interesse, zu seinem eigenen Schutz den
Eltern habe fortgenommen und anderweit untergebracht
werden müssen. Das Kind sei dann hilfsbedürftig im
armenrcchtlichen Sinne, vorausgesetzt, daß die Mittel
zur Unterbringung auf andere Weise nicht beschafft
werden könnten. Es werde daher — sagt das Kammer-
gericht weiter — in allen solchen Fällen immer, voraus-
gesetzt, daß das Kind selbst noch nicht verwahrlost sei,
nichts im Wege stehen, daß der Vormundschaftsrichter
von der ihm durch § 1666 B. G. B. eingeräumten weit-
gehenden Befuguis Gebrauch mache, den Eltern das
Recht der Sorge für die Perfon des Kindes entziehe,
dieses Recht auf einen Pfleger übertrage und anordne,
daß das Kind von den Eltern zu trennen und ander-
weit unterzubringen sei.. — Sache des Pflegers sei
es dann, wegen der anderweitigen Unterbringung des
Kindes — falls die Mittel hierzu fönst nicht beschafft
werden könnten — sich mit dem Armcnverbande in
Verbindung zu setzen und diesen eventuell im Wege
der Beschwerde Zur Aufbringung der Kosten zu zwiugen.
Nur für besondere Aufwendungen zu erzieherischen
Zwecken, sagt das Kammergericht weiter, habe der
Armenverband, wie vom Bundesamt ebenfalls ent-
schieden sei, nicht aufzukommen. „Wenn also" —
heißt es in der einen Entscheidung — „nach der Ge-
staltung der Umstände des einzelnen Falles solche be-
sonderen Aufwendungen erforderlich werden, insbe-
sondere die Erziehung in einer Erziehungsanstalt ge-
boten erscheint, dann hat die Fürsorgeerziehung einzu-
treten, sofern nicht auch hier die freie Liebesthätigkeit
in geeigneter Weise hilfreich eingreift." M i t anderen
Worten sagt also das Kammergericht: Fürsorgeerziehung
darf nur angeordnet werden, wenn die Verwahrlosung
des Kindes schon soweit vorgeschritten ist, daß be-
sondere Aufwendungen zu erzieherischen Zwecken —
also meist Anstaltserziehung — notwendig sind; und
das heißt, in die Praxis übertragen, nichts anderes,
als daß Fürsorgeerziehung nur in den Fällen der
Ziffern 2 und 3 des ß 1, welche, wie oben hervor-
gehoben, eine bereits eingetretene Verwahrlosung vor-
aussetzen, stattfinden darf. I n allen anderen Fällen,

also auch in den Fällen der Ziffer 1 foll der Armen-
Verband eintreten, denn dann kann ja das Kind nach
Maßgabe des § 1666 B. G. B. armenrechtlich hilfs-
bedürftig gemacht werden.

Damit wird aber einmal die Entscheidung der
Frage, ob Familien- oder Anstaltserziehung angewendet
werden soll, indirekt ganz in die Hand des Vormund-
schaftsrichters gelegt, und das widerspricht zweifellos
dem Gesetz, denn dieses hat die Entscheidung darüber
ausdrücklich dem Kommnnalverbande übertragen; nnd es
wird ferner damit die Familiencrziehung von Fürsorge-
zöglingen als solchen ganz in den Hintergrund ge-
drängt, wenn nicht überhaupt vollständig beseitigt,
ebenfalls im Widerspruch mit dem Gesetz, welches
gerade Gewicht darauf legt, in erster Linie die Familien-
erziehnng zur Anwendung zu bringen. Denn, wenn
wirklich nur verwahrloste Kinder zur Fürsorgeerziehung
überwiesen werden sollen, dann werden diese wohl nur
höchst selten bei Familien untergebracht werden können,,
weil ordentliche Familien sich naturgemäß meist scheuen,
werden, der Verwahrlosung bereits anheimgefallene
Kinder bei sich aufzunehmen.

Weiter aber: Der Armcnverband soll eintreten,
uud eventuell durch Beschwerde dazu angehalten werden.
— Wird denn aber eine solche Beschwerde auch Erfolg
haben können, wenn es sich um über 14 Jahre alte
Minderjährige handelt, welche doch nach allgemein an-
erkannten verwaltungsrechtlichen Grundsätze:: schon selber
für sich sorgen sollen, und bei welchen deshalb im.
Falle ihrer Trennuug von den Eltern armenrcchtliche
Hilfsbedürftigkeit ohne weiteres nicht wird angenommen
werden können, wenn sie nicht gerade krank oder schwäche
lich und deshalb erwerbsunfähig sind? — Aber auch
bezüglich der jüngeren Kinder erscheint es mindestens
fraglich, ob eine Beschwerde den vom Kammergericht
gewünschten Erfolg haben kann. Die angezogenen
Bundesamtsentscheidungen bieten dafür meines Er-
achtens keine ausreichende Grundlage. Abgesehen davon,
daß diesen Bundesamtsentscheidungen besonders eigen-
artige Fälle zu Grunde liegen, in denen meist durch
Vermittelung der Polizei Kinder den Eltern abge-
nommen waren, sind alle diese Entscheidungen durchweg
lange vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetz-
buches und des zur Ergänzung des § 1666 erlassenen,
Fürsorgeerziehungsgesetzes ergangen. Durch das Für-
sorgeerziehungsgesetz hat sich aber die Rechtslage gegen
früher wesentlich geändert, wenigstens hat sie nach der
Absicht des Gesetzgebers geändert werden sollen, nämlich,
insofern, als jetzt durch das Gesetz in dem Kommunal-
verbande ein Träger für diejenigen Kosten geschaffen
ist, welche entstehen, wenn ein Kind auf Grund des
§ 1666 oder 1838 den Eltern oder Erziehern fortge-
nommen und anderweit untergebracht werden muß.
Daß dies jedenfalls die Absicht des Gesetzgebers ge-
wesen ist, daß er damit die im § 1666 in Bezug auf
die Kostenfrage bestehende Lücke hat ausfüllen wollen,
das ergiebt sich unzweifelhaft aus einer Reihe von
Äußerungen, von denen ich einige hier verlesen möchte..

Zunächst heißt es in den Motiven in Bezug auf,
die §§ 1666 und 1838:
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Das B. G. B. hat keine Anordnung darüber
getroffen, wie diese Maßregel (des § 1666) ans-
geführt werden soll, wenn die dazu erforderlichen
Mittel weder aus dem Vermögen des Kindes
noch von den zu seinem Unterhalt Verpflichteten
bestritten werden können. I n der Regel werden
diese Mittel fehlen; Recht und Pflicht des Vor-
mundschaftsrichters wären wohl theoretisch fest-
gelegt, könnten aber praktisch nicht ausgeführt
werden, wenn nicht landesgesetzliche Bestimmungen
dafür sorgten. Dieser Pflicht sind denn auch
alle Bundesstaaten, soweit sie die Zwangs-
erziehung nach Erlaß des B. G. B. neu geregelt
haben, nachgekommen. Sie haben die Durch-
führung der vormundschaftlichen Zwangserziehung
iu allen Fällen, wo sie sonst aus Mangel an
materiellen Mitteln unterbleiben müßte, sicher
gestellt. Der vorliegende Entwurf ist diesem
Vorgange gefolgt und hat die vormundschaftliche
Zwangserziehung in seinen Bereich gezogen.

I n gleichem Sinne bemerkt der Herr Minister des
, ohne dabei von irgend einer Seite 'Wider-

spruch zu erfahren, bei Einbringung des Entwurfes im
Herrenhause bezüglich der fraglichen Vorschriften:

So segensreich diese Vorschriften (der §§ 1666
und 1838) sind, so bedürfen sie der Ausbildung
durch die Landesgesetzgebung, denn der Vormund-
schaftsrichter ist anßer Stande, sie zur Durch-
führung zn bringen, sofern es an einem Organ
fehlt, das die Kosten der Zwangserziehung zu
übernehmen hat. Die Eltern der hier in Be-
tracht kommenden Kinder sind meistens nicht dazu
im Stande, und, sofern nicht aus öffentlichen
Mitteln diese Kosten gedeckt werden, würden diese
höchst wichtigen Paragraphen auf dem Papier
stehen und nicht zur Ausführung kommen.

Damit stimmen anch die Äußerungen des Bericht-
erstatters der Herrenhauskommission, des Herrn Ober-
bürgermeister D e l brück überein. Dieser sagt:

Das B. G. B. enthält keine Bestimmung darüber,
auf wessen Kosten die Zwangserziehung eintreten
soll. Die Bestimmungen desselben schweben also
in gewissen Grenzen insofern noch in der Luft,
als in der Mehrzahl der Fälle, wo die Zwangs-
erziehung nötig ist, ein Träger der Kosten nicht
vorhanden sein wird. Es würden nur der
Minderjährige oder dessen Eltern zur Tragung
der Kosten herangezogen werden können, und
die pflegen in den Fällen, in denen die Zwangs-
erziehung nöthig wird, meist nichts zu haben.
Hier greift nun der Entwurf ein, indem er eine
Zwangserziehung auf öffentliche Kosten ein-
treten läßt.
Auch im Abgeordnetenhause wurde der gleiche

Standpunkt vertreten und ganz besonders betont, es
müsse vor allem verhindert werden, daß diese neuen
Bestimmungen des B. G. B. infolge Mangels an
finanziellen Mitteln ein toter Buchstabe blieben.

Bei diesem von allen beteiligten Faktoren mit
seltener Einmütigkeit in den verschiedensten Stadien

der Beratung wiederholt und auf das bestimmteste
zum Ausdruck gebrachten Standpunkte des Gesetzgebers
kann es kaum zweifelhaft erscheinen, daß der Gesetz-
geber die Aufbringung der Kosten in den Fällen, in
welchen vom Vormundschaftsrichter die anderweitige Unter-
bringung eines Kindes auf Grund des § 1666, 1838
angeordnet wird, — wenn sonst Mittel dazu nicht
vorhanden sind — durch das Fürsorge-Erzichuugsgesetz
unter allen Umständen hat sicherstellen wollen.

An die Möglichkeit aber, daß in diesen Fällen das
Fürsorgcerziehungsgesctz, so zu sagen, umgangen werden
könnte, und die Kosten den Armenverbänden auserlegt
werden könnten, hat der Gesetzgeber augenscheinlich
auch nicht im entferntesten gedacht, uud er hat solches
auch keinesfalls beabsichtigt. Wenn aber der Standpunkt
des Gesetzgebers richtig ist, nnd das muß doch an-
genommen werden, dann können füglich jene Bundes-
amtscntscheidungen von den Beschwerdeinstanzen, die
darüber entscheiden sollen, ob die Armenverbände ver-
pflichtet sind, ein solches Kind zu übernehmen oder
nicht, nicht mehr als maßgebend angesehen werden,
und demzufolge müßten die Beschwerden unbedingt
als unbegründet zurückgewiesen werden. Und was
geschieht dann im Einzelfalle? Es muß ein neues
Verfahren eingeleitet werden und in der Zwischenzeit
verkommt das Kind weiter.

Das Kammcrgcricht stützt dann ferner seine Ent-
scheiduugen im wesentlichen darauf, daß die Anordnung
der Fürsorgeerziehung immer nur die rlitimg. rat io
bilden dürfe. Sie dürfe nach den Motiven und den
Ausführuugsbcstimmungen immer nur im äußersten
Notfalle zur Anwendung kommen, wenn alle anderen
dem Vormundschaftsrichter zu Gebote stehenden Maß-
regeln versagen. Das Gesetz solle also nur eine sub-
sidiäre Handhabe bieten und die diese Subsidiarität müsse
unter allen Umständen gewahrt werden. — Allerdings
steht das in den Motiven, aber die Motive geben anch
ausdrücklich den Grund dafür an, weshalb die Fürsorge-
erziehung erst in letzter Linie in Frage kommen dürfe,
nämlich, „weil die Fürsorgeerziehung so tief in das
Verhältnis des Minderjährigen zu feinen Eltern und
seiner Familie eingreift, daß sie in vielen Fällen eine
vollständige Loslösuug des Minderjährigen von der
Familie zur Folge hat". Uud da drängt sich
einem denn doch die Frage auf, ob wirklich dieser
Eingriff in das Verhältnis zwischen Kind und Familie
geringer ist, wenn das Kind auf Kosten des Armen-
verbandes von den Eltern getrennt und anderweit unter-
gebracht wird, als wenn dies auf Grund des Fürsorge-
erziehungsgesetzes ans Kosten des Kommuualverbaudes
geschieht. Das scheint doch im Erfolge ganz dasselbe
zu sein. Gemeint kann nur sein, daß nicht etwa die
Fürsorgeerziehung als solche, sondern daß überhaupt
die Trennung des Kindes von den Eltern die äußerste
Maßregel bilden dürfe. Dieser vom Kammergericht so
sehr in den Vordergrund gestellte Gesichtspunkt der
subsidiären Anwendung des Gesetzes wird also meines
Erachtens nicht so schwer ins Gewicht fallen können.

Ebenso verhält es sich mit den besonderen
Aufwendungen Zu erzieherischen Zwecken, von deren
Notwendigkeit die Anwendung des Gesetzes abhängen
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soll. Sind denn Anwendungen zn erzieherischen
Zwecken nicht nötig, wenn der Armenvcrband ein Kind
in einer fremden Familie unterbringt? Tas Kind
muß doch auch in der fremden Familie erzogen und
gut erzogen werden, damit aus ihm ein ordentlicher
Mensch wird. Also wie soll da unterschieden werden
zwischen dem, was für die Erziehung und dem, was
für die Pflege uud dcu Unterhalt aufgewendet wird?

Dazu kommt aber, daß in dcu Bnndcsamts-
entfcheidungen ausdrücklich hervorgehoben worden ist,
daß die öffentliche Armenpflege keinesfalls über die
Zeit der unbedingten Notwendigkeit fortgefetzt werden
dürfe. Das Kind müsse den Eltern zurückgegeben
werden, sobald dies irgend thunlich sei, ohne das
Kind weiteren Gefahren auszusetzen. Es könnte sich
demnach immer nur um provisorische Maßregeln
auf Wochen oder Monate handeln. Und ob in einer
so kurzen Zeit auf eine Bcsfcruug für die Dauer
wird gcrcchuet werdcu könucn, das steht doch sehr
dahin. Außerdem ist es auch sehr fraglich, ob sich
überhaupt ordentliche Familicu finden werden, welche
ein Kind auf fo kurze Zeit zu fich nehmen werden.

Aus alledem ergiebt sich unzweifelhaft, daß die
Auffasfung des Kammcrgerichts über die Anwendbarkeit
des Gesetzes weit abweicht von derjenigen des Gesetz-
gebers, ja, daß das Kammergericht sich in direkte::
Gegensatz zu dem gestellt hat, was der Gesetzgeber
hat erreichen wollen.

Nun kommen aber die Fälle der Ziffer 1 des
ß 1 des Gesetzes, also alle die Fälle bevorstehender
Verwahrlosnng, in denen die Kinder selbst nichts ver-
schuldet haben, aber infolge schuldhaftcu Verhaltens
der Eltern der Verwahrlosuug eutgcgeugehen, im prak-
tischen Leben gerade am allcrhäufigsteu vor. Uud auf
alle diese Fälle soll das Gesetz uach Ansicht des
Kammcrgerichts keine Anwendung finden! Ja weshalb
ist denn aber die Bestimmung überhaupt iu das Gesetz
aufgeuummen? Thatsächlich läßt sich ein Fal l über-
haupt nicht konstruieren, welcher nach der Rechts-
auffaffung des Kammergerichts unter die Vorschrift der
Ziffer 1 gebracht werden könnte, denn die Annenverbände
follen ja für die noch nicht verwahrlosten, aber gefährdeten
Kinder eintreten. Werden nun aber die Armenverbände
das auch thun, werden sie in dem gewünschten Umfange
für die Kinder eintreten, werden sie überhaupt weiter-
hin noch denselben Eifer bei der Ermittelung der Fälle
an den Tag legen, wenn sie sich sagen müssen, daß
sie ihre ohnehin schon nicht geringen Armenlasten da-
durch ins Ungemessene steigern?

M . H. Als es sich um die Frage handelte,
von wem uud mit welchen Anteilen die Fürsorge-
erziehungskosten getragen werden sollten, wurden
die sämmtlichen Landesdirektoren von der Königlichen
Staatsregierung gutachtlich darüber gehört, ob es an-
gebracht erscheine, diese Kosten zu dritteln, derart, daß
die Gemeinden oder Armenverbände, die Provinzial-
verbände und der Staat mit je einem Drittel heran-
zuziehen seien. Die Landesdirektoren erklärten darauf,
daß die Armenverbände unter allen Umständen ganz
frei gelassen werden müßten, weil zu befürchten sei, daß
sie mit den Fürsorgeerziehungsanträgen und mit der

Ermittelung der fürforgebedürftigen Kinder zu sehr
zurückhalten würdeu, weuu sie eiuen Teil der Kosten
zu tragen hätten, und daß dann der Zweck des Ge-
setzes nicht oder doch nur unvollkommen erreicht
werden könnte.

Diese Gründe sind dann später bei der Beratung
des Gesetzes als zutreffend anerkannt worden. Und
nun fagt das Kammcrgericht, die Armcnvcrbände
müßten erst recht belastet werden, wenn auch freilich
nicht anf Grnnd des Fürforgcerziehuugsgcfetzes, fo
doch auf Gruud des § 166tt B. G. B . ! — Also
auch iu dieser Beziehung gehen die Ansichten des
Gesetzgebers und des Kammcrgerichts weit auseinander.

Wenn aber auch die Armcnvcrbändc thatsächlich
den redlichsten Willen haben würden, alle die Fälle
drohender Vcrwahrlofuug vou Kindern auf sich zu
nehmen uud uach wie vor Zu ermitteln, sie wären dazu
garuicht iu der Lage aus dem einfachen Grnnde, weil
die hierzu erforderlichen Hilfsorganc versagen, d. h.
alle diejenigen Personen, dercu Vcrnf oder ehren-
amtliche Thätigkeit es mit sich bringt, daß sie mit den
ärmeren Volksklasscn in Berührung kommen, also die
Armen- und Waisenpflegeorganc, die Geistlichen, die
Volksschnllehrcr und Lehrerinnen, die sich in den Dienst
der Fürsorgeerziehung gestellt haben, und sonstige
Bürger, die sich aus Menschenfreundlichkeit der Sache
angenommen haben. Alle diese Personen werden ihre
Mithilfe bei der Ermittelung der Fälle zurückziehen.
Schon jetzt hat sich in diesen Kreisen eine große Nieder-
geschlagenheit und Mutlosigkeit bemerkbar gemacht.
Sie sagen sich, wir haben unser bestes gcthan, aber
es nützt nichts; alle uuscre Bemühungen bleiben erfolg-
los uud wir sind hiuterhcr die Angefeindeten.

Nur dem regeu Eifer dieser freiwillig thätigen
Hilfsorgaue ist es zum großen Teil zuzuschreiben, daß
Z. B. bei uns in Tanzig während des ersten Jahres
des Bestehens des Gesetzes 334 Anträge auf Anordnung
der Fürsorgeerziehung haben gestellt werden können.
Aber nur in 164 Fällen ist den Anträgen entsprochen
worden uud 134 Anträge sind abgelehnt; der Rest ist
in anderer Weise erledigt. — Also nahezu die Hälfte
sämtlicher Anträge ist abgewiesen worden, weil die
Kinder noch nicht genug verwahrlost waren; und sicher-
lich wäre diese Anzahl noch bei weitem größer, wenn
nicht in der ersten Zeit die Vormnndschaftsrichter den
Anträgen geneigter gegenübergestanden hätten und das
Kammergericht seine Ncchtsauffafsung natürlich erst viel
später hätte zur Geltung bringen können.

M . H. ! Das Gesetz kann auf dem Wege, den
ihm das Kammergericht gewiesen hat, die hohen sozial-
politischen Ziele nicht erreichen, die es sich gesteckt hat.
Das Kammergericht verhindert ein rechtzeitiges Ein-
greifen, wenn es die noch nicht verwahrlosten Kinder
von den Wohlthaten des Gesetzes ausschließt, und es
hat die Vorschrift der Ziffer 1 des § 1 zu einem
Scheindasein verurteilt, das praktisch nicht verwertet
werden kann und damit das ganze Gesetz durch diese
so außerordentlich enge Begrenzung seiner Anwendbar-
keit in seinen Wirkungen nahezu auf dieselbe Stufe
der Unzulänglichkeit herabgedrückt, an welcher das alte
Gesetz von 1878 krankte.
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Ich könnte nun eine ganze Reihe von Beispielen
aus der Praxis anführen zur Illustration dessen, welche
Anschauungen über Anwendbarkeit oder Nichtauwcud-
barkcit des Gesetzes infolge der Rechtsprechung des
Kammcrgcrichts jetzt bei den Vormundschaftsrichtern
Platz gegriffen haben. Es würde das aber zu weit
führen. I m allgemeinen kann man aber wohl fagcn,
daß in der Hauptfache jetzt uur noch solche Minder-
jährige zur Fürsorgeerziehung überwiesen werden, welche
strafbare Handlungen begangen haben und gerichtlich
bestraft worden sind, oder Mädchen, die sich frühzeitig
der Unzucht ergeben haben. Für notorische Schulläufcr
für Kinder, die von ihren dem Trunke und soustigen
Lastern ergebenen Eltern vernachlässigt oder zum Bet-
teln, zum Diebstahl augehalten werden, ja auch für
Kiuder, die nachweislich gestohlen haben, ohne daß
dies zur Kenntnis der Strafgerichte gekommen ist, wird
Fürsorgeerziehung nicht mehr angeordnet. Das sind
Folgen, die doch zu denken geben, und die der Ge-
setzgeber gewiß nicht gewünscht hat.

M . H.! Der Herr Regierungspräsident in Danzig
hat in einer für die Magistrate seines Regierungsbezirks
erlassenen Instruktion über die Ausführung des Für-
sorgeerziehungsgesetzes gesagt:

Es ist das erste Gesetz, das eine enge und tief-
gehende Berührung der Verwaltung^- und Justiz-
behörden herbeiführt und verlangt. Nichts Wäre
unerwünschter, als wenn verschiedenartige Auf-
fassung über Wert uud Bedeutung des Gesetzes
ein so segensreiches Zusammenwirken verhindern
würde, wie es auf dem Gebiete namentlich der
Schulverwaltung und der Heeresergänzuug Zwi-
schen den Behörden verschiedener Zweige der
Staatsverwaltung in der Kreisinstanz seit Jahr-
zehnten besteht. — Kaum ein Gesetz fordert Zu
seiner Handhabung vorsichtigere Hände; eine
Reihe abgewiesener Anträge muß ebenso schädlich
wirken, wie ein sorgsam vorbereiteter Antrag zu
einem warnenden Beispiel für eine ganze Gegend
zu werden vermag.
Ich glaube, wir alle können diesen Worten aus

vollster Überzeugung beistimmen. Wir können aber gleich-
zeitig leider auch konstatieren, daß die hierin zum Ausdruck
gebrachte Hoffnung auf Einigkeit zwischen Verwaltungs-
und Justizbehörden in Bezug auf Auffassung über
Wert und Bedeutung des Gesetzes nicht in Erfüllung
gegangen ist, und daß dieser Mangel an Einigkeit
bereits schädliche Folgen nach sich gezogen hat.

Meine Herren! Der Geist des Gesetzes ist von
den Gerichten nicht genügend berücksichtigt, die Tendenz
des Gesetzes, welche dahin geht, die armen Kinder,
die der Verwahrlosung zu verfallen drohen, möglichst
schnell in andere Umgebung und andere Erziehung Zu
bringen, um sie zu ordentlichen Menschen heranzubilden.
Ob diese wohlmeinenden Absichten des Gesetzgebers
bei der jetzigen Rechtslage berücksichtigt werden konnten
oder nicht, mit anderen Worten, ob das Kammerge-
richt bei der jetzigen Rechtslage richtig oder unrichtig
entschieden hat, darüber kann man verschiedener Meinung
sein. Jedenfalls aber haben die Gemeinden sowohl
aus finanziellen als auch aus ethischen uud sozialpolitischen

Rücksichten das größte I n t erresse daran, alles zu versuchen,
um eine Aendcruug der Rechtsprechung des Kammer-
gerichts in Fürsorgcerziehuugssacheu herbeizuführen,
damit den wohlmeinenden Absichten des Gesetzgebers
bei der Durchführung des Gesetzes in vollem Umfange
Rechnung getragen und dasjenige mit dem Gefetz auf
dem weiten Gebiete der Iugendfürforgc erreicht werden
kann, was der Gesetzgeber erstrebt hat.

Diese so folgenschwere Rechtsprechung des Kammer-
gerichts in Fürsorgcerziehungssachcn ist auch bereits
im Hcrrcuhause währeud der letzten Tagung desselben
im M a i dieses Jahres zur Sprache gebracht worden.
DasHerrenhausmitglicd Oberbürgermeister Dr. Lentzc -
Barmen hat dort bereits auf die Folgen hingewiesen
und die Bitte ausgesprochen, die Königliche Staats-
regieruug möchte dieser Frage sehr eruste Aufmerksamkeit
zuwenden. Es sind ferner in Zeitschriften Abhand-
lungen über diese Frage veröffentlicht, insbesondere über
die Grenzen der Fürsorgeerziehung und der Armenpflege,
die sich ja so vielfach berühren, uud es ist da der
Nachweis zu erbriugcn versucht, daß das Kammergericht
auf einem unrichtigen Standpunkte steht. Es ist endlich
von dem Dauziger Magistrat mit einer gegen den ab-
lehnenden Beschluß des Landgerichts erhobenen Be-
schwerde an das Kammergericht uuter ausführlicher
Darlegung aller von mir eben angeführten und noch
weiterer Gründe nochmals versucht wordeu, das Kammer-
gericht umzustimmen.

Ob diese Schritte Erfolg haben werden, steht
dahin. Ich glaube es kaum. Ich bin vielmehr der
Meinuug, daß das Kammcrgericht seiuc Rechtsauffassung
nur dann aufgeben und den Absichten des Gesetz-
gebers anpassen wird, wenn ihm durch gesetzgeberische
Maßnahmen eine Handhabe dazu geboten wird, sei es
durch eine Änderung oder Ergänzung der ein-
schlägigen Bestimmungen, sei es durch Herbeiführung
einer authentifchen Interpretation, fei es in son-
stiger geeignet erscheinenden Weise. Solch eine Hand-
habe zu schaffen, dazu ist die berufene Stelle der Herr
Minister des Innern, denn er ist nach ß 22 mit der
Ausführung des Gesetzes beauftragt. Es wird sich
daher empfehle::, dem Herrn Minister in einer besonderen
Vorstellung alle die Gründe darzulegen, welche es ge-
boten erscheinen lassen, hier Wandel zu schaffen und
darauf hinzuwirken, daß das Gesetz den Intentionen
des Gesetzgebers entsprechend ausgeführt werden kann.
Zweckmäßig wird meiner Anficht nach diese Vorstellung
oder Eingabe oder Petition, wie man es nennen wi l l ,
von dem Vorstande des Städtetagcs, dem Herrn Minister
zu nnterbreiten sein.

Ich erlaube mir deshalb den Antrag zu stellen:
Der Städtetag wolle beschließen:

Der Vorstand wird ersucht, bei dem Herrn
Minister des Inneren dahin vorstellig zu werden,
geeignete Maßregeln zu treffen, durch welche die
Handhabung des Gesetzes über die Fürsorge-
erziehung Minderjähriger vom 2. Ju l i 1900, ins-
besondere der Vorschrift in Ziffer 1 § 1 seitens
der Gerichte entsprechend den in der Begründung
des Gesetzentwurfes (S. 13) zu den §§ 1666,
1838 B. G. B. gemachten Ausführungen, sowie
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im Sinne der bei Gelegenheit der Beratung des
Gesetzes wiederholt und auf's Bestimmteste zum
Ausdruck gebrachten, von dem Königlichen Kammer-
gericht in seinen bisherigen Entscheidungen aber
nicht berücksichtigten Absichten des Gesetzgebers

. in vollem Umfange gewährleistet wird.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Meine
Herren! Ich eröffne die Diskussion über den eben ge-
hörten Vortrag und frage, ob das Wort gewünscht wird.

Landeshauptmann Hinze: Meine Herren! Es ist
mir außerordentlich interessant gewesen, auch gerade aus
großen Städten Urteile über das Gesetz und seine Auslegung

Davon waren:

- a) K n a b e n : ev.

noch nicht schulpflichtig 10
schulpflichtig 114
schulentlassen 74

durch das Kammergericht zu hören, und ich habe mich
Zum Wort gemeldet, um Ihnen einige kurze statistische
Zahlen zu geben, über das, was das Gesetz bisher in
Westprcußcn zur Folge gehabt hat, und daraus werden
Sie vielleicht entnehmen, daß man seine Ausführung
doch nicht so ganz abfällig kritisiren darf.

Auf Grund des Gesetzes vom 2. I n l i 1900 ist
innerhalb der Provinz Westpreußen in der Zeit vom
1. April 1901 bis einschließlich 31. Ju l i 1902 im Ganzen
für 590 Minderjährige die Unterbringung zur Fürsorge-
erziehung durch Beschluß des Vormundschaftsgerichts-
augcorduet.

Summa n. 198

b) M ä d c h e n :
noch nicht schulpflichtig 4
schulpflichtig 42
schulentlassen 22

kathl.

15
124
56

195

6
51
19

mosaisch
—
—
2

2

—

Religion nicht festgestellt

5
21
3

29

3
18
1

30
259
135

424

13
111
42

Summa d 68 76
Hierzu „ a 198 195

22
29

166
424

Zusammen 266 271

I n 95 Fällen, die insgesammt 154 Kinder be-
treffen, habe ich die sofortige Beschwerde gegen den Unter-
bringungsbeschluß eingelegt, weil nach meiner Auffassung
die Voraussetzungen des Gesetzes nicht gegeben waren.

I n der Beschwerdeinstanz ist hierauf in 89 Fällen
Entscheidung ergangen, welche in 70 Fallen auf Auf-
hebung des Unterbringungsbeschlusses über 126 Kinder
und in 19 Fällen auf Zurückweisung der Beschwerde
lautete. I u 9 dieser letzteren Fälle war das Vor-
handensein der Voraussetzungen des Gesetzes durch
weitere Ermittelungen festgestellt, in den noch ver-
bleibenden 10 Fällen habe ich die weitere Beschwerde
beim Kammergericht erhoben. Vom Kammergericht ist
darauf in 3 Fällen auf Aufhebung des Beschlusses
und in 6 Fällen ans Zurückweisung der weiteren
Beschwerde erkannt. I n einem Falle steht die Ent-
scheidung des Kammcrgerichts noch aus.

Es kommen also von den 590 Kindern 130 in
Abzug, sodaß 460 verbleiben, die der Fürforgeerziehuug
überwiesen wurden. Allerdings sind noch in 7 Fällen
auf die von den Eltern eingelegten sofortigen Beschwerden
die auf Unterbringung lautenden Beschlüsse über
8 Kinder aufgehoben bezw. an das betreffende Amts-
gericht zurückverwiesen.

Wenn man dieses Ergebnis vergleicht mit den
Wirkungen des früheren Zwangserziehungsgesetzes von
1878, so kamen damals im Jahre etwa 40 Kinder zur
Zwangserziehung, im höchsten Falle einmal 50. Also,
daß die Wirkung des Fürsorgeerziehungsgesetzes auch
in Westpreußen weit über die des ehemaligen Zwangs-
erziehungsgesetzes hinausgeht, ergiebt sich aus diesen
Zahlen.

51 590

Nun gipfelt die Auffasfuug des Herrn Referenten
darin, daß die Gerichte und die Ansführungsbehörden
die Nummer 1 des § 1 des Gesetzes zum Teil falfch
interpretieren. Ja , Meine Herren, in der Hinsicht habe
ich von Anfang an auf dem Standpuuktc gestanden,
daß diese Nummer 1 doch nicht so klar, wie der
Referent annimmt, es zum Ausdruck bringt, was nun
der Fürsorgeerziehung und was der Armenpflege anheim-
fallen soll. Eine gute geordnete Armenvflegc wird
stets den Pflichten, welche die Fürsorgeerziehung haben
soll, sehr nahe kommen, d. h., es wird sehr schwer
sein, zn sagen, in diesem Falle hat die Armenpflege
einzugreifen und in diesem Falle ist Fürsorgeerziehung,
notwendig. Nehmen sie einmal an, es stirbt bei einer
armen Familie Vater nnd Mutter weg. Die Kinder
von 2 bis 3 Jahren oder noch jünger bleiben ohne
jedes Vermögen, ohne ein Stück Brot, beinahe ohne
Windel und Hemd zurück. Wer hat da eiuzutreteu?
Da wird der städtische Kommunalbeamte sagen, da
droht körperliche Verwahrlosung, da muß die Fürsorge-
erziehung eingreifen. (Zurufe: O nein!) Ich habe
derartige Fälle erlebt, in denen bereits die Unter«
bringung derartiger Kinder seitens des Armenvcrbandes
erfolgt war und in denen dann nachträglich verlangt
wurde, daß die Fürsorgeerziehung angeordnet werden
sollte. Gegen diese Ausdehnung des Gesetzes habe ich
mich gesträubt und werde mich weiter sträuben. I m
Übrigen wi l l ich aber nicht verkennen, daß die Inter-
pretation der Nr. 1 des § 1, zu der das Kammergericht
langsam vorgerückt ist, immer schärfer geworden ist
nnd mit meiner Auffassung des Gesetzes auch nicht in
allen Punkten übereinstimmt; ich glaube das Kammer-
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gericht geht jetzt zu weit und hat manche Anträge ab-
gelehnt, denen man besser Folge gegeben hätte. I n -
dessen, das Gesetz ist ja noch neu, es wirkt erst seit
einem Jahre, denn ehe die ersten Beschlüsse heraus-
kamen, war ja eine geraume Zeit verstrichen. Also,
wenn man auch an Einzelheiten hier Kritik anlegen
mag, wenn sich auch ein gewisser scharfer Widerspruch
herausgestellt hat zwischen den Wünschen der örtlichen
Kommnnalbehörden, der Armenpflegebchörden und der
Rechtssprechung des Kammcrgcrichts, so bin ich doch
der Ansicht, daß das Gesetz bereits heute segensreich
gewirkt hat und ferner segensreich wirken wird. Die
Grenze zu finden, wo die Armenpflege und die Für-
sorgeerziehung sich berühren, der einen dieses uud der
anderen jenes Gebiet Zuzuweisen, das ist eine sehr
schwierige Anfgabc. Ich glaube jedenfalls, im Wege
der authcntifchcn Interpretation, etwa durch die staatliche
Aufsichtsbehörde wcrdeu Sie nicht weiter kommen, da
kennen Sie die preußischen Gerichte nicht; an eine
solche Interpretation würde sich das Kannnergericht nie
und nimmer halten, es bliebe dann nur übrig, die
Kliuke der Gesetzgebung aufs neue iu die Hand zu
nehmen.

Bürgermeister Saalmann-Zempelburg: Ich vermag
nur die Richtigkeit der vou dem Herrn Berichterstatter
bezüglich der Durchführung des Fürsorgeerziehungs-
gesetzes gemachten Ausführungen nach den für unfere
Fürsorgcverhältuisse getroffenen gerichtlichen Entschei-
dungen zu bestätigeu. Beispielsweise wurde in unserer
Stadt uuter anderen ein 9-jähriger Schulknabe durch
Beschluß des Köuiglichen Amtsgerichts der Fürsorge-
erziehung überwiesen, aber der Beschluß auf die dagegen
von dem Herrn Landeshauptmann erhobene Beschwerde
durch das Königliche Landgericht zu Konitz aufgehoben.
I n dem aufhebenden Beschluß ist zwar anerkannt, daß
die Mutter des Kindes das Kind vernachlässigt habe
und sich selbst eines uusittlichen Verhaltens schuldig
mache, diese Umstände reichten aber für die Anordnung
der Fürsorgeerziehung nach den ergangenen Entschei-
dungen des Kammcrgerichts nicht aus. Sei der Ein-
fluß der Mutter auf das Kind nicht gedeihlich, so
werde der Vormund das Kind anderswo in Pflege
unterbringen müssen, wozu er, weun die hinreichenden
Mittel fehlten, den Armenverband werde angehen können.

Die tatsächliche Folge solcher Entscheidungen,
die nicht dem Sinne des beregten Gesetzes entsprechen
dürfte, ist, daß, da bei nns ordentliche Leute für die
Übernahme der Erziehuug vollständig verwahrloster
Kinder nicht zn haben sind, die verwahrlosten Kinder
Weiter in der Fürsorgeerziehung ihrer ebenso verwahr-
losten Eltern verbleiben, das erlassene Fürsorgcgesetz
also bessere Erziehungsverhältnisse nicht schafft.

Bürgermeister Deditius-Konitz: Meine Herren!
Ich glaube, wir werden wohl alle dem Antrage des
Herrn Referenten zustimmen, aber wir werden uus nicht
verhehlen können, daß das, was der Herr Landes-
hauptmann gesagt hat, anch geeignet sein wird, die
Auffassuug des Referenten, die uns vielleicht als ein
bischen grau in grau erschieu, zu moderieren. Wir
können dem Herrn Landeshauptmann nur dankbar sein

für seine Mitteilungen, aber, ich möchte doch den ziemlich
deutlichen Vorwurf zurückweisen, daß wir den Versuch
machcu könnten, einen Teil der Armenpflege anf den
größeren Kommnnalverband abzuwälzen.

Ich stimme dem Antrage des Herrn Referenten
zu, möchte jedoch empfehlen, gleichzeitig dahin zu be-
schließen, daß dem Herrn Regierungspräsidenten in
solchen Fällen, in welchen ganz hervorstechend eigen-
tümliche Auffassungen eines Vormnndschaftsrichters zu
Tage treteu, Bericht erstattet wird, damit die Staats-
regierung das Material in die Hände bekommt, um
auf etwaige Rückfragen, die nicht ausbleiben werden,
die Antwort zn haben. Ich bin überzeugt, daß die
Herren Regierungspräsidenten gern bereit sein werden,
solche Eingänge zn bearbeiten, ebenso wie die städtischen
Verwaltungen bereit sein werden, sie zu ihrer Kenntnis
zu bringen. Wenn wir das thun, schützen wir uns
vor dem Vorwurfe, Einzelfälle Zu verallgemeinern, denn
was der Herr Referent mitgeteilt hat, trifft doch nicht
alles im allgemeinen zu. Es häugt viel von den
örtlichen Verhältnissen ab, da können wir nicht alles
über einen Kamm scheercn.

Ich bitte meinen Vorschlag als Unterantrag mit
znr Debatte zu stellen.

Bürgermeister Keimann-Ricsenburg: Ich bin mit
dem Herrn Referenten durchaus der Ansicht, daß der Zweck
nnd die Wirkuug des Gesetzes durch die Entscheidungen
des Kammcrgerichtcs ziemlich illusorisch geworden ist.
Wenn trotzdem bisher im Verhältnis zu früher eine
größere Zahl von Überweisungen stattgefuuden hat,
so ist das dem Umstände zn verdanken, daß die Richter
in der ersten Zeit williger auf deu Siun des Gesetzes
eingingen uud die große Zahl von Verurteilungen eben
grade in der ersten Zeit stattgefunden hat. I n letzter
Zeit nach den Entscheidungen des Kammcrgerichts,
denen sich die Verwaltungsbehörden zum großen Teil
angeschlossen haben, werden eigentlich durchweg sämt-
liche Anträge abgewiesen, sodaß meiner Überzeugung
nach durch das Fürsorgeerziehuugsgesetz, von dem man
sich zu viel versprach, streng genommen, gegen früher
noch eine Verschlechterung eingetreten ist. Bei uns
kann ich ans der Praxis heraus mehrere Fälle anführen.
Ich greife hier einen heraus. Ein Arbeiter, dessen
Frau verstorben war, bleibt mit drei Kindern von 4
bis 8 Jahren zurück. Er selbst ist vollständig arbeits-
fähig, er arbeitet in einer Zuckerfabrik gegen einen
Tageslohn von 1,50 bis 1,80 Mark. Er sagte, ich
kann für meine 3 Kinder nicht genügend forgcn, ich
kann mir keine Wirtschafterin halten, die Kinder müssen
sich den ganzen Tag über mit Kaffee und Brot behelfen,
uud wenn ich nach Hause komme, bringe ich den Kindern
und mir eine Pulle Schnaps mit uud damit schläfern
wir uns ein. — Nachdem die Kinder in der Weise
monatelang verpflegt worden sind und mit vielem Un-
geziefer behaftet waren, fodaß sie das Mitleid der
Leute erregten nnd diese die Gmeindeschwester aufmerksam
machten, nmßte nun notgedrungen etwas geschehen.
Die Kinder wurden sofort bei anderen Leuten unter-
gebracht. I h r Zustand war mitleiderregend. Der
Mann erklärte, ja, thut mit den Kindern was ihr

5
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wollt, ich kauu nicht anders für sie sorgen. — Der
Richter wies den Antrag ans Zwangserziehung zurück
mit der einfachen Begründung: Hier ist ja gar kein
Grnnd vorhanden, der Mann weigert sich ja nicht die
Kinder abzugeben; die Armenpflege kann ja dem Mangel,
der hier vorliegt, vollständig abhelfen. Der Richter
würde nnr dann anf Zwangserziehung zu erkennen
haben, wenn die Eltern sich weigerten, die Erziehung
abzugebeu; überall wo die Eltern freiwillig auf die
Erziehung verzichten, da hat ja die Kommune das Recht
und die Befugnis in Händen, angemessen für die Er-
zichuug der Kinder zu sorgen. — Wie in diesem Falle
so wurde auch in einem anderen Falle, wo es sich um
uneheliche Kinder handelte die Zwangserziehung abge-
lehnt. Die Mütter lassen einfach die Kinder hilflos
znrück, gehen in Arbeit, dann kommt die Gemeinde-
schwester und sagt, das Kind muß untergebracht werden,
Zwangserziehung wird abgelehnt und dann heißt es:
Kommnne, Kommune! Wenn ich sagte, das Gesetz
wirkte gegen früher beinahe nachteilig, so ist das so
gemeint, daß das Gesetz doch eben die Kommnnen anf
dem Gebiete der Armenpflege entlasten wollte. — Das
ergicbt sich schon daraus, daß der Staat einen Teil der
Kosten übernommen hat, — hier tritt aber gradezu eiue
größere Belastung ein. Es bildet sich gradczu ein
System heraus, wonach die unehelichen Kinder der
Erziehung der Gemeinde zur Last falleu. Ich kann
dem Antrage des Referenten nur beistimmen.

Oberbürgermeister Dclbrück - Danzig: Ich habe
mich selbst Zum Worte gemeldet, um einige Bemerkungen
zu macheu, die vielleicht die Debatte etwas abkürzen.
Man muß bei Lage der Dinge Zweierlei scheiden, ein-
mal die finanzielle Seite der Sache und zweitens die
soziale. Ich möchte alle Teile davor warnen, die
finanzielle Seite zu sehr in den Vordergrund zu stellen.
Es liegt ja in der Natur der Dinge, daß nach den
Entscheidungen des Kammergerichts der Herr Landes-
hauptmann als Vertreter des fürsorgepflichtigcn Kom-
munalverbandcs und gleichzeitig als Vertreter des
Staats nach diesen Entscheidungen verfährt nnd in
allen Fällen, wo eine Entscheidung vorkommt, die nach
seiner Auffassung mit denen des Kammergerichts nicht
übereinstimmt, Beschwerde erhebt. Das muß er. Eine
andere Frage ist es, wie wir uus zu der Sache stellen.
Darüber besteht kein Zweifel, das ausnahmsweise Fälle
vorkommen können, in denen die Kommunen thatsächlich
Armenpflegefälle als Fürsorgeerziehungsfälle angesehen
haben, sei es ans Versehen oder aus Absicht. Auch
in der heutigen Debatte sind mir schon Fälle vorge-
kommen, die als Fürsorgeerziehungsfälle bezeichnet
wurden, die aber nach meiner Auffassung Zur Armen-
pflege gehören. Trotzdem bedaure ich, daß der Herr
Landeshauptmann soweit gegangen ist, einen der
krassesten Fälle hier anzuführeu, um damit die Praxis
der Städte und'Armcnverwaltungen zu charakterisieren.
Das ist nicht richtig. Ich wi l l einen Fal l erzählen,
wie er mir Zufällig in der Erinnerung ist und wie Sie
gewiß eine ganze Reihe anführen könnten. Es wird
die Zwangserziehung beantragt gegen ein Kind, das
wiederholt gestohlen hat, das Schulläuferin ist und

sich der Fürsorge der Eltern entzieht. Die Eltern
siud Arbeiter, der Vater hat vollständig ausreichenden
Verdienst, aber er trinkt, ist unordentlich und mishandclt
die Kinder. Ein Armenpflegefall kann hier unmöglich
zunächst vorliegen, denn der unterhaltnngspflichtige
Vater ist völlig imstande, die zur Unterhaltung der
Kinder nötigen Mittel aufzubringen. Die Mutter ist
ordentlich. Jetzt wird der Antrag auf Zwangserziehung
gestellt. Der Antrag wird abgelehnt, denn es wird
gesagt, das Kind hat zwar gestohlen, das Kind treibt
sich herum, daß es aber schon gewerbsmäßige Unzucht
getrieben hat, ist zwar behauptet, aber nicht nachge-
wiesen. Da nun bloß der Vater daran schuld ist,
daß das Kind der Verwahrlosung anheimzufallen droht,
so genügt es, wenn dem Vater das Recht der Sorge
für das Kind entzogen wird. Die Mutter ist ordentlich,
von ihr droht dem Kinde keine Gefahr, nnd im übrigen
hat der Kommunalverband dafür zu sorgen, daß das
Kind untergebracht wird. Solche Fälle töuuen Sie
aus Ihrer Praxis gewiß in großer Zahl anführen,
und Sie werden zngeben, daß eine derartige Be-
handlung derselben nicht im Sinne des Gesetzes liegt.

Was die rechtliche Seite der Sache betrifft, so
sind die Bestimmungen des § 1666 des B. G. B.
gar kein Novum; wir haben im Landrecht eine ähnliche
Bestimmung gehabt. Diese Bestimmung des Land-
rechts ist aber niemals Zur Ausführung gekommen,
weil alle preußischen Behörden der Ansicht waren,
daß das eine Isx impyrt'sctH sei, weil der Gesetzgeber
nicht bestimmt habe, wer denn die Kosten der Unter-
bringung zu trageu habe. Das ist die Auffassung gewesen,
die auch in den Motiven zum Fürsorgccrzichungsgesetz und
bei deu Beratungen desselben überall zum Ausdruck
kam. Nun kommt das Kammergericht und sagt, diese
Auffassung ist unzulässig und stützt sich dabei auf eine
Entscheidung des Bundesamts für das Heimaiswescn,
die vor Jahren ergangen ist nnd meines Wissens nicht
einmal für Preußen, sondern für andere Bundesstaaten
ergangen ist, nämlich hinsichtlich eines markanten Falles
auf Gruud der weimarischen Gesetzgebung. Auf Grund
dieser Entscheidung konstruiert das Kamniergericht die
Vcrpflichtuug der Armenverbände, in den vorhin
charakterisierten Fällen einzutreten, und kommt nun,
von seinem Standpunkte aus völlig korrekt, dahin, zu
sagen: Wie der § 1666 auszulegen ist, ist Sache der
Gerichte; wir sind verpflichtet, die erforderlichen Maß-
nahmen zn treffen, die der Verwahrlosung des Kindes
vorbeugen; wo wir diese Maßnahmen suchen, ist unsere
Sache, und aus diesem Grunde sehen wir von der
Überweisung zur Fürsorgeerziehung ab und beschränken
uns darauf, dem Vater die Sorge für das Kind zn
entziehen.

Hier Wandel Zu schaffen im Wege der Landes-
gesetzgebnng halte ich kaum für möglich, denn die
Landesgesetzgebnng ist beschränkt durch Artikel 135 des
Eiuführungsgesetzes zum B. G. B. in dem es heißt:

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vor-
schriften über die Zwangserziehung Minder-
jähriger. Die Zwangserziehung ist jedoch, nn-
beschadet der §ß 55/56 des Strafgesetzbuches,
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nur zulässig, weun sie von dem Vormund-
schaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung
kann außer den'Fällen der §ß 1666, 1838 des
B. G. B. nur erfolgen, wenn die Zwangser-
ziehung zur Verhütung des völligen sittlichen
Verderbens notwendig ist.
Wir bewegen nns also in einem Zirkel, denn

der Umfang der Anordnung der Fürsorgeerziehung in
den von nns hier zu betrachtenden Fällen, d. h. auf
Grund des § 1666 liegt in der Hand der preußischen
Gerichte, normiert sich nach' den Bestimmungen des
B. G. B. und wird gestützt auf Bnndesamtsent-
scheidungeu. Aus diesem Grunde ist es schwierig im
Wege der Landesgcsetzgebung etwas zn erreichen. Da-
gegen ist es immerhin denkbar uud möglich, daß eine von
der Landcszentralbchördc angeordnete sorgfältige
Sichtung des Materials und eine Anweisung an die
beteiligten Behörden, markante Fälle znr Entscheidung
M bringen nicht bloß bei unseren preußischen Gerichteu,
sondern anch bei dem Bundesamt für das Hcimats-
Wesen eine andere Rechtsauffafstmg herbeiführt.

Auf diesen Weg soll der Minister hingewiesen
werden durch die Rcsolutiou, die Sie gebeten werden,
zu fassen, und die dann noch entsprechend zu erläutern
sein wird.

Ob es bei dieser Sachlage notwendig ist, dem
Antrage Deditius entsprechend, auch iu noch besonders
markanten Fällen die Regierungspräsidenten mit
Material zu versehen, vermag ich heute uicht zu übcr-
blickeu. Die Hauptsache wird seiu, daß der Miuistcr
des Innern zu der Entschließung kommt, daß er die
Wirkungen des Gesetzes prüft, nach der vom Referenten
angeregten Seite hin, und sich das notwendige Material
verschafft.

Das ist der Zweck der Resolution, wie ich sie
verstehe, uud das ist nach meiner Ansicht auch der
einzige Weg, wie wir ciue Änderung der bestehenden
Verhältnisse herbeiführeil können. Ich kann alfo von
meinem Standpunkte aus nur empfehlen, der Resolution,
so, wie sie vorgeschlagen ist, zuzustimmen und sachlich
nur die Bitte aussprechen, sich durch diese Ent-
scheidnngen in der Ausführung und Handhabuug des
Gesetzes nicht ins Bockshorn jagen zn lassen, sondern
ruhig auf dem Wege weiter fortzufahren, auf dem die
meisten städtischen Kommunen ja, wie der Herr Landes-
hauptmann ganz richtig sagt, mit Erfolg bisher thätig
gewesen sind, auch weun in dein einen oder andern
Falle eine Entscheidung gefallen ist, welche die Wirkung
des Gesetzes beeinträchtigt uud mit seiner Tendenz nicht
in Übereinstimmung steht.

Das Wort hat der Herr Landcshauptmaun.
Landeshauptmann Hinze: Ich verzichte aufs Wort,

nachdem der Herr Vorsitzende selbst gesagt hat, daß
anch hcnte einzelne Fälle als der Fürsorgeerziehung
unterstehend bezeichnet sind, die in Wirklichkeit Armen-
Pflegefällc sind.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Das
Wort ist nicht weiter verlangt. Ich schließe die Debatte.
Wir kommen zur Abstimmung. Ich frage Herrn Deditins,
ob er seinen Antrag aufrecht hält.

Bürgermeister Jeditiua-Konitz: Nach Ihren Aus-
führungen nicht mehr. Sie haben nur den umgekehrten
Weg vorgeschlagen, den ich angeregt habe.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Es liegt
dann nur noch der Antrag des Referenten vor. — Ich
bitte diejenigen Herren, die für diese Resolution stimmen,
die Hand zn erheben.— Die Resolution ist einstimmig
angenommen.

Wir können diesen Gegenstand verlassen; ich möchte
das aber nicht thun, ohne dem Herrn Referenten für
seinen eingehenden und die Angelegenheit gewiß fördern-
den Vortrag in Ihrem Namen bestens zn danken.

Wir kämeil dann zu Punkt 7 der Tagesordnung:

A o r t r a g über die Bedeutung der HH 5 und 14
des preußischen Gesetzes, betreffend Ausführung des
Schlachtvieh- und Zleischbesch äuge setz es f ü r die

Gemeinden mi t öffentlichen Schlachthäusern.

Ich bitte den Herrn Referenten, das Wort zu
nehmen.

Berichterstatter, Stadtrat Witzlaff-Danzig: Meine
Herren! Die folgenden Erörterungen sollen sich mit
zwei Bcstinlmungeu des unter dem 28. Jun i d. I .
veröffentlichten preußischen Ausführnngsgesetzes zum
Schlachtvieh- und Fleischbeschaugcsctz vom 3. I n n i 1900
befassen, welche für die Städte mit öffentlichen Schlacht-
häusern voil der einschneidendsten Bedeutung sind. Es
sind dies der § 5 Abs. 1, welcher lautet:

Frisches Fleisch, welches ciuer amtlichen Unter-
suchuiig durch approbierte Tierärzte nach Maß-
gabe der §§ 8 bis 16 des Reichsgcsetzes unterlegen
hat, darf einer abermaligen amtlichen Unter-
fuchung auch in Gemeinden mit Schlachthans-
Zwang nur zu dem Zwecke uuterworfcu werden,
nin festzustellen, ob das Fleisch inzwischen ver-
dorbeil ist oder sonst eine gesundheitsschädliche
Veränderung seiner Beschaffenheit erlitten hat,

nnd der § 14 Abs. 1 Satz 2, welcher bestimmt, daß
für die nach § 5 Abs. 1 zulässige Untersuchung Ge-
bühren nicht erhoben werden dürfen.

I .
Uln die Bedeutnng der beiden Vorschriften

würdigen zu können, wird es zuuächst erforderlich sein,
einen kurzen Blick auf die Entwickeln««, zu werfen,
Welche das Schlachthanswesen in Preußen bisher
genommen hat.

Die Errichtuiig vou öffeutlichcn Schlachthäusern
verfolgt lediglich sanitäre Ziele, und Zwar wi l l man
vor allem zweierlei erreichen: durch die öffentlichen
Schlachthäufer follcn die Privatschlachtstättcn beseitigt
werden, die, zumal in Städten, eine große sanitäre
Gefahr für das Allgemeinwohl darstellen, da die nicht
aufgefangenen oder nicht rationell beseitigten Abgänge
Boden iliid Luft der Umgebung verunreinigen, und
man wi l l zugleich eine sanitäre Kontrolc für das zu
Nahrungszwecken bestimmte Fleisch gewinnen. Eine
sanitäre Kontrolc des Fleisches ist freilich auch bei
Privatschlachtstätten möglich, sie kann aber dort einen
gleichen Grad von Sicherheit nnd Zuverlässigkeit nicht
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erreichen, wie die Untersuchung im öffentlichen Schlacht-
Hanse. Denn ganz abgesehen von der Frage der
Qualifikation der Beschmier, fehlt zunächst schon die
Gewähr, daß jedes Stück Vieh, das geschlachtet wird,
znr Untersuchung gelangt. Ferner läßt sich nur schwer
kontrolieren, daß das vom Beschauer beanstandete
Fleisch wirklich nicht in den Konsum gelangt, endlich fehlen
anch die Einrichtungen, welche die Branchbarmachung
oder Vernichtung des beanstandeten Fleisches in der-
selben einwandsfreicn Weise ermöglichen, wie es dnrch
die Frcibänke und Kafilldcsinfectoren der Schlachthöfe
geschieht. Weiter bietet aber auch das bloße Zusammcn-
schlachten aller Fleischer schon sanitäre Vorteile, denn
die Fleischer kontrolieren sich gegenseitig nnd machen
dadurch eiue unlautere Geschäftsgebahrnng des einzelnen
so gnt wie unmöglich. Die Fleischer scheuen sich ihres
Renommees wegen sogar, anch nur schlecht genährtes
und minderwertiges Vieh im Schlachthausc zn schlachten,
sodaß man überall in Städten mit Schlachthäusern die
Erfahrung gemacht hat, daß das im Schlachthansc
geschlachtete Fleisch von besserer Qualität ist, als das
außerhalb geschlachtete, womit auch wieder eine Ver-
besserung der Fleischnahrung der städtischen Bevölkerung
verbunden ist.

Für die Gesetzgebung gilt es, um die durch
öffentliche Schlachthäuser zu erzielenden sanitäre:: Zwecke
zu erreichen, Maßregeln zu trcffcu, daß, weuu ciu
öffentliches Schlachthaus errichtet ist, die Privatschlacht-
stätten aufhören bcnntzt Zn werden.

Das prenßifche Schlachthausgesetz vom 18. März
1868, welches deu ersten Anfang der preußischen
Schlachthausgesetzgebung darstellt, glaubte dies Ziel
dadurch erreicht, daß den Kommunen, die ein öffent-
liches Schlachthails errichteten, die Befuguis gegeben
werde, innerhalb des Stadtbezirks alles Schlachten
außerhalb des Schlachthauses zu verbieten. Es stellte
sich aber bald heraus, daß diese Vorschrift nicht ge-
nügte. Sie hätte genügt, wenn jeder Ort in Preußen
ein Schlachthaus errichtet hätte, dem: dann hätte jedem
Fleischer zwar die Wahl frei gestanden, ob er in dem
Schlachthaufe seines Heimatortes oder in dem Nachbar-
orte schlachten wollte, aber er hätte nirgends die
Möglichkeit gehabt, außerhalb des Schlachthauses eiuc
Privatschlachtstätte zu benutzen. I u Wirtlichkeit haudeltc
es sich aber nur um die Errichtuug von Schlacht-
häusern durch die größeren Städte, für das platte
Land und für eine große Zahl der kleinen Städte kau:
die Errichtung einstweilen nicht in Frage. Die Folge
mußte feiu, daß die Fleifcher der Städte, statt iu das
Schlachthaus zu gehen, außerhalb des Stadtbezirks
Privatschlachtstätteu errichtete:: und das dort geschlachtete
Fleisch in die Stadt zum Verkauf brachte::, dem: wem:
sie draußen schlachteten, waren sie die lästige Unter-
suchuug los und brauchte:: außerdem keine Gebühr für
die Benutzung des Schlachthauses zu zahle::. Und
wie die einheimischen, so waren auch die auswärtigen
Fleischer nicht gehindert, das Fleisch, das sie außer-
halb der Stadt geschlachtet hatte::, unuutersucht in der
Stadt zn vertreiben. Das Schlachthaus wurde also
nicht benutzt, die Privatschlachtstätten mit ihren sanitären
Übelständen bestanden in den Vororten fort nnd ver-

mehrten sich sogar, ein großer Teil des in den Konsnm
gelangenden Fleisches war nicht auf feine gefundhcitlichc
Beschaffenheit untersucht.

Die Novelle zum Schlachthausgcsetz vom 9. März
1881 snchtc den hervorgetretenen Übelständen zn steuern
durch folgende Zweckmäßige Bestimmungen:

Durch Gemeindebcschluß sollte angeordnet werden
können, daß ebenso wie das im Schlachthanse ge-
schlachtete Fleisch anch das außerhalb des Schlacht-
hauses geschlachtete nicht eher in den Verkehr gelangen
dürfte, als bis es einer Untersuchung auf feinen ge-
sundheitlichen Zustand dnrch Sachverständige unter-
legen habe. Ferner wurde für die ciuheimischen Fleischer
die Umgehung des öffeutliche:: Schlachthauses auch uoch
damit erschwert, daß ihnen die Benutzung von Privat-
schlachtstätten nicht nur innerhalb des Gemeindebczirks,
sondern auch für einen weiteren besonders festzusetzenden
Rayon außerhalb der Stadt überhaupt verboten werden
konnte.

Auch diese Bestimmungen erwiesen sich aber als
noch nicht ausreichend. Die vorgeschriebene Unter-
suchuug des von auswärts eingeführten Fleisches ge-
währte Zwar die Sicherheit, die bis dahin fehlte, daß
auswärts geschlachtetes Fleisch, wenn es krankhaft war,
ebenfo wenig in den Verkehr gelangte wie das im
Schlachthanse geschlachtete; indessen die Vcrsuchnng,
außerhalb des Schlachthauses schlachten zn lassen, war
immer noch nicht beseitigt, weil die Unkosten, welche
das Schlachten im öffentlichen Schlachthausc ver-
ursachte, höher waren, als wenn das Fleisch ans-
wärts in Privatschlachtstätten geschlachtet war. Das
auswärtige Fleisch hatte, bevor es auf de:: Markt ge-
langen kouute, nur für die Uuterfuchuug eine Gebühr
zu entrichten uud diese durfte vou der Kommune nur
iu Höhe der eigene:: Selbstkosten bemessen werden,
dagegen für das im Schlachthause geschlachtete Fleisch
war außer der Gebühr für die Unterfuchuug auch
uoch eiue Gebühr für die Benutzuug des Schlacht-
haufes zu Zahle::, und gerade letztere war verhältnis-
mäßig hoch, da durch dicfc Gebühr schließlich die kost-
spielige gauzc Schlachthausaulagc verziust und amortisiert
werden mußte, sodaß das auswärtige Fleisch um einen
nicht unbeträchtlichen Betrag an Unkosten günstiger ge-
stellt war , als das im Schlachthause geschlachtete.
Iufolgcdessen bestand nach wie vor, wenn auch in
etwas vermindertem Maße, eine Tendenz des Verkehrs
zu einer Zunahme der Schlachtungen anßerhalb des
Schlachthauses.

Darin lag immer noch ein unvollkommener Z u -
stand. Denn abgesehen von der allgemeinen schlechteren
Qualität des auswärts geschlachteten Fleisches war
das Fortbcstehen uud die Zuuahme der Privatschlacht-
stätten gerade in der Nähe der großen Städte und in
den Vororten immer ein sanitärer Übelstand, der be-
kämpft statt begünstigt werden mußte. Es erwies sich
also weiter als erforderlich, auch noch die bestehen ge-
bliebene Gebührenungleichheit, die ciue Prämie auf das
Schlachten außerhalb der Schlachthäuser darstellte, zu
beseitigen und Fürsorge zu treffen, daß das auswärts
cschlachtete Fleisch iu der Konkurrenz gegen das im
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Schlachthause geschlachtete nicht günstiger gestellt war.
Das Kommnnalabgabengesetz von 1893 trug endlich diesem
Verlangen Rcchnuug und bestimmte, daß die Untcr-
suchungsgebühr für das auswärts geschlachtete Fleisch in
einer der S c h l a c h t h a u s g e b ü h r entsprechenden
Höhe festgesetzt werden dürfte. Damit war die Ent-
Wickelung zu eiuem gewissen Abschlüsse gelangt, und
es war ein Zwar nicht in jeder Hinsicht vollkommener,
aber leidlich zufriedenstellender Zustand erreicht.

An diesem Zustande wurde zunächst nichts ge-
ändert dnrch das Reichsgcsetz über die Schlachtvich-
und Fleischbeschau vom 3. Jun i 1900, welches die
allgemeine obligatorische Beschau für alle Schlachtungen
in Deutschland, auch auf dem Laude einführte.

Der dem Reichstag vorgelegte Entwurf enthielt
allerdings ursprünglich auch eine Bestimmung, welche
in das Echlachthauswescu eingriff, indem allgemein
vorgeschrieben werden sollte, daß einmal untersuchtes
Fleisch einer abermaligen Untersuchung nur Zu dem
Zwecke unterworfen werden dürfte, nm festzustellen,
ob das Fleisch inzwischen verdorben sei oder sonst eine
gesundheitsschädliche Veränderung seiner Beschaffenheit
erlitten habe. Wäre diese Bestimmung Gesetz ge-
worden, so hätte auch die städtische Untersuchung des
auswärts geschlachteten Fleisches lediglich darauf be-
schränkt werden müssen, ob das Fleisch seit der ersten
amtlichen Untersuchung etwa verdorben sei. Durch
eine von den Oberbürgermeistern von Breslau, Köln
Danzig u. s. w. in Scene gesetzte Petition, der sich
fast alle deutschen Städte mit Schlachthäusern an-
schlössen, wurde jedoch erreicht, daß mit Rücksicht auf
die öffentlichen Schlachthäuser eiue Ausnahme von
dieser Vorschrift gemacht wurde, und der § 20 erhielt
einen Zusatz des Inhal ts , daß die landesrcchtlichen
Vorschriften über die den Gemeinden mit öffentlichen
Schlachthäusern zusteheude Befugnis, ihrerseits eine
Beschau für frisches Fleisch anzuordnen, nicht berührt
Werden sollten. Der in Preußen durch das Schlacht-
hausgesetz, die Novelle von 1881 und das K. A. G.
geschaffene Rcchtsznstand blieb also vollständig un-
angetastet.

Leider hat nnn das Pr. A. G. zum Fleisch-
beschaugesctz die Situation vollständig geändert. Der
Ncgicrungsentwurf wollte sich freilich jedes Eingriffes
in das Schlachthauswefcn enthalten und wollte bis Zur
Vorlegung einer neuen Redaktion des Schlachthaus-
gesetzes die bisherigen Bestimmungen unverändert weiter
gelten lassen. I n der zur Vorberatung eingesetzten
Kommission des Abgeordnetenhauses wurde aber un-
vermutet auf Antrag des Abgeordneten Ring be-
schlossen, die den Gegenstand meiner Ausführuugen
bildenden beiden Bestimmungen in das Gesetz einzu-
schieben, wonach

1. frisches Fleisch, welches einer amtlichen Unter-
suchung durch approbirte Tierärzte nach Maßgabe
der §§ 8—16 des Reichsgesetzes unterlegen hat,
einer nochmaligen Untersuchung uur zu dem Zweck
unterworfen werden kann, um festzustellen, ob es
inzwischen verdorben ist oder sonst eine gesund-
heitsschädliche Veränderung seiner Beschaffenheit
erlitten hat, uud

2. für die Nachuntersuchung in diesem Falle Ge-
bühren seitens der Gemeinde nicht erhoben werden
dürfen.
Die beiden Bestimmungen waren der Gegenstand

eines lebhaften Kampfes im Landtage, vor allem wurde
im Herreuhaufe von den Oberbürgermeistern ans das
entschiedenste dagegen opponiert. Indessen ohne den
erstrebten Erfolg, es konnte nicht erreicht werden, daß
die Bcstimmuugen wieder gestrichen wurden. Nur ließ
sich die Mehrheit schließlich bereit siuden, einem Auf-
schub Zuzustimmen, sodaß das Gesetz im allgemeinen
am 1. Apri l 1903 in Kraft tritt, die beiden in Rede
stehenden Bestimmungen aber erst am 1. Oktober 1904,
uud zwar zu dem ausgesprochenen Zweck, damit in-
zwischen die beiden Bestimmungen noch einmal gründlich
geprüft werden follten.

Es gilt nuu, daß die Interessenten die 2 Jahre
bcnutzeu, die Bedeutung der Bestimmungen vollständig
klarlegen und bei Zeiten die erforderlichen Maßregeln
ergreifen, um eine Abänderung herbeizuführen.

II.
Man kann nach meiner Ansicht die Bedeutung

der beidcu Bestimmungen nicht schwarz genug auseheu,
sie machen die ganze bisherige Schlachthausgesetzgcbung,
die in konsequenter EntWickelung allmählich zn einem
leidlichen Zustande gelangt war, illusorisch.

Wenn § 5 vorschreibt, daß einmal tierärztlich
untersuchtes Fleisch auch bei Einfuhr in die Stadt
nur noch auf etwaiges Verdorbcusein nntcrsucht werden
darf, so liegt darin gegen den jetzigen Zustand, bei
welchem alles in die Stadt kommende Fleisch ans dem
Schlachthofe noch einmal einer vollständigen Unter-
suchung unterworfen wird, für die Städte ein sanitärer
Rückschritt. Es wird die bisherige Sicherheit, welche
die städtische Bevölkerung hatte, daß sie kein krankes
Fleisch erhielt, außerordentlich gefährdet. Znr Be-
gründung des § 5 ist gesagt worden, für das amtlich
durch einen Tierarzt uutersuchte Fleisch sei eine zweite
Untersuchung durch die Kommune vollkommen über-
flüssig, da die Untersuchung durch die Kommune auch
nur durch Tierärzte uud nach denselben Grundsätzen
erfolge, wie die erste Untersuchung. Das wäre richtig,
wenn die Untersuchungen durch die Tierärzte auf dem
Lande und den kleinen Städten ohne Schlachthäuser
der Untersuchung durch die Schlachthoftierärzte gleich-
wertig wären; das ist aber keineswegs der Fal l . Denn
wie der praktische Arzt, der als Spezialist in der Stadt
lebt, auf seinem Spezialgebiet dem Landarzt weit vorans
ist und voraus sein mnß, so ist es natürlich, daß auch
der Tierarzt im öffentlichen Schlachthause, der nichts
anders thut, als Schlachtvieh zu untersuche::, iu der
Erkennung von Krankheiten dem Tierarzt auf dem
Lande, der daneben oder gar vorwiegend tierärztliche
Praxis treibt, erheblich voraus fein muß. Es handelt
sich in § 5 freilich nur um Tierärzte, die amtlich Zn
Beschauern bestellt worden sind, uud die Landcspolizci-
behördc, der die Bestellung obliegt, wird selbstverständ-
lich möglichst bestrebt sein, nur solche Tierärzte zu
amtlichen Beschauern zn bestellen, deren Zuverlässigkeit

ohne Bedenken, ist, indessen, wie die Verhältnisse liegen.



kann auch die amtliche Bestellung keine besondere Ge-
währ bieten, denn auf dem Lande hat die Behörde
regelmäßig gar keine Wahl. Sie wird froh sein, wenn
überhaupt ein Tierarzt da ist, nnd wird den Tierarzt
stets lieber zum Beschauer bestellen als einen reinen
Laien. Aber auch deu Fal l gesetzt, daß der Tierarzt
auf dem Lande in Sachkenntnis und Geschicklichkeit
dem Schlachthofticrarzt gleichkommt, kann seine Unter-
suchung aus sachlichen Gründen nicht den Grad von
Zuverlässigkeit erreichen, wie die auf dem Schlachthofe,
weil auf dem Lande zwischen Schlachtung und Unter-
suchuug meist mehr oder weniger Zeit verstreicht, welche
die Sicherheit der Untersuchung gefährdet, ferner
mikroskopische nnd chemische Untersuchungen regel-
mäßig werden nntcrbleiben müssen, da die besonderen
Instrumcutcu- und Laboratorien-Einrichtnngcn nicht vor-
handen oder nicht zur Stelle siud.

Daß die Bedenken gegen die Zuverlässigkeit der
Uutcrsuchuug der Landticrärzte aber nicht ans der Luft
gegriffen sind, zeigt auch die Erfahrung. Beispielsweise
sei auf die Zahleu hingewiesen, die von den Ober-
bürgermeistern von Eöln und Magdeburg im Herren-
Hause angeführt sind, danach ist sowohl in Cöln wie
in Magdeburg in erstaunlich vielen Fällen ans Gruud
der städtischen Untersuchung Fleisch beanstandet worden,
das bereits durch approbierte Tierärzte untersucht und
als gesund bezeichnet war. I n unserer Provinz ist
bisher tierärztlich untersuchtes Fleisch nur in ganz
minimalem Umfange eingeführt worden, es liegt also nur
eine sehr geringe Erfahrung bei nns vor. Immerhin
sind auch hier Beanstandungen vorgekommen.

Solange die Kommune das Recht hatte, auch von
Tierärzten untersuchtes Fleisch uochmals zu untersuchen,
schadete die Mangclhaftigkcit der ländlichen Untersuchung
allerdings nicht. Wenn nuu aber in Zukunft tierärztlich
untersuchtes Fleisch durch die Kommune uur noch darauf
untersucht werden darf, ob es seit der ersten Uuter-
suchuug etwa verdorben ist, so wird damit die Gefahr
heraufgeführt, daß in Zukuuft krankes Fleisch, dessen
Beschaffenheit der Tierarzt auf dem Lande nicht erkennt,
ungchiudert iu dcu Koustun gelangt; das ist ein außer-
ordentlicher Rückschritt gegeu deu gegeuwärtigeu Zustand.
Für den Konsum auf den: Lande muß allcrdiugs die
Untersuchung durch den ländlichen Tierarzt ausreichend
sein. Daraus crgiebt sich aber nicht, daß sie anch für
die Stadt ausreichend sein muß, deun das gedrängte
Zusammcnwohnen der Städter erfordert größere sanitäre
Vorsichtsmaßregeln, als sie auf dem Lande nötig sind.
Auch wird ja keineswegs verlangt, daß der Staat be-
sondere Vorkehrungen zum Schuhe der Städte trifft)
was gefordert werdcu kaun, ist aber, daß den Städten
die Benutzung der von Ihnen getroffenen Kontrolcin-
richtungen zum Schütze der sanitären Interessen der
Städte nicht verwehrt werde.

Die Gcfährduug der städtischen Bevölkeruug durch
§ 5 wird aber uoch vermehrt durch § 14. Es soll
danach also dasjenige Fleisch, das bei der Schlachtung
einer amtlichen Untcrsuchuug durch eineu approbierten
Tierarzt unterlegen hat, bei der Einfuhr in die Stadt
auch von jeder Gebühr befreit fein. Damit wird dem

amtlich durch approbierte Tierärzte voruutcrsuchten Fleisch
ein großer Concurrenzvorsprnng vor dem übrigen Fleisch
zu teil, sowohl vor dem sonstigen auswärts geschlachtete«,
das durch Laicnbcschancr untersucht ist und bei der
Einfuhr die städtischen Untcrsuchungsgebührcn entrichten
muß, nicht minder aber auch vor dem im Schlachthause
geschlachteten, auf dem die hohem Schlachthausgebühren
ruhen. Dariu liegt zuuächst ciue Ungerechtigkeit, denn
wenn einzelne Gewerbetreibende gezwungen werden,
eine bestimmte kostspielige Anlage zu benutzen, so muß,
wcun die übrigen Gewerbetreibenden, die mit ihnen
konkurrieren, dem Zwange zur Benutzung dieser Anlage
nicht unterworfen werden, in irgend einer Weise ein
Ausgleich dafür geschaffen werden.

Die durch ß 14 begründete Bevorzugung des
außerhalb der Stadt tierärztlich untersuchten Fleisches
führt aber auch zu dcu schwerwiegendsten sanitären Konse-
queuzcn. Man muß sich die gauz analog liegenden Ver-
hältnisse vor dem Kommuualabgabcngcsetz ins Gedächtnis
znrückrufeu. Damals führte die Besserstellung des
auswärts geschlachteten Fleisches im allgemeinen vor
dem im Echlachthause geschlachteten dazu, daß das
auswärts geschlachtete Fleisch im allgemeinen sich auf
Kosten des im Schlachthausc geschlachteten immer mehr
ausdehnte, entsprechend wird § 14 zur Folge habeu,
daß jetzt die begüustigtc Kategorie des amtlich durch
Tierärzte untersuchten Fleisches auf Kostcu der übrigen
Fleischkategoricn mehr und mehr znnchmen wird.

Die Entwicklung wird dabei in folgender beson-
deren Nichtuug vor sich gehen. Die durch § 14 gc-
schaffeue Vergüustiguug betrifft formell zwar alles Fleisch,
das amtlich durch approbierte Tierärzte untersucht
worden ist, also was in einem andern öffentlichen
Schlachthausc geschlachtet ist, cbcuso, wie das in einer
Privatschlachtstätte geschlachtete. Thatsächtich wird der
Gewinn aber wesentlich dem in Privatschlächtcrcicn
geschlachteten Fleisch zufallen, denn das in einem an-
dern öffentlichen Schlachthause geschlachtete hat bereits
die hohen Schlachthausgcbührcn dort bezahlen müssen,
hat also für die Konkurrenz mit dem übrigen ein-
geführten Fleisch uud mit dem im einheimischen Schlacht-
hausc geschlachteten garnichts oder nicht viel voraus,
Währcud das iu Priuatschlächtcreicu geschlachtete nur
die Gcbühreu für die erste Uutcrsuchung zu tragen hat.

Der Geldbetrag, in dem sich der hervorgerufene
Konkurreuzvorsprung ausdrückt, läßt sich, da die Ge-
bühreutarife für die amtliche Untcrsnchnng des Schlacht-
viehs außerhalb der Schlachthöfe noch nicht erlassen
sind, genan noch nicht angeben, immerhin kann man
sich auf Grund der heutigeu Verhältnisse wenigstens
ein ungefähres Bi ld machen. Wir haben z. B. im
Regierungsbezirk Danzig fchon jetzt für die größeren
Ortschaften, in denen öffentliche Schlachthäuser nicht
bestehen, auf Grund einer Polizeiveroronuug des Re-
gicruugspräsideutcu die allgemeine Fleischbeschau, und
es sind die Gebühren hier amtlich festgesetzt, um die
Hauptkategorieu zu ucuuen:

für ein Rind auf 1,00 M .
für eiu Schwciu einschließlich Trichinen-

schau auf 0,75 M .
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Dagegen betragen die Gebühren, welche auf dem
in den Schlachthäufern geschlachteten Vieh ruhen, bei
mäßigen Sätzen etwa

für das Rind 4,50 M .
für das Schwein 3,00 M .

also würde unter der nach meinen Erkundigungen
begründeten Annahme, daß die neu fcstzufetzcuden
Untersuchuugsgebühreu nicht höher sind, als die bisher
bestehenden, das außerhalb der öffentlichen Schlacht-
häufer geschlachtete Rind nm 3,50 M . und eutsprcchend
das Schwein um 2,25 M . weuiger Gebühren zu tragen
haben, als das im Schlachthausc geschlachtete, Beträge,
die im Detailpreis pro 1^- allerdings nicht Zum Aus-
druck kommen, die aber für den Großviehhaudcl be-
trächtlich ins Gewicht fallen. Die Bedeutung dieser
Beträge wird besonders klar, wenn man sich die Fracht-
kosten vergegenwärtigt, welche beim Bahntransport
für auswärts geschlachtetes Fleisch cutstehcu. Für ein
Rind von 2 5 0 1 ^ Schlachtgewicht ist der cbcngcnannte
Betrag von 3,50 M . gleich den Frachtkosten über eine
Strecke von 97 k in , für ein Schwein von 80 1 ^ ent-
spricht der Betrag von 2,25 M . sogar erst den Fracht-
tosten für 214 k in , wobei die Waggonladungssätzc
für Eilfracht angesetzt sind. Unter den angenommenen
Voranssctzuugcu ergicbt sich also, daß das von der
Einfuhruntersuchuugsgebühr befreite Flcifch, selbst, wenn
es 97 oder sogar 214 k m weit zur Stadt transportirt
wird, immer noch ebenso billig ans den Markt kommt,
als das im Schlachthaufe gefchlachtetc.

Die Kontnrrcnzerlcichtcrung, die dem außerhalb
der Schlachthäuser geschlachtete:: tierärztlich uuter-
suchten Fleisch für den städtischen Markt zu Teil wird,
ist also eine sehr beträchtliche, und die Entwicklung
wird ohue Zweifel wieder denfelbcn Verlauf, wie vor
1893, nehmen. Es werden sich außerhalb der Städte,
vor allem in der Nähe der Großstädte, Privatschlacht-
stättcn bilden, nnd von dort wird das Fleisch in die
Städte eingeführt werden. Es wird aber auch, wie
aus den angeführten Zahlen erhellt, die Möglichkeit
geschaffen, daß Großschlächtcreicn, die außerhalb eines
Ortes mit Schlachthaus, fei es von einen: einzelnen
Unternehmer, sei es von einer Genossenschaft, errichtet
werden, nicht blos eine einzelne in der Nähe belegcne
Stadt, fondcrn in weitem Umkreis eine ganze Reihe
von Städten mit ihrem Flcifch beschicken nnd das in
den dortigen Schlachthäusern geschlachtete Fleisch vom
Markt verdrängen.

Voraussetzung für die gauze Eutwickluug ist
freilich, daß in den importierenden Orten Tierärzte zu
Beschauern bestellt worden sind. Diese thatsächliche
Voraussetzuug wird sich aber, wo sie uicht schou be-
steht, ohne Zweifel schnell bilden. Denn es kann nicht
dem mindesten Zweifel nnterliegen, daß die Landcs-
Polizeibehördc, das ist der Regierungspräsident, welchem
die Bestclluug der Beschauer und demgemäß anch die
Bestimmung darüber, ob für einen einzelne:: Bezirk
ein Laicnbcschancr oder ein app. Tierarzt Zn bestellen
ist, obliegt, auf möglichst ausgedehnte Heranziehung
der Tierärzte Bedacht nehmen und überall, wo Tier-
ärzte sind, diese mit der Fleischbeschau beauftragen

Wird, wobei in Betracht kommt, daß durch die Ein-
führung der allgemeinen Fleischbeschan auch in solchen
Orten, die bisher für die Ansiedelung von Tierärzten
nicht die genügenden Existenzbedingungen boten,.die
erforderten Existenzbedingungen dnrch die neu ge-
schaffenen Gebührencinnahmen gegeben werden. Durch
den Wegfall der Untcrsuchungsgebühren bei der Ein-
fuhr iu die Stadt infolge des § 14 erhalten aber
felbst darüber hinaus die Interessenten vielfach die
Mittel an die Hand, Tierärzte fogar an Orte heran-
zuziehen, in denen sie sich sonst selbst mit Hülfe, der
Gebühren nicht halten könnten. Es lassen sich hierfür
sehr bemerkenswerte Zahlen anführen. Es sind z. B.
im letzten Jahre in Danzig an Untersuchnngsgebühren
für außerhalb des städtischen Schlachthauses ge-
schlachtetes Fleisch aufgekommen ca. 45000 M , und
es ist ausgerechnet, wieviel von diesen Gebühren auf
die Importe aus de:: einzelnen Ortschaften der um-
gebenden Landkreise, welche geschlachtetes Fleisch hier-
her importieren, entfällt. Dabei hat sich ergeben, daß
es vier Ortschaften ohne Schlachthäuser im verflossenen
Jahre gab, die für eingeführtes Fleifch je mehr als
2000 M . Untcrsuchungsgebühren au die Stadt Dauzig
zu zahle:: hatten, ferner zwei Ortfchaftcn mit mehr als
3000 M . , zwei mit mehr als 4000 M . nnd eine fogar
mit 5673 M . Gebühren, wobei bemerkt sei, daß die
betreffenden Ortschaften in der Mehrzahl nicht Vororte
von Danzig sind, sondern daß es sich um Dörfer
haudelt, die eine 'Reihe von Kilometern von der Stadt
entfernt liegen. Diese Unkosten fallen also in Znkunft
weg, sobald für diefe Ortfchaften app. Tierärzte als
Beschauer bestellt werden, nnd es erhellt, daß damit
in diesen Ortschaften die Interessenten, auch wenn in
Znkunft die Gebühr für die Untersuchung am Orte
der Schlachtung hinzukommt, ohne weiteres die Mittel
in die Hand bekommen, um mit Vorteil einen Tierarzt
durch Sicherstclluug eiues bestimmten Iahrcsverdicnstcs
an den Ort zu ziehen. Daß aber der Herr Re-
gierungspräsident alsdann den: Tierarzt die amtliche
Bezeichnung im öffentlichen Interesse übertragen wird,
ist selbstverständlich.

Es könnte aber weiter noch die Frage aufge-
worfen werden, ob denn nicht der Steigerung der
Einfuhr tierärztlich untersuchten auswärtigen Fleisches
wirksam mit Hülfe der übrigen Bestimmungen des
Schlachthansgesetzes nnd seiner Novellen entgegen-
getreten werden könne, nnd dies ist in der That im
Abgcordnctcnhanse unter spccicllen: Hinweis ans § 2
Nr. 6 des Schlachthausgcsetzes behauptet worden. Daß
diese Anffafsnng nicht wohl richtig sein kann, läßt sich
schon ohne weiteres aus dem entnehmen, was ich mir
erlaubte, aus der Entwickelungsgeschichte der Prenß.
Schlachthaus-Gcsetzgebnng anzuführen. Was man Zum
Teil wieder beseitigen wi l l , nämlich die Ausglcichs-
gebühr, die den: answärts geschlachteten Fleisch auf-
erlegt ist, ist 1893 durch das K. A. G. lediglich des-
halb geschaffcu, weil die bis dahin geltenden Be-
stimmungen sich nicht als genügend erwiesen, nm der
stetigen Zunahme des auswärtigen Fleisches zu wehren.
Einzelne Gemeinden haben ja sogar die Erfahrung
machen müssen, daß selbst trotz des 5t. A. G. die Eiu-



fuhr des auswärtigen Fleisches nach Eröffnnng des
Schlachthauses immer noch danernd gestiegen ist. Znm
Beispiel in Danzig betrug das auswärts geschlachtete
Fleisch in Prozenten des gesamten in der Stadt kon-
sumierten Fleisches 1894 8,5 °/y. B is 1901 ist der
Prozentsatz gestiegen auf 17,2 °/^. Ähnliche Zahlen sind
auch von mehreren andern Städten unserer Provinz ange-
geben, z. B. betrug der Prozentsatz 1901 in Dt. Eylan
16,1 "/y (in den Vorjahren regelmäßig über 20 "/y),
in Riesenburg 17,8 «/o, in Konitz 27,2 "/<, (mehrere
Ial/rc vorher sogar 37 "/<>).

Die Lücken der gesetzlichen Bcstimmugcn, die als
Schutzmittel in Frage kommen, sind aber auch ohne
Mühe erkennbar. Wenn Sie den § 2 Nr. 6, auf den
hier hingewiesen ist uud um den es sich im wesent-
lichen auch nur handeln kann, genauer ansehen, so
giebt derselbe nämlich den Gemeinden nur das Recht,
zu bestimmen:

daß diejenigen Personen, welche in dem Ge-
meindcbezirk das Schlächtergcwcrbe oder den
Handel mit Fleisch als stehendes Gewerbe be-
treiben, in dem Stadtbezirk Fleisch, welches sie
nicht im öffentlichen Schlachthause, sondern an
einer innerhalb einer festzusetzenden Entfernung
vou der Stadtgrenze belcgcncn Schlachtstätte ge-
schlachtet haben oder haben schlachten lassen,
nicht feilbieten dürfen.

Ein Einfuhrverbot für auswärts geschlachtetes
Fleisch kaun anf dicfer Grundlage alfo keineswegs er-
lassen werden. Einmal bezieht sich die Bestimmung
überhaupt mir auf cinhcimifche Fleischer oder Fleisch-
Händler, welche die Schlächterei oder den Fleischhandcl
in der Stadt als stehendes Gewerbe betreiben. Die
auswärtigen Fleischer uud Fleischhäudlcr werden davon
nicht betroffen. Die letzteren dürfe:: also auch in dem
vorgeschriebenen Schutzrayon ihre Schlachtstätten haben
und das dort geschlachtete Fleisch ungehindert in der
Stadt znm Verkauf bringen. Die Bestimmung hindert
aber anch nicht einmal die einheimischen Fleischer an
dem Feilbieten auswärts geschlachteten Fleisches. Ver-
boten ist den einheimischen Fleischern nur, innerhalb
des Schutzrayons selbst Schlachtstättcn zn halten. Sie
sind aber nicht gehindert, Fleisch, das ein anderer
Fleischer innerhalb des Rayons geschlachtet hat, zu
kaufen und dauu iu ihrem stcheudcn Geschäftsbetrieb
in der Stadt feil zn bieten.

Die geschilderte Entwicklnng wird also durch § 2
Ziffer 6 des Schlachthansgesctzes nicht verhindert werden.
Is t aber infolge des § 14 mit einer starken Zunahme
in der Einfnhr tierärztlich untcrsuchteu Fleisches zu
rechucn, so sind die Konsequenzen in sanitärer Beziehung
sehr schwerwiegender Natur; die aus § 5 sich ergcbcude
Gefährduug hiusichtlich der sauitärcn Kontrolen der in
der Stadt konsnmiertcn Fleischnahrung erscheint im
Hinblick auf die zu erwartende EntWickelung viel er-
heblicher, als sie sein würde, wenn nnr die Vorschrift
des § 5 bestände, denn die Gefährduug wächst in
demselben Umfange, in dem die Einfuhr tierärztlich
untersuchte:: Fleisches zuumuut. Gleichzeitig tritt aber
auch hiusichtlich der Schlachtstätte:: die Wirkung

ein, daß die Benntznng der öffentlichen Schlachthäuser
zurückgehen, dagegeu die Bcnutzuug und Errichtung
vou Privatschlachtstättcu zuuehmcn mnß, nnd darin
liegt ein sanitärer Rückschritt auch iu allen übrigen
Beziehungen, in denen überhaupt die öffcutlichen
Schlachthäuser gegenüber den Privatfchlachtstättcu einen
Fortschritt bedeuten.

Endlich verdienen auch die fiuauziclleu Konsequenzen,
die sich für die Schlachthausvcrwaltungcn durch den
Wegfall der Gebühren ergeben, eine ernsthafte Bc-
trachtuug. I m Falle des § 14 sollen also Gebühren
seitens der Kommuue nicht mehr erhoben werden dürfen.

Würden nur die Gebühren für dasjenige Fleifch
wegfallen, das bereits gegenwärtig auswärts vor der
Einfnhr dnrch einen approbierten Tierarzt nnterfucht
wordeu ist, so wäre bei uns iu Westpreußeu wcuigstens
der entstehende Ausfall vou gar keinem Belang. Aber
der Ausfall wird vollständig nnabsehbar, sobald unter
dem Einflnfse der M 5 und 14 die Einfuhr des tier-
ärztlich uutersuchteu Fleisches steigt, uud zwar steigt,
nicht nnr auf Kosteu des sonstigen auswärtigen Fleisches,
soudcrn auch auf Koste:: des im Schlachthause ge-
schlachtete::, und demgemäß nicht nnr die Einnahmen
für das auswärtige Fleifch, soudcru auch die Eiuuahmcn
an Schlachthofgebühren einen Rückgang erfahren. Die
bestehenden Schlachthäuser sind hinsichtlich ihrer Renta-
bilität naturgemäß darauf berechnet, daß der Flcifch-
bedarf der einheimischen Bevölkerung möglichst dnrch
Schlachtung im Schlachthause gedeckt wird uud in den:
Maße, in den: diese Grundlage verlassen wird und die
Zahl der Schlachtuugcn zn Guusten der gebührenfreien
Einfnhr von auswärtigen: Flcifch eiue Verminderung
erfährt, wird die Rentabilität der Anlage ohne Frage
gefährdet. Ein Versuch, die fortdauernde Rentabilität
dadurch zu sicher::, daß die Gebühre:: für die Schlachtung
erhöht werden, wäre natürlich so verkehrt als nur
möglich, es würden dadurch die einheimischen Fleischer
noch mehr, als es schon der Fal l sein wird, in ihrer
Konkurrcuz bedrückt uud zur Eiufuhr auswärtigen
Fleisches genötigt; im.Gcgentheil würde im Interesse
der einheimischen Fleischer eher eine Herabsetzung der
Schlachtgebühren als nutwendig uud zweckmäßig in Er-
wägnng gezogen werden müssen.

Es ist nun im Landtag freilich auch behauptet
worden, daß die Schlachthofvcrwaltuugcu unznläfsig
hohe Gewinne aus deu Schlachthöfen ziehen und daher
eiue Minderuug diefer Gewinue eiue verdienstliche
Maßnahme sei. Auch wcun der erhobene Vorwurf
richtig sein sollte, ergiebt sich daraus keineswegs, daß
der eingeschlagene Weg richtig ist. Falls einzelne Ver-
waltungen bei Bemessung ihrer Gebühren nicht die
durch die Bestimmuugen des K. A. G. gegebenen
Grenzen eingehalten haben, nach denen nach Deckung
der Bctricbsunkosten im ganzen 8 "/<, Zinsen einschl.
Verzinsung uud Amortisation des Anlagekapitals heraus-
gewirtfchaftet werden dürfen, fo giebt es, um diefe
Ncberschrcitungen zu beseitige::, die zustäudigcn Vcr-
waltungs- oder verwaltuugsgcrichtlichcn Instanzen, die
anznrnfen wären. Findet man aber, daß eine Ver-
zinsung von 8"/o für eine sanitären Zwecken dienende
Anlage zu hoch ist, so mag man die betreffenden



Bestimmungen aufheben und den Prozentsatz herabsetzen,
dagegen führt der jetzt eingeschlagene Weg zu viel
weitergehenden Conscanenzen. Es wird nicht nur ein
etwaiger „Gewinn" beseitigt, sondern es wird die bloße
Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals in
Frage gestellt. Thatsächlich giebt es aber auch viele
Städte, die schou jetzt die Verzinsung und Amortisation
des Anlagekapitals nicht erreichen. So cneicht bei-
spielsweise nach den mir von den verschiedenen
Magistraten mitgeteilten Zahlen etwa ein Drittel aller
Städte Wcstpreußcns noch nicht einmal den Satz von
^Vs/ der zur Verziusuug und Amortisation noch keines-
wegs ausreicht. Diese Städte kommen also sofort in
die Gefahr, direkt mit Verlust zu arbeiten. Daß ein
solcher Zustand ganz unhaltbar ist, bedarf keiner Aus-
führung, zumal man sich vergegenwärtigen muß, daß
die Kommunen zur Anlage der kostspieligeu Schlacht-
höfe vielfach unter Widerstreben von den Aufsichts-
behörden gedrängt worden sind und die Millionen oder
Hunderttausende, welche sie nur im Vertrauen auf die
durch das Gesetz damals gewährleistete Rentabilität
aufgewendet haben, wohl überall erst zum kleinsten
Teile amortisiert haben.

Es muß abcrauch die Frage aufgeworfen werden,
Wie die Kommunen den entstehenden Ausfall über-
haupt decken sollen. Für reiche steuerkräftige Städte,
Welche uur geringe Zuschläge zu den Staatsstcuern
erheben, mag die Schwierigkeit nicht sehr groß sein.
Dagegen ist die Situation besonders für die mittleren
und kleineren Städte vielfach sehr schwierig. Der Herr
Finanzministcr hat bereits in: Landtage diesen Pnnkt
berührt uud hervorgehoben, daß der kommunale Finanz-
bedarf vom Jahre 1895 bis 1900 gestiegen ist von
186 Millionen bis auf 276 Mill ionen, d. i. um jährlich
nahezu 10"/o, und die schwierige Finanzlage, in der
speziell wir in Westpreußcn uns befinden, wird dnrch
die Thatsache beleuchtet, daß uuter den in Frage
kommenden Städten eine große Anzahl bereits 300«/«
und mehr Zuschlag zur Staatseinkommensteucr erheben
und daher schon jetzt an der Grenze der Leistungs-
fähigkeit stehen. Sie geraten also damit in die aller-
größte Kalamität.

Die Frage der Rentabilität hat aber auch noch
eine weitergehende Bedeutung und zwar für die An-
legung von neuen Schlachthäusern, solange uicht einmal
Verzinsung und Amortisation sichergestellt ist, können
diejenigen Kommunen, die noch keine Schlachthäuser
errichtet haben, an die Errichtung garnicht denken.
Auch die Betrachtung der finanziellen Consequenzen
führt also wieder zn sanitären Gesichtspunkten zurück.

Ziehe ich aus alle Dem, was ich versucht habe,
auszuführen, das Ergebnis, so komme ich etwa zu den
Sätzen, die ich in der ersten Hälfte der von mir vor-
geschlagenen Resolution dahin formuliert habe:

Die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 1 und
14 Abs. 1 Satz 2 des preußischen Ausführungs-
gesetzes zum Schlachtvieh- und Fleischbcschau-
gesetze vom 28. I u u i 1902 stehen nicht im Ein-
klänge mit den Vorschriften des Schlachthaus-

und des § 11 desgesetzes vom 18. März 1868
3. März

Kommnnalllbgllbengesetzcs, welche planmäßig be-
strebt waren, die Errichtung öffentlicher Schlacht-
häufer zu fördern. Sie bedeuten einen sanitären
Rückschritt in der Kontrole der Fleischnahruug
der städtische« Bevölkerung, da die Untersuchung
außerhalb der öffentlichen Schlachthäuser, auch
weun sie dnrch approbierte Tierärzte geschieht,
derjenigen in den öffentlichen Schlachthäusern
nicht gleichwertig ist. Diese Bestimmungen stellen
zugleich die Verzinsung und Amortisation des
Anlagekapitals der bestehenden, unter dem Schütze
der bisherigen Gesetzgebung nnd unter dem
Drucke der staatlichen Aufsichtsbehörden von den
Kommnncn mit großen finanziellen Opfern er-
richteten öffentlichen Schlachthäuser iu Frage uud
schließe:: die Errichtung ucuer öffentlicher Schlacht-
häuser für die Zukuuft aus.
Ende aller Enden führen die M 5 nnd 14 also

zu der gruudsätzlichen Frage, ob man Schlachthäuser
für eiue nützliche Einrichtuug hält, die man fördern
soll, oder für eine Luxusfache, welche die Allgemeinheit
nichts angeht. Nnd wein: in: Landtage gesagt ist, die
Städte müßten doch ein großes Interesse daran haben,
das Fleisch so billig wie möglich zu haben, uud
müßten deshalb konsequent für die Aufhebung der ver-
teuernden zweite:: Untersuchuug sein, so ist das eine
gänzliche Verkennung der Sachlage, ganz abgesehen
davon, daß die Aufhebung der Gebühr für die zweite
Untersuchung für den Detailhandel, der bei nns nur
mit vollen 5 Pfg. rechnet, gar keine Verbilligung des
Fleisches zur Folge habe:: würde. Daß aber die
Schlachthäuser keine Luxussache siud, sondern daß sie
sanitäre Errungenschaften von größter Bedeutung für
das Allgemeinwohl darstellen, wird schließlich ernstlich
wohl nicht in Frage gestellt werden können.

III.
Es fragt sich nuu, was zu thuu ist. Die Situa-

tion gestaltet sich in formeller Beziehung dadurch ver-
hältnismäßig einfach, daß durch § 21 des Gesetzes
eine Revision der §§ 5 und 14 bis zum 1. Oktober
1904 offen gehalten und zugleich die Einbringung
eines neuen Schlachthausgcsetzes für die nächste Land-
tagssession bereits angekündigt ist. Dadurch ist der
einzuschlagende Weg gegeben, es wird sich bei den
Beratungen des Schlachthausgesetzes ohne weiteres die
Gelegenheit zur Erörterung der in Rede stehenden
Materie ergeben. Die Formulierung bestimmter Ge-
setzesvorschläge wird sich unter diesen Umständen im
gegenwärtigen Stadium nicht empfehlen. Die Formu-
lierung wird vielmehr von der Gestaltung des Schlacht-
haus-Gesetzes abhäugen, es wird daher nur die
allgemeine Richtung unserer Wünsche zun: Ausdruck zu
bringen sein. I m Landtage waren bereits mehrere
Vermittelungsvorschläge gemacht worden: so der Vor-
schlag, daß auch bei der Einfuhr tierärztlich unter-
suchten Fleisches Gebühren sollten erhoben werden
dürfen, aber nnr in Höhe der Selbstkosten, welche der
Kommune durch die Uutersuchung verursacht würde::,
ferner ein anderer Vorschlag dahin, daß die Kommune
für die Untersuchung Gebühren in der bisherigen Höhe

7



— 26 —

Wenigstens in den Fällen sollte erheben dürfen, wenn
die Untersuchung ergäbe, daß das Fleisch krank sei.
Ich glaube uicht weiter ausführen zn brauchen, daß
diefe Vorschläge nicht annehmbar sind. Sie beseitigen
nicht das Konkurrenzübcrgcwicht des auswärtigen
Fleisches. Meines Erachtcns muß vielmehr unbedingt
daran festgehalten werden, daß die dnrch § 14 ge-
schaffene Konknrrcnzbegünstignng des auswärtigen
Fleisches wieder beseitigt werden muß. Auf der andern
Seite halte ich es dagegen für gerechtfertigt, die un-
beschränkte Nachuntersuchung fallen zu lassen, wcun
das eingeführte Fleifch bereits in einem andern
ö f f e n t l i c h e n Sch lachthanse durch approbierte
Tierärzte untersucht worden ist, und sich in diesem
Falle mit der beschränkten Nachuntersuchung gemäß
§ 5 zu begnügen, denn die Gleichwertigkeit der Unter-
suchung durch verschiedene Schlachthöfe wird in der
That wohl nicht in Abrede gestellt werden können.

Ich gelange damit zn den beiden Schlnß-
forderungen meiner Refolutiou, die uach den bereits
eitiertcn Sätzen fortfährt:

Um diese dem Allgcmcininteresse widersprechenden
Folgen auszuschließcu, ist es unbedingt erforder-
lich, daß bei der gesetzgeberischen Revision der
beiden Bestimmungen, die nach § 21 Satz 2 des
Gesetzes bis znm 1. Oktober 1904 geschehen soll,
folgenden Anforderungen Genüge geleistet w i rd :
1. Die unbeschränkte städtische Nachuntersuchung

ist wieder herzustellen für alles Fleisch, das
nicht bereits in einem andern öffentlichen
Schlachthaufe durch approbierte Tierärzte unter-
sucht worden ist.

2. Die Gcbührenfrage ist iu der Weise zu regeln,
daß das im städtischen Schlachthause ge-
schlachtete Fleisch hinsichtlich der Schlachtungs-
unkostcn nicht uugüustiger gestellt wird, als
das außerhalb des Schlachthauses geschlachtete
Fleisch.

Ich hoffe, daß man diese Vorschläge als sachlich
gerechtfertigt wird anerkennen müssen, man kann meines
Erachtens ihnen weder den Vorwnrf machen, daß sie
das außerhalb der Stadt geschlachtete Fleisch vom
städtischen Markt ausschließe:: wollen, noch daß sie im
Grunde auf städtische:: Kämmereiinteressen beruhen;
sie fordern vielmehr nnr, was nötig ist, um die Er-
reichung der durch Schlachthäuser Zu erreichenden
wichtigen sanitären Zwecke zu sichern.

Ich bitte hiernach der von mir vorgeschlagenen
Resolution Ihre Zustimmung zu geben!

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ehe
ich die Debatte eröffne, richte ich an den Herrn
Referenten noch eine Frage thatfächlicher Natnr. Es
heißt hier in der Resolution, daß nach dem Gesetz die
Revision der beiden Bestimmungen bis znm 1. Oktober
1904 erfolgen soll. — Nach meiner Erinnerung steht
das nicht im Gesetz, sondern das Gesetz schiebt, soweit
ich mich erinnere, blos den Zeitpunkt des Inkraftrctcns
dicfer beiden Bestinunuugen bis 1904 hinans. Die
Revision ist lediglich zugesagt durch die Herren Ressort-
minister. Sie ist im Herrcnhausc von städtischer Seite

uud auch von anderer Seite — und zwar durch den
Mund des Grafen Schlichen — für notwendig er-
achtet. — Ich würde anheimgeben, vielleicht den Zweiten
Satz Ihrer Resolution dahin zu ändern, daß der
Wuusch ausgesprochen wird, bei Herstellung des in
Aussicht gestellten Entwurfs eiues neuen Schlachthans-
gesctzcs eine Revision unter den beiden folgenden Ge-
sichtspunkten eintreten zu lasseu.

Berichterstatter, Stadtrat Witzlnss: Die that-
sächliche Auffassung des Herrn Vorsitzenden ist richtig.
I m Gesetz ist es nicht zum Ausdruck gelaugt, daß
eine Revision der beiden Bestimmungen stattfinden
soll. Es ist nnr von den Ressortministern zugesagt.
Es crgiebt sich aber auch aus der Sachlage, denn ein sach-
licher Grund, diese beideu Bcstimmuugen später in
Kraft treten zn laffcn, lag sonst nicht vor.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Der Herr
Referent ist aber damit einverstanden, wenn wir im
Interesse größerer Korrektheit den betreffenden Satz der
Resolution ändern? — (Der Berichterstatter stimmt zu.)

Wir kommen zur Debatte.
Rcgicruugspräsideut uon Jagow: Meine Herren!

Es könnte bei der außerordentlichen Bedeutung, die
die Frage gerade für eine große Zahl der westprcußi-
schen Städte hat, eigentümlich erscheinen, wenn ich
vollständig schwiege. Ich möchte daher knrz darauf
hinweisen, aus welchen Gründen ich nicht in der Lage
bin, eine persönliche Stellungnahme zn den Vorschlägen
des Herrn Referenten einzunehmen. Das resultiert
aus der Entwicklung der ganzen Angelegenheit.
Meine Herren! Erst vor wenigen Monaten hat das
Königliche Staatsministerinm in der Weise Stellung
gcuommen, daß es den Bestimmungen des vorliegenden,
jetzt gültigen Gesetzes, deren Abänderung der Herr
Referent beantragt hat. Zustimmte. Es ist feruer, wie
ebeu in de:: Erörtcruugen zwischen den: Hem: Vor-
sitzenden uud dem Herrn Referenten schon klargestellt
worden ist, seitens der beteiligten Herrn Ressortminister
in den letzten Stadien der Beratung ausdrücklich zu-
gesagt worden, daß die Zeit bis zu dem Inkrafttreten
der beiden Bestimmungen, also bis zum 1. Ottober 1904,
dazu beuutzt werden soll, eine gesetzgeberische Revision
dieser Bestimmungen in Erwägung zu Ziehen, und daß
ferner das in Aussicht stehende und mit einer gewissen
Sicherheit für die nächste Session zugesagte audcr-
weitige Schlachthausgcsetz Gelegenheit geben würde,
dieser Frage von neuem uäher zu treten. Ich befinde
mich also der Sitnation gegenüber, daß die für mich
maßgebende Instanz, das preußische Staatsministerinm,
Zur Zeit auf dem Boden des bestehenden Gesetzes
steht, und es wird mir dadurch unmöglich, eine Er-
klärung meinerseits abzugeben, wie ich mich für die
Zukuuft zu der Frage stellen werde. Ich habe mich
für verpflichtet gehalten, dies kurz hervorzuheben. Ich
bemerke noch, daß ich den Ausführuugcn des Referenten
insoweit durchaus beitrete, als ich meinerseits durchaus
aucrkeuue, daß die Finanzlage der Mehrzahl oder, ich
möchte sagen, fast aller Städte Wcstpreußens eine
derartige ist, daß eine erhebliche Vermindern::«, ihrer
Einnahmen aus de:: Schlachthausgebühreu für ihren



"Etat von einer bedenklichen Wirkung sein würde, daß
ich ferner ans dem Standpunkt stehe, daß eine möglichst
weit gehende Garantie für die Untersuchung des
Fleisches nach jeder Richtung gegeben werden muß
und daß es im allgemeinen staatlichen Interesse liegt,
Wenn der Bevölkerung das Fleisch iu möglichst
garantiert gesuudem Znstande geliefert wird. Allerdings
muß ich hinzufügen, was seitens des Herrn Referenten
nur ganz lose gestreift worden ist, daß ich andererseits
auch auf dem Staudpnutte stehe, daß es die Pflicht
der dabei iu Betracht kommenden Behörden ist, auch
die Frage uicht außer Acht zu lassen, in welcher Weise
der Bevölkeruug das Fleisch möglichst billig geliefert
werde» kann.

Meine Herren! Ich glaube danach, daß der
Herr Referent wohl die Anffaffuug gewouueu haben
wird, daß ich seinen sachlichen Ansführungen über
diefe Fragen meincrfeits persönlich durchaus beistimme.

Oberbürgermeister Delbrück: Ich hatte mir schon
vorgenommen, auf deu Punkt hinzuweisen, auf deu der
Herr Regierungspräsident eben aufmerksam gemacht
hat. Wir dürfen uns bei der Behandlung dicfcr ganzen
Angelegenheit nicht lediglich von dem Gesichtspunkte
leiten lassen: wie hoch bemessen wir die Gebühren zu
Guusten unseres Etats, welche Anfordcruugeu siud zu
stelleu, um in sanitärer Beziehung die Beschaffuug eines
möglichst einwandfreien Fleisches zu sichern, sondern es
liegt zweifellos mit im vornehmsten Interesse der
Kommunen uud Kommunal verwaltuugcn selbst, daß das
Fleisch in den Städten nicht teurer ist als nötig uud
nicht durch uns mit überflüssige,: Gebühren belastet
wird. Das ist ein Gesichtspunkt, den keine städtische
Verwaltung außer Acht lassen darf. Wenn wir vor
völlig jungfräuliche:: Verhältnissen ständen, so würde
ich in erster Linie für eine Rcgeluug eintreten, die das
Fleisch mit so geringen Gebühren belastet, wie nur
irgcud angängig, aber diese uuberührtcu Verhältnisse
sind nicht vorhanden, sondern wir sind durch die Fiuauz-
Politik der köuiglicheu Staatsregicrung, insbesondere
durch die Auffassung des früheren Finanzministers
Dr. von Miquel über die Notwendigkeit hoher Ge-
bühren für die Städte mit der Finanzierung unserer
Schlachthäuser in eine Lage gekommen, die es für die
Mehrzahl von uns uumöglich macht, anf die bisherigen
Gebühren der Schlachthäuser zu eiuem ergcblichen Teile
zu verzichten. Wenn man mm die ohnehin sehr bedrängten
Verhältnisse der westpreußischcn Städte ins Auge faßt, so
wird man es berechtigt finden, daß wir zur Zeit uutcr alle::
Umständen darauf driugeu müffcu, daß die Königliche
Staatsrcgieruug nicht ohne weiteres mit Prinzipien
bricht, die den Städten gegenüber ein Jahrzehnt hin-
durch als ein I^oli rns w n ^ r s bezeichnet wurden,
wenn wir einmal kamen und eine Abänderung ver-
langten. Lediglich aus diesen: Grunde müssen wir
verlangen, daß Bestimm«::gen beseitigt werden, die die
Balanzicruug des Etats der Städte iu Frage stelleu.
Dieses Ziel wird ja auuäherud erreicht, wem: die Re-
solution, in der wir uuserc Wünsche formuliert haben,
von Erfolg ist. Durch das Fleischbeschaugcsetz uud
sciue AuZführuugsbestimmungen, welche die Uutcr-

suchung vor und nach der Schlachtung auf dem platten
Lande vorschreiben, ist ein novuni entstanden. Es
besteht darin, daß das auswärts geschlachtete Fleisch
mit Gebühren belastet wird, mit denen es früher nicht
belastet war, daß also, wenn eine Änderung nicht
eintritt, das auswärts geschlachtete Fleisch uoch un-
günstiger dasteht, als das in den Städten geschlachtete.
Das müssen wir selbst beseitigt wünschen, und des-
wegen ist eine Revision unter alle:: Uniständen not-
wendig. Wir wünschen nur, daß diese Revision unter
Berücksichtiguug der weseutlicheu fiuanzicllen Gcsichts-
puukte erfolgt, die ich hervorgehobcu habe, und die
nicht entstanden sind aus der Init iative der Kommunen,
sondern aus den Bestimmuugen, die uns die Staats-
rcgicrnng über die Gestaltuug uuserer Gebührentarife
aufgcdräugt hat.

Bürgermeister Liedke - Neumark: Der Herr Bericht-
erstatter hat in seinem Referat bemerkt, daß durch die
auf dem Gebiete des Schlachthauswcseus gegenwärtig
bestehenden Gesetze zufriedcustcllcnde Verhältnisse ge-
schaffen feien. M i r ist indeß in meiner Praxis ein Fal l
vorgekommen, der die ein Schlachthaus besitzende Stadt
Neumark sehr zu schädige:: geciguet ist, der aber durch
die bcstehcude Gesetzgebung uicht geschützt wird. I m
umnittclbarcn Anschluß an die Stadt Neumark liegt
ein Teil der Landgemeinde Gr. Pacoltowo, mit genannter
Stadt durch die Dreweuzbrückc verbunden. I n diesem
Teil der Landgemeinde Gr. Pacoltowo, welcher sich äußer-
lich als Bestaudtcil von Ncumark darstellt, ließ sich ein
Fleischer nieder, der nicht in: Schlachthaus schlachtete,
die geschlachtete:: Tiere auch uicht beschauen ließ und
infolgedessen in seiner Wohnung das Pfnnd Fleisch um
5 bis 10 Pfeuuig billiger verkaufte, als dieses in Neu-
mark geschehe:: konnte. Die Folge davon war, daß
ein großer Teil der städtischen Bevölkerung über die
Treweuzbrückc uach Pacoltowo giug und sich dort das
uötige Fleisch kaufte, so daß die Schlachtungen im
Schlachthausc und damit auch die Einnahme an Ge-
bührcu gcriuger wurde::. Nuu wird mir darauf er-
widert werde::: Beantrage doch die Eingemeindung dieses
iu: Zusammenhange mit Nenmark liegenden Teils von
Pacoltowo! Das haben wir ja gcthan, aber der Bezirks-
ausschuß hat uns abgewiesen. Wir hoffen indes bei
dem Provinzialrat mit unfcrem Antrage mehr Glück zu
habe::.

Ich wi l l diesen Fal l nicht zu ciuem Zusatzantrage
zu der Resolution des Herrn Berichterstatters machen,
sondern nur feststellen, daß die bestehende Gesetzgebuug
iu Bezug auf das Schlachthauswcscu noch Lücken auf-
weist, uud veranlassen, daß bei den: in Aussicht steheuden
neue:: Schlachthausgesetz vielleicht auch dieser Fal l Be-
rücksichtigung findet.

Bürgermeister Aeimann-Riesenburg: Ich bin zwar
der Ansicht, daß die befürchteten schweren Wirkungen
des Gesetzes, die der Herr Referent hervorhob, vorzugs-
weise die größere:: Städte treffen werden mit ihren
großen Vororten, wo sich auch Gelegeuhcit bietet die
Fleischbeschau auszuüben, und daß für die kleinen
Städte, weil die Ortschaften um sie meist sehr weit
anseinandcr liegen, eine Bcfürchtuug kaum entsteht, es



würde aber für nns sehr interessant scni zu erfahren
— und hiervon ist die berührte Frage wesentlich ab-
hängig — wie groß die Schaubezirke gebildet werden
sollen. Is t die Vorbereitung so weit gediehen, daß
man sagen kann, nach so und so viel Kilometern Umfang
werden die Schanbezirke festgelegt? — Ich wäre sehr
dankbar für die Beantwortung dieser Frage.

Oberbürgermeister Delbrück: Meines Wissens kann
diese Frage heute noch nicht beantwortet werden, sie läßt
sich auch wohl garnicht nach einer allgemeinen Regel be-
antworten, sondern die Größe der Schaubezirke wird
abhängen von der Zahl der zur Verfügung stehenden
Schauer und approbierten Tierärzte.

Bürgermeister Aeimann: Ich meine die ländlichen
Schaubezirke.

Oberbürgermeister Delbrück: Meines Wissens sind
die ministerellen Ausführuugsbestimmnngen nach dieser
Richtung noch nicht erschienen, sodaß wir nicht wissen,
wie sich die Königliche Staatsregieruug die Einrichtung
der Schaubezirke denkt. Tas wird auch abhängig sein
von der Menge des Viehs, das produziert und ge-
schlachtet wird in den einzelnen Bezirken und auch
vou der Zahl geeigneter Personen, die der Regicruug
als Schauer zur Verfüguug stehen.

Bürgermeister Stachowih-Thorn: Ich stimme dem,
was der Herr Referent ausführt durchaus zu uud
möchte hier uur einen Punkt berühren, bezüglich dessen
mir eben ein Telegramm aus Thoru zugcgaugeu ist,
einen Punkt, der mit unserm augenblicklichen Beratungs-
gegenstande nicht in ganz unmittelbarem Zusammen-
hange steht, aber immerhin auch Schlachthausuerhält-
nisse betrifft. Das Telegramm lautet: „Kann Städtetag
nicht Schritte vorbereiten, Viehcinfuhr wenigstens direkt
ins Schlachthaus zu crreicheu?" — Es handelt sich
darum, daß uus eiue Fleischnot droht, daß die Preise
schon jetzt sehr hoch sind uud daß hier gewünscht wird,
es möchten, um dieser Flcischnot abzuhelfen, Schritte
gcthan werden, es möchten für das ansländifchc Vieh
die Grenzen wenigstens soweit geöffnet werden, als es
unmittelbar ins Schlachthaus eingeführt werden kann.
Eine solche Vorbedingung wäre in Thorn wenigstens
gegeben, dort kann das Vieh direkt ins Schlachthaus
ciugeführt werden. Ich selbst bin allerdings der Ansicht,
daß die Frage heute hier kaum zum Abschluß gebracht
und vielleicht auch uicht einmal zur Erörterung gestellt
werden kann. Ich möchte es aber dem Vorstande
anheimgeben, ob seinerseits etwas zu unternehmen
wäre. Vielleicht könnten sich die Städte zusammenthun
und in einem besondern Städtetage eine Petition an
die zuständigen Kreise richten.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Die
Sache steht nicht auf der Tagesordnung und steht
zweifellos mit dem behandelten Thema in mindestens
losem Zusammenhange, wenn man überhaupt einen
solchen konstruieren kaun. Nun ist es mir ja bekannt,
daß die Fleischpreise, auch die für Schweiuefleisch, eine
exorbitante Höhe erreicht haben — das ist auch in
Tanzig der Fal l — trotzdem würde ich Bedenken
tragen, irgend welche Beschlüsse zn faffen, deren Trag-
weite der Städtetag nicht übersehen kann, und Beschlüsse

zu fassen über Dinge, bezüglich deren wir noch nicht
eine einzige Zahl wissen, womit wir sie begründen.
Ich halte es für das schlimmste, was ein Städtetag
thiln kann, wenn er eine Resolution ans Gruudlagen
stellt, die sich nachher als uuzutreffeud erweiscu. Ich
möchte daher von einer Beschlußfaffnng dringend abraten.
Eine andere Frage wäre es ja, einmal nnter den
beteiligten Städten eine Erörterung über die Sache
herbeizuführeu, die ja im Wege der Umfrage eingeleitet
werden könnte, deren Veranstaltung ich bereit bin,
Ihnen zuzusagen. Von einer Beschlußfassung am heu-
tigen Tage aber warne ich nochmals angesichts der
betrübenden Erfahrungen, die wir vor einigen Jahren
gemacht haben, wo schließlich eine Stadt zugeben mutzte,
daß bei ihr eigentlich gar keine Fleischnot bestand.
Soweit die Schweine in Betracht kommen, Pflegen die
Verhältnisse ganz außerordentlich verschieden zn liegen.
Einzelne Schlachthöfe nnd Konsnmorte haben nämlich
eiii merkwürdig kleines Versorgnngsgebiet, andere ein
sehr umfangreiches. I n Danzig sind es z. B. nur
die unmittelbar benachbarten Kreise, die überhaupt für
die Versorgung der Stadt mit Schweinefleisch in Frage
kommen. Tarans ergicbt es sich, daß, während in
der einen Stadt große Schweinenot herrscht, in einiger
Entfernung davon die Schweinepreise ziemlich niedrig sein
können. Es hängt dies zusammcu mit der Verschiedenheit
der Ernten in einer Provinz, mit den verschiedenen
wirtschaftlichen Verhältnissen, ob viel kleine Leute da
sind, die überwiegend Schweinezucht treiben. Die
Schweinepreise differieren auf wenige Meilen oft nicht
uubeträchtlich. Wcun wir ein korporatives Vorgehen
für wünschenswert erachten, muß vorher festgestellt
werden, wie die Verhältnisse in den einzelnen Teilen
der Provinz liegen und ob ein gemeinschaftliches Vor-
gehen sämtlicher Städte oder nur eines Teils der-
selben wünschenswert ist. M i t Rücksicht auf die Ernte-
verhältnisse halte ich es allerdings für wahrscheinlich,
daß ein gewisser Mangel an Schweinen wohl in der
ganzen Provinz bestehen wird. Wenn der Städtetag
den Wunsch hat, daß der Vorstand Ermittelungen nach
der Richtung anstellt, so werde ich gern bereit sein, sie
in die Wege zu leiten.

Bürgermeister Stachowitz: Ich gebe zn, daß solche
Vorbereitungen erforderlich sind. Ich möchte dann
aber den Städtetag bitten, den Wunsch auszusprechen,
daß seitens des Vorstandes entsprechendes veranlaßt
wird, um eventuell die Aufhebung der Grenzsperre
herbeizuführen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich
würde nicht empfehlen, einen bestimmten Beschluß zu
formulieren und namentlich nicht darin schon jetzt einen
Antrag auf Aufhebung der Grenzsperre vorzusehen,
sondern sich damit zu begnügen, daß der Vorstand
ersucht wird, zunächst einmal durch Umfrage festzu-
stellen, wie die Preisvcrhältnisse und der Vertrieb hin-
sichtlich der verschiedenen Viehgattungen bei den einzelnen
Schlachthöfen in der Provinz liegen.

Ich darf wohl annehmen, daß der Städtctag
und Herr Stachowitz damit einverstanden ist.



Stadtrat Di-. Deichen-Graudenz: Nur über die
Frage der Verbilligung der Fleischpreisc einige Worte.
Wir haben ja gewiß das Interesse und die Pflicht,
unserer Bevölkerung billiges Fleisch zu beschaffen, ich
glaube aber nicht, daß das unter den jetzigen Aus-
führungsbestimmungcn möglich sein wird, denn die
Differenz zwischen den Untersuchungskosten wird den
Konsumenten doch nicht zugute kommen. Den Nntzcn
davon wird der Händler ziehen, entweder der bisherige
Schlächtermeister, der ja nach den Ausführungen des
Herrn Referenten znm bloßen Flcischhändler herab-
gcdrückt wird, denn er wird nicht mehr schlachten,
sondern von außerhalb kaufen, oder der Großschlächtcr-
meister. Ich glanbc deshalb, daß den Konsumcutcu
doch kein Vorteil gebracht werden wird uud daß es
nicht gelingen wird, auf diese Weise von außerhalb
billiges Fleisch ciuzuführeu uud dabei die Vcrgünsti-
gnng den Konsumenten ebenfalls zngute kommen zu
lassen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Dclbrück: Die
Rednerliste ist erschöpft. Ich schließe die Debatte.
Der Herr Referent hat das Schlnßwort.

Berichterstalter, Stadtrat Witzlaff: Ich habe nur
noch eine knrze Bemcrkuug zu dem von Herrn Bürger-
Meister Licdtke erwähnten Fal l zu machen. Er führte einen
Fall an, wo ummtersuchtcs Fleisch iu den Konsum gelaugt
war und er knüpfte daran die Bemerkung, daß das
eine Lücke im Schlachthausgesetz sei. Ich wi l l nur
meinerseits ebenfalls hervorheben, daß auch ich der Ansicht
bin, daß die bisherige Schlachthausgesetzgebuug noch in
mancher Beziehung lückenhaft ist, ich habe es nur uicht
für richtig bcfuudcu, bei diefer Gelegenheit, wo es sich
nnr um die §§ 5 und 14 handelt, anch alle übrigen
Wünsche hier znr Geltung zu bringen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Damit
ist dieser Gegenstand der Tagesordnung ebenfalls er-
ledigt, uud ich danke iu Ihrem Namen dem Herrn
Referenten für seinen Vortrag.

Wir kommen zur Abstimmung. Die Resolution
ist gedruckt in Ihren Händen, sie bedarf keiner Ver-
lesung. Nur bezüglich des zweiten Satzes hat der
Herr Referent eine Veränderung vorgcuommen. Die
jetzt vorgeschlagene Fassung lautet:

Uni diese dem Allgcmcininteressc wider-
sprechenden Folgen auszuschließen, ist es nnbedingt
erforderlich, daß bei der in Aussicht genommenen
Revision der Schlachthausgesetzgebung eine Ab-
änderung iu folgender Richtuug eintritt: . . . .
u. f. w.
Wird zu dieser Formulierung uoch das Wort

gewüuscht? — Das ist nicht der Fall. — Ich darf
nun wohl annehmen, daß die Versammlung der Reso-
lution mit der vorgeschlagenen Aendcrung zustimmt. —
Ich koustatiere, daß das der Fall ist.

Meine Herren! Es ist jetzt 12 Uhr, und wir
würden nun zu demjenigen Teile des Programms
kommen, der als Frühstückspause bezeichnet ist. Ich
Möchte aber, bevor wir in diese Pause eintreten, noch
Mitteilen, daß mich der Herr Landeshauptmann gebeten
hat, den Vortrag des Herrn Bürgermeister M ü l l e r

möglichst gleich nach der Pause zu nehmen. Ich darf
wohl annehmen, daß die Versammlung damit einver-
standen ist. Wenn wir so weiter arbeiten wie bisher,
werden wir möglicherweise noch heute fertig.

Dann möchte ich fragen, ob bezüglich der Ver-
anstaltungen noch Mitteilungen Zu macheu sind.

Bürgermeister Polski-Graudeuz: Ich möchte nur
mitteilen, daß im Anschluß an das Essen um 8 Uhr
eine Angriffsübuug der freiwilligen Feuerwehr statt-
finden soll. Ich bitte diese Programmänderung noch
nachträglich zu genehmigen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Die
Herren sind damit einverstanden. — Ich erinnere noch
an die Präsenzliste nnd bitte diejenigen Herren, die
sich noch nicht eingezeichnet haben, dies in der Pause
zu thun. — Ich lasse jetzt eine Vertagung für eine
halbe Stunde eintreten.

Panfe.

Wiedereröffnung der Sitzung um 1 2 ^ Uhr.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Meine
Herren! Wir fahren in unserer Tagesordnung fort
und kommen entsprechend dem von Ihnen znletzt ge-
faßten Beschluß zu dem Vortrage des Herrn Bürger-
meister M ü l l e r -D t . Krone:

Bericht der Kommission zur Gründung eines
Mnhegehaltskassenverbandes fü r die

Aommunalöeamten.

Ich bitte den Herrn Kollegen M ü l l e r , als Vor-
sitzenden dieser Kommission, das Referat zu crstattcu.

Zerichterstatter, Bürgermeister Müller-Dt. Krone:
Meine Herren! Der westpreußische Städtetag von 1901
wählte eine Kommission, bestehend aus den Herren
Bürgermeister D c m b s k i , Bürgermeister Sausse und
mir und beauftragte dieselbe, sich mit den Stadtge-
meinden, den Kreiskommunalverbänden und der Pro-
vinzialvertretung wegen Einrichtung einer provinziellen
Ruhegehaltskasse in Verbindung zu setzen und geeignet
erscheinenden Falls die Statuten einer solchen Kasse
auszuarbeiten.

Diese Kommission hat mit manchen Hindernissen
zn kämpfen gehabt. Bei den geringen Mitteln, welche
dem Städtetage zur Verfügung stehen, mußte sie es
möglichst vermeiden, durch ihren Zusammentritt Kosten
zu verursachen. Da zwei ihrer Mitglieder in Dirschau
und in Elbing wohnen, war als Ort ihres Zusammen-
tritts Danzig oder Dirschau uud als Zeitpunkt der
Zusammentritt einer derjenigen provinziellen Körper-
schaften gegeben, denen ich, als das am weitesten ent-
fernt wohnende Mitglied, anzugehören die Ehre habe.

Diese Gelegenheiten haben sich bisher nur drei-
mal geboten. Einmal, als der Provinzialrat im Ja-
nuar zusammentrat. Damals war leider Herr Kollege
D e m b s k i behindert. Dann als im März der Pro-
vinziallandtag zusammentrat, war wieder der Herr
Kollege Sausse unabkömmlich, und die letzte Gelegen-
heit bot sich bei dem Zusammentritt des Provinzialaus-
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schusses Ende M a i dieses Jahres. Herrn Kollegen
D e m b s k i war es damals wieder unmöglich, nach Danzig
zu kommen, und so trat die Kommission denn am 24. M a i
in Dirschau zusammen.

Sie wählte mich zu ihrem Vorsitzenden. Sie
«lachte sich mit der Entstehungsgeschichte der Vorlage
des Städtctages von 1901, betreffend die Gründung
eines provinziellen Ruhcgchaltskasscnoerbandcs für die
Kommunalbeamtcn, bekannt und unterzog die Satzungen
der seit dem 1. I n l i 1901 bestehenden Ruhegehaltskassc
der Kreiskommunalverbände und Stadtgemeinden der
Rheinprovinz einer eingehenden Erörterung. Sie er-
kannte an, daß dieselben eine gute Grundlage für eine
gleiche in der Provinz Westpreußcn zu errichtende Kasse
bilden würden, kam aber zu der Überzeugung, daß, ehe
ein weiterer Schritt gcthan werde, zunächst die Be-
schaffung genauer zahlenmäßiger Unterlagen über alle
in Betracht kommenden Verhältnisse erforderlich sei.

Bezüglich der Art uud des Umfangcs der an-
zustclleuden Erhebuugeu eiuigte sie sich über folgende
Punkte:

1. Ein Sondcrabdruck des von dem Vorsitzenden
der Kommission auf dem vorjährigen Städtetage ge-
haltenen Vortrages über einen westpreußischcn Ruhe-
gehaltstllsscuverbaud für Kommunalbeamte (derselbe ist
inzwischen, ohne die Kasse des Städtctages zu belasten,
hergestellt) soll sämtlichen Magistraten und Kreisaus-
schüssen in der Provinz übersandt werden.

2. Gleichzeitig sollen diese Behörden ersticht werden,
zur Gewinnnng der erforderlichen Unterlagen Auskunft
zu erteilen über:

^) die Zahl ihrer sämtlichen mit Ruhcgehaltsbe-
rechtignng angestellten Beamten mit Ausnahme
der Volksschullchrer,

d) die Höhe der vou dieseu Beamteu zur Zeit be-
zogenen Gehälter, etwaiger feststehender Gehalts-
steigerungen und des Höchstgehaltes,

o) des Lebens- und Dienstalters der in Betracht
kommenden Beamten,

ä) der etwa bei der Versetzung in den Ruhestaud
anzurechnenden Militärdienstjahre oder der an-
zurechnenden in anderen Kommunalverbänden
zurückgelegten Dienstjahrc,

6) die Zahl und das Lebensalter ihrer zur Zeit im
Ruhestände befindlichen Beamten, die von diesen
zurückgelegte Dienstzeit und die Höhe der von
ihnen bezogenen Ruhegehälter.
3. Dem Herrn Landeshauptmann der Provinz

soll dasselbe Material überreicht und auch an ihn die
Bitte gerichtet werden, dieselben Auskünfte bezüglich der
ruhegchaltsberechtigten Beamteu der Provinzialver-
waltung zu erteilen.

Es handelt sich, wie die Herren sehen, um eine
Menge von Fragen, deren genane Beantwortung einen
nicht unbedeutenden Aufwand von Zeit und Mühe,
namentlich bei den größeren Verwaltungen, erfordert,
und es war deshalb vorauszusehen, daß es kaum möglich
sei:: werde, in dem knappen Zeiträume zwischen der
Tagung der Kommission und der nächsten Tagung

des Städtetages ihre Beantwortung zu erreichen, noch
viel weniger die erforderliche Prüfung und Sichtung
vorzunehmen und die erforderlichen Zusammenstellungen
und Berechnungen zu fertigen.

Dazu kam, daß ich, dem die Ausführung der
Beschlüsse der Kommission übertragen war, bald nach
ihrer Tagung erkrankte und gezwungen war, fast 6 Wochen
meinem Amte fern zu bleiben.

Wir sind deshalb heute nicht in der Lage, Ihnen
geehrte Herren, mit irgend welchen Anträgen zu kommen.

Es erscheint mir das aber auch nicht bedauerlich.
Es handelt sich um eine ganz neue Materie. Erst e in
Kassenvcrband, der hier angestrebten Art besteht in der
Rhcinprovinz. Aber auch er ist erst am 1. I n l i 1901
ins Leben getreten. Er vermag deshalb nur über eine
sehr kurze Wirksamkeit (̂ /̂  Jahre) Anskuuft zu erteilen,
uud Rückschlüsse aus einer so knrzen Wirksamkeit zu
zicheu, ist unmöglich. — Gut Ding wi l l Weile haben,
und der Gedanke, um dessen Realisierung es sich handelt,
ist in unseren Kreisen so neu, und das Neue findet
bei unseren Kommuuen leider noch recht hänfig zunächst
wenig Entgegenkommen — ich verweise in dieser Be-
ziehung auf die Witwen- und Waisenkasse — auch wenn
es sich um einen offenbaren Fortschritt handelt. Daher
erscheint es mir ganz angebracht, daß nnserm Gedanken
Zeit gelassen wird, sich bei allen Beteiligten in Ruhe
weiter zu entwickeln. Er muß, wie der Sauerteig das
Gebäck, die Kreise der Beteiligten durchdringen, man
muß sich allgemein mehr mit ihm beschäftigen nnd mit
ihm vertrauter machen können, ehe man sich, wie ich
hoffe und wünfche, für seine Verwirklichung ent-
scheiden wird.

Zeichen dafür, daß er sich ausbreitet uud auf-
gcuommeu und verarbeitet wird, liegen erfreulicher Weise
in größerer Auzahl vor. Die Städtetage der Provinz
Schleswig-Holstein, der Provinz Hessen und der Provinz
Ostpreußen sind inzwischen seiner Verwirklichung näher
getreten und auch der Städtctag der Provinz Posen
hat zu gleichem Zwecke inzwischen eine Kommission
gewählt.

Der vorjährige Städtetag hatte uns auch beauf-
tragt, uns mit dem Herrn Landeshauptmann wegen
Übernahme der Verwaltung der Kasse durch die Provinz
in Verbindung zu setzen. Bei der geschilderten Sach-
lage haben wir dazu nicht kommen können. Nachdem
ich aber aus den Verhandlungen der Städtetage der Pro-
vinzen Ostpreußen und Schleswig-Holstein entnommen
habe, daß der Herr Landeshauptmann von Ostpreußen es
übernommen hat, die zur Errichtung eines ostpreußischen
Ruhegehaltskassenverbandes erfoderlichen Verhandlun-
gen selbst zu führen und der Herr Landeshauptmann
von Schleswig-Holstein sich bereit erklärt hat, die Verwal-
tuug der schleswig-holstein'schen Ruhegehaltskasse auf
die Provinz zn übernehmen, hege ich die freudige
Zuversicht, daß, wenn wir in der Lage sind, an ihn
heranzutreten, auch unser Herr Landeshauptmann sich
nicht ablehnend verhalten wird.

An die hier anwesenden Herren Vertreter der
Städte richte ich namens der Kommission die Bitte, in
ihren Gemeinden dahin wirken zu wollen, daß zunächst
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auf die von der Kommission zn stellenden Fragen eine
baldige, genaue und erschöpfende Beantwortung erfolgt.
Dann, meine geehrten Herren, wird, wie ich hoffe, Ih re
Kommission auf dem nächsten Städtetage in der Lage
sein, mit positiven Vorschlägen vor Sie zu trete».

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich danke
der Kommission für die von ihr geleistete Arbeit. Eine
Debatte wird über den Vortrag des Herrn Referenten wohl
kaum erforderlich sein, da ja die Vorschläge über die Rege-
lung der Frage noch ansstehen. Ich nehme also an, daß
wir von den bisherigen Maßnahmen der Kommission
dankend Kenntnis nehmen und sie bitten, ihre Arbeiten
fortzusetzen und auf dem nächsten Städtetage einen
neuen Vortrag zu halten uud uns eventuell bestimmte
Vorschläge zu unterbreiten.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Hinze: Meine Herren! Ich

habe es lebhaft bedauert, daß ich durch Krankheit ver-
hindert war, der letzten Tagung des Städtetagcs bei-
zuwohnen. Ich möchte deshalb heute Gelegenheit
nehmen, mich zu diesem interessanten Thema, daß uns,
so Gott wi l l , im nächsten Jahre wieder beschäftigen
wird, zu äußern. Wie sich die Kollegen anderer
Provinzen für die Frage interessieren, so thue ich das
auch. Die westpreußische Provinzialverwaltung hat
dasjenige Material beschafft, was, wie ich annehme
auch der Kommission vorgelegen hat, also dasjenige,
was für die Landgemeinden und Städte in Westphalen
vorliegt uud das Reglement für die Stadtgemeinden
und Kreisvcrbände in der Rheinprovinz. Ich glaube,
daß der Kommissiou diese Sachen vorgelegen haben.
I n der Angelegenheit selbst einige allgemeine Be-
merkuugeu. Sie gehen dahin, daß man nicht ohne
weiteres dieses Desiderimn der Gründung eines Ruhe-
gehaltskasseuverbaudes für die Kommunalbeamten ver-
gleichen uud idcutifiziercu kauu mit der vor nahezu
20 Jahren erfolgten Gründuug der Provinzial-Witwen-
und Waisenkasse. Einmal hatte die Provinz damals
selbst den dringenden Wunsch, für die Hinterbliebenen
ihrer Beamten zu sorgen, obwohl sie damals eine
rechtliche Verpflichtung dazu uicht hatte, und sie hatte
auch deu Wnnsch, auf die Stadtgemeinden nach der
Richtung einzuwirken. Sie stattete daher die Provinzial-
Nitwcn- und Waisenkassen mit einem Kapital aus und
übernahm ohne Weiteres die Verwaltung vollkommen
kostenfrei. Wie gesagt, damals handelte es sich darum,
etwas Gntes zu schaffen, wozu die damalige Gesetz-
gebung noch nicht zwang. Ganz anders liegt die
Sache aber doch hier. Das Recht des Kommunal-
bcamtcn auf dcu Bezug von Pension steht fest; es ist
gegeben durch die Bestimmungen der Städteordnung
und des Kommuualbeamtengesctzes, und ich habe doch
große Bedenken, ob sich ein Reglement für unsere
Provinz derart wird ausarbeiten lassen, daß es sich
nachher einmal ohne große Schwierigkeiten handhaben
läßt, und daß es auch alle Wünsche berücksichtigt, die
an das Entstehen einer derartigen Rnhegehaltskasse
geknüpft werden. Die Verhältnisse in unseren städtischen
Kommunen sind doch sehr verschiedenartig gestaltet.
Nenn sie bedenken, daß in einer Reihe von städtischen

Kommnnen den Beamten die Zeit, die sie vorher im
Militärdienst oder in anderer kommunaler Stellung
zurückgelegt haben, bei Berechnung der Pensionszeit
angerechnet wird und in anderen Städten wieder nicht,
daß größere Städte uud auch kleinere dazu kommen, um
eine besonders geeignete Kraft zu gewiunen, von vorn-
herein zn vereinbaren, daß eine bestimmte Dienstzeit
angerechnet wird, so sind das doch alles Sachen, die
sich in das Schema eines derartigen Ruhegchaltskassen-
verbandes schwer einreihen lassen und die unvermeidlich,
wie es auch selbst bei der Witwen- und Waisenkasse
der Fal l ist, zu Reibungen führen werden. Auf eine
Bestimmnng z. B., die in dem für die Rheinprovinz
erlassenen Reglement enthalten ist, daß nämlich sämtliche
Prozesse von den Pensionsbcrechtigten gegen die Kasse zu
führen sind, würde ich mich nicht einlassen. Das ist eine
sehr bedenkliche Sache. Dadurch entsteht immer erst eine
ausgedehnte Korrespondenz mit den Kommuualver-
bändcn. Noch ein Bedenken: Leider besteht in unserer
westpreußischen Bevölkerung die Neiguug, so alle 12 Jahre
einmal Zu Wechsel» und Sie erleichtern dies in einer
übermäßigen Weise, wenn die Städte nicht selbst mehr
die Pensionen zu tragen haben. Ich habe die Erfahrung
gemacht, daß, auch wenn es sich nicht um mindertüchtige
Leute handelte, sich mitunter Strömuugen in einer
Stadt, bemerkbar machten, Z. B. wenn der Leiter der
Stadt als Polizeiverwalter einmal etwas zn scharf
gewesen war, welche die Wiederwahl verhinderten.
Über dieses alles werden wir uns besser in kleinerem
Kreise unterhalten können. Ich habe nur sagen wollen,
daß ich, so sehr mir die Sache an und für sich
sympathisch ist, in vielen Einzelheiten Bedenken habe.
Die Städte werden sich darüber schlüssig machen müssen
in der Vorberatung, was sie überhaupt als Grundlage
für die Ruhegehaltskassc nehmen wollen. I n der
Rheinprovinz hat man die Grenze von einer Mi l l ion
als Mindestmaß für die Gründung angenommen.

Nun, Meine Herren! Existiert bei einer größeren
Zahl westprenßischer Städte der Wnnsch, einen Ruhc-
gehaltskassenverband zu begründen, so werden sie auch
über die Bedenken hinwegkommen, und wenn sie keine,
geeignetere Stelle finden, wenn nicht etwa eine Stadt
die Führung übernimmt, so, meine ich, die Provinzial-
verwaltung hat Sie noch nie verlassen uud wenn Sie
ihr das Vertrauen schenken wollen, diese Kasse Zu ver-
walten, dann wird sie Sie auch jetzt nicht verlassen.
Aber wir haben ja noch ein Jahr vor uus, iu welchem
die Angelegenheit von Ihrer Kommission eingehend
beraten werden soll, und der finanzielle Punkt, unter
dem die Kommission zu leiden hatte, wird vielleicht
auch nicht so erheblich sein, daß er nicht zu über-
winden wäre.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich
nehme an, daß der Herr Landeshauptmann, weil er
im vergangenen Jahre nicht Gelegenheit gehabt hat,
sich Zu der Sache zu äußern, dies heute hat nachholen
wollen, daß es aber nicht in seiner Absicht lag, über
die von ihm gestreiften Punkte eine Debatte herbeizu-
führen.
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Ich glaube, wir nehmen jetzt nur von der seitens
des Herrn Landeshauptmanns in Aussicht gestellten
Bereitwilligkeit des Provinzial-Ausfchusfcs sich eventuell
mit der Verwaltung der Kasse zu befassen, dankend
Akt uud sparen eine weitere Erörterung auf, bis uns
die Kommission im nächsten Jahre mehr bringt. —
Ich fürchte, wir würden fönst nur das wiederholen,
was wir im vorigen Jahre in Thorn sehr ausführlich
gehört haben.

Berichterstatter, Bürgermeister Wüller-Dt. Krone:
Ich bemerke, daß die Kommission deshalb den Herrn
Landeshauptmann für den Geeignetsten gehalten hat,
weil nicht nur eiue Beteiligung der Städte, sondern
auch der Kreise an dieser Kasse gewünscht wird.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Das
Wort wird nicht mehr gewünscht. Ich schließe die
Debatte.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Z3ortrag üßer den Erlaß ortsstatutarischer Z u -
ordnungen auf Grund der HH 12 und 15 des
Aauffuchtliniengesetzes und betreffend Unterhal tung

und Herstellung der Mürgersteige.

Berichterstatter, Erster Bürgermeister Kühnast-
Graudcnz: Zunächst znr Geschäftsordnung. — Ich
habe die Ehre, Ihnen heute einen Vortrag zu halteu
über den Erlaß ortsstatntarischcr Anordnungen auf
Grnud der §§ 12 und 15 des Baufluchtliuiengesetzes
und betreffend Unterhaltung und Herstellung der Bür-
gersteigc. — Obwohl diese beiden Angelegenheiten in
einem gewissen Zusammenhange miteinander stehen.
Würde es mir doch zweckmäßig erscheinen, daß sie ge-
trennt behandelt werden, da sonst die Debatte mög-
licherweise erschwert werden dürfte. Sie gestatten mir
daher wohl, daß ich zunächst nur über die §§ 12 und
15 des Baufluchilimengesetzes spreche, daß dann der
Herr Korreferent hierzn das Wort nimmt, die De-
batte zunächst über diefcn Teil des Vortrages er-
öffnet wird, nnd daß dann in gleicher Weife erst der
Zweite Teil des Themas behandelt wird.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich
nehme an, daß die Versammlung mit den Vorschlägen
des Herrn Referenten einverstanden ist, und bitte ihn
nnnmehr, znr Sache das Wort zn nehmen.

Berichterstatter, Erster Bürgermeister Kühnast-
Grandcnz: Meine Herren! Es erscheint vielleicht
auffallend, daß ich, nachdem das Bauflnchtlinicngesetz
bereits über ein Vierteljahrhundert in Geltung ist,
einzelne Vorschriften dieses Gesetzes, welche den Ge-
meinden die Bcfuguis zum Erlaß ortsstatutarischer
Bestimmungen geben, jetzt zum Gegenstande einer Be-
sprechung auf uuferm Städtetage mache. Veranlaßt
bin ich hierzu dadurch, daß ich sowohl in meiner
Thätigkeit als Leiter einer städtischen Verwaltung, als
auch als Verwaltuugsrichter bei meiuer Mitwirkung
bei dem Bezirksausschuß die Erfahruug habe machen
müssen, daß grade diese Bestimmungen des Gesetzes,
die ja allerdings zum Teil recht schwer verständlich und
unklar sind, vielfach zu recht irrigeu Auffassungen und
Misgriffeu bei der Abfafsuug vou Ortsstatuten Anlaß

gegeben nnd zur Aufuahmc teils ungiltiger, teils un-
praktischer Bestimmungen geführt haben. Erst in der
letzten Zeit ist dnrch eine umfassende nnd gleichmäßige
Rechtsprechung des Oberverwaltungsgcrichts eiue Aus-
leguug jener Gesetzesbestimmungen ersolgt, die deren
Bedeutuug uunmehr fast zweifelsfrei festgestellt hat.
Ich habe mir nun die Ortsstatute fast aller größeren
Städte des preußischen Staates wie auch die sämtlicher
Städte uuserer Provinz kommen lassen und kann ver-
sichern, daß sich unter den älteren anch nicht eins
befindet, das nicht wenigstens eine Bestimmuug euthält,
deren Rechtsnngiltigkeit zweifellos ist. Es haben daher
auch in den letzten Jahren bereits mehrere Städte ihr
Ortsstatut abgeändert, uud bei vieleu anderen besteht
diese Absicht. Sie werden mir hiernach wohl zugeben
dürfen, daß eine Bcfprcchuug der Bcrechtiguug der
Gemeinden Zum Erlaß ortsstatutarischcr Bestimmungen
auf Gruud des Fluchtliuieugesetzcs nicht unzeitgemäß ist.

Das Gesetz gewährt den Gemeinden nach zwie-
facher Richtung hm die Befugnis znm Erlaß derartiger
Bestimmungen. I n § 12 des Gesetzes wird den Ge-
meinden das Recht eingeräumt, den Bau von Wohn-
gebäudcu, die uach noch nicht fertiggestellten Straßen
einen Ausgang haben, ortsstatntarifch zu untersagen,
und in § 15 das Recht zur Heranziehung der Anlieger
an neuen oder bisher unbebauten Straßen oder der
Unternehmer neuer Straßcnanlagen zu gewissen
Lcistuugcu.

§ 12 lautet:
Durch Ortsstatut kann festgestellt werden, daß

an Straßen oder Straßeuteilen, welche noch nicht
gemäß der baupolizeilicheu Bestimmungen des
Orts für den öffentlichen Verkehr nnd den Anban
fertig hergestellt sind, Wohngcbäudc, die uach
diesen Straßeu ciueu Ausgaug haben, nicht er-
richtet werden dürfen.

Das Ortsstatut hat die näheren Bestimmungen
innerhalb der Grenze vorstehender Vorschrift
festzusetzen und bedarf der Bestätigung des Bezirks-
rates.
Dicfe Bestimmuug ermächtigt also die Gemeinden,

zum Erlaß eines Bauvcrbots bezüglich gewisser Wohn-
gebäudc an Straßen oder Straßenteilen, die noch nicht
gemäß den baupolizeilichen Bestimmungen des Ortes
für den öffentlichen Verkehr uud Anbau fertiggestellt
sind. Die Rechtsgiltigkeit eines solchen Bauverbots
hat also Zur Voraussetzung das Bestehen baupolizei-
licher Bestimmungen darüber, unter welchen Voraus-
setzungen eine Straße oder ein Straßenteil als für
den öffentlichen Verkehr oder Anbau fertiggestellt zu
erachten ist. Fehlt es an derartigen Bestimmungen,
dann kann das Ortsstatut nicht wirksam sein. Die
Baupolizeibchördc würde vielmehr trotz eines Bau-
verbots der Gemeinde die Genehmigung zum Bau
ertheileu müssen.

Man hat nun bei der Abfassung der Ortsstatute
zuweilen überseheu, daß diese Bestimmungen „bau-
polizeiliche" also vou der „Polizei" erlassene sein
müssen und hat in das Statnt selbst Bestimmungen
darüber aufgenommen, wann eine Straße als für den
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öffentlichen Verkehr und Anban fertiggestellt gelten soll.
Eine solche ortsstatutarische Anordnung kann aber die
Polizeiliche nicht ersetzen; sie nmß vielmehr in Form
Polizeilicher Vorschriften von einer Polizeibehörde
erlassen werden. Zum Erlaß ist aber nicht nur die
Ortspolizcibehörde befugt, sondern auch der Landrat,
der Regiernngspräsident und der Oberfträsident; es
kommt nur darauf au, daß die don letzteren erlassenen
Polizeiverordnungen für den Bezirk der Gemeinde,
die das Bauverbot erläßt, Geltung haben.
4 ^ v I n manchen Ortsstatnten findet sich nun eine
uMliche Wicderholnng der polizeilichcrseits für den
Ort erlassenen Bestimmungen. Man hat diese offenbar
in der Absicht aufgeuommen, die Tragweite des Bau
Verbots in dem Ortsstatut selbst kenntlich zu machen.
Allein, dies ist wenig zweckmäßig, denn die Baupolizei
ist jederzeit in der Lage, diese Bestimmungen zu andern,
und es müßte dann auch immer eine Änderung des
Statuts eintreten, wenn die Gemeinde wi l l , daß die
ortsstatutarisch festgelegten an eine fertige Straße zu
stellcuden Erfordernisse mit den polizeilichen überein-

stimmen sollen. Freilich braucht dies ja nicht der Fal l
' zn sein; die Gemeinde kann eine Straße uuter anderen

Voraussetzungen als im Sinne des Ortsstatuts fertig-
gestellt gelten lassen, als die Polizeibehörde im polizei-
lichen Interesse. Von Wirksamkeit kann eine ab-
weichende Anordnung der Gemeinde aber nur sciu,
wcnu ihre Anforderungen geringer sind, als die der
Polizei, denn die Gemeinde ist zwar befugt, das Bau-
verbot uicht in dem vollen gesetzlich zulässigen Umfange
in Kraft zn setzen; sie darf aber natürlich nicht über
die gesetzlichen Bestimmungen hinausgehen. Für die
Städte unserer Provinz, in denen ja mit einer einzigen
Ausnahme die Polizcivcrwaltnng in den Händen eines
Mitgliedes der städtischen Verwaltung ruht, wird sich
ja eiuc Übereiustimmuug der Absicht beider Organe
leicht herbeiführen lassen und es dürfte sich daher
empfehlen, falls nicht die Gemeinde das Bauverbot
absichtlich eiuschränkeu wi l l , im Ortsstatut einfach auf
die polizeilichen Bestimmungen zn verweisen.

Nun läßt aber leider die Bezeichnung der Straßen
als solcher, die noch nicht den baupolizeilichen Be-
stimmnngen gemäß für den öffentlichen Verkehr und
Anban fertig hergestellt sind, noch manche Zweifel
darüber zu, welche Straßeu eiucr Gemeinde eigentlich
zu diesen Straßen gehören. Man ist gelegentlich in
den Fehler verfallen, anzunehmen, daß man auf Grund
eines gemäß § 12 erlassenen Bauverbots den Bau von
Wohngcbäuden an allen Wegen untersagen könne, die
nicht den straßcnbaupolizeilichen Bestimmungen ent-
sprechen, uud hat auch die Errichtung von Wohnge-
bäuden an sogenannten Feld- und Kommunikations-
weaen verbieten wollen. Te^en eine derartige Aus-
legung des Gesetzes spricht aber ein ganz kleines
Nörtchcn dieser Bestimmung, das Wörtchen „noch".
Tas Gesetz spricht von Straßen, die n o ch nicht für den
Verkehr und Anbau fertiggestellt sind, und ans der Hin-
zufügung des Wortes „noch" folgt, daß es sich nur um
solche Straßen handeln kann, deren Fertigstelluug bereits
in Aussicht genommen, aber noch nicht beendigt ist.
^ Oberverwaltungsgericht ist denn auch den Ver-

suchen von Gemeinden, das Banvcrbot ans sämtliche
nicht ausgebaute Straßen nnd Wege des Bezirks zu
erstrecken, in gleichmäßiger Praxis entgegengetreten und
hat immer daranf hingewiesen, daß das Bauverbot
nur Straßen betreffen könne, deren Herstellung als
ordentliche Straßen von der Stadt geplant sei, um
sogeuauute projektierte Straßen. Hierunter fallen selbst-
verständlich alle in den städtischen Bebauungsplan auf-
genommencn Straßen, sowie diejenigen, für welche
Fluchtlinienpläne festgestellt sind; doch können auch
nAh ändere "Merkmale die Straße als eine solche
erschenic:i^Iasscn, dle^enniächst straßenmäßig ausgebaut
werden und dem öffenlichcn Verkehr und Anbau dienen
lol l . Nur auf folche projektierte oder bereits in der
^WmunH begriffe:^ Straßen kann sich das Bcmverbot
der Gemeinde erstrecken. Von dem Bauverbot köunen
also nicht betroffen werden:

1. diejenigen Chausseen, Wege und sonstigen Ver-
kehrsanlagen, deren Einbeziehung in das städtische
Straßennetz nnd deren straßcnmäßiger Ausbau über-
haupt uoch nicht iu Aussicht genommen ist. Ob diese
Wege öffentliche oder private sind, ist gleich giltig. Anch
bezüglich der P^ivatstraßen k a ^ solanae nicht die
dereinstige Übernahme der Straße von der Stadt
bereits geplant oder sonst erkennbar ist, daß diese
Straße in Znkunft ein Glied des Straßennetzes bilden
soll, die Gemeinde ein Banverbot nicht erlassen. Es
würde höchstens polizeilicherseits der Bau untersagt
wcrdcu können, wenn im öffentlichen Interesse gefordert
werden muß, daß das Wohngebäude durch eine öffent-
liche Straße Zugänglich ist. Also das Bauverbot aus
§ 12 ist nicht anwendbar auf alle diejenigen Kommu-
nikationswege, die weder Ortsstraßen sind, noch solche <
werden sollen.

2. erstreckt sich das Bauverbot nicht auf die bereits
bestehenden älteren Straßen, die sogenannten „histo-
rischen". Die Frage, welche Straßen zu den historischen
zu rechuen sind, hat das Obcrverwaltungsgcricht in
zahlreichen Entscheidungen beschäftigt; eine allgemeine
befriedigende Erklärung des Begriffs der historischen
Straße läßt sich jedoch auch auf Grund der Ausfüh-
rungen dieses Gerichtshofes kaum geben. Den Gegen-
^aA bilden einmal die zu 1 erwähnten, überhaupt noch
nicht als „Straßen" in Betracht kommenden Kommuni-
kationswege und ferner die gerade durch § 12 getrogenen
projektierten oder in der Anlegung begriffenen Straßen.
Ob nun ^ e r ^M^Nemenidestraße, die i n D völlig den'
zur Zeit des Erlasses des Ortsstatuts geltenden polizei-
lichen Bestimmungen über die Erfordernisse einer fertigen
Straße entspricht, zu deu in der Anlegung begriffenen
oder den historischen Straßen zu rechnen ist, wird
zuweilen sehr schwer zu beurteilen sein und kaun nur
unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden
thatsächlichen Verhältnisse entschieden werden. Als
wesentliche Merkmale einer historischen Straße sind
folgende anzusehen: Die Straße mnß öffentlich sein,
sie muß zum Aubau bestimmt sein, sie muß dem Verkehr
innerhalb der Ortschaft dienen, und ihr Ausbau muß
zur Zeit des Inkrafttretens des Bauverbots bereits im
wesentlichen beendet sein. Nach den Ausführungen des
Oberverwaltnngsgerichts kommt es insbesondere auf

9
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die Lage und Richtung der Straße, den ans ihr statt-
findenden Verkehr, ihre äußere Beschaffenheit den
Vergleich derselben mit den gleichfalls den neuen polizei-
lichen Bcstimmnngen noch nicht entsprechenden, aber als
historisch anerkannten Straßen, die geschichtliche Ent-
Wickelung ihres Anbaues an. Daß sie vollständig den
über den Straßenbau erlassenen polizeilichen Vorschriften
entspricht, ist, wie gesagt, nicht erforderlich; die Be-
schaffenheit des Straßcntörpcrs allein ist nicht maßgebend.

/, Sie mnß sich als ein vollbürtiges Glied des gesamten
j Straßennetzes einer Gemeinde darstellen.

Verboten werden dürfen mm Wohngcbäude, die
nach den unfertigen Straßen einen Ausgang haben.
Das Verbot ist also nnr zulässig, wenn folgende drei
Thatsachen zusammentreffen:

1. das Gebäude muß sich als ein Wohngebäude
darstellen,

2. es mnß an der unfertigen Straße errichtet
werden,

3. es mnß nach dieser Straße einen Ausgang
haben.

Was nnter einem Wohngcbände zu verstehen ist,
dürfte im allgemeinen nicht zweifelhaft sein, uud doch
hat sich das Oberverwaltungsgericht auch mit dieser
Frage wiederholt beschäftigen müssen. Es muß sich
um ein Gebäude handeln, das zum Wohnen bestimmt
ist, wenn es auch nicht ausschließlich diesem Zweck zu
dienen braucht. Es können also nicht untersagt werden
gewerbliche Etablissements, Schulen, soferu nur keine
Wohnung in ihnen errichtet wird. Auch fallen Pferde-
ställe nicht nntcr das Verbot, selbst wenn ein Pferde-
knecht nachts im Stal l schlafen soll.

Der Errichtung eiues Wohngebäudes steht auch
die Umwandlung eines bisher einem andern Zweck
dienenden Gebäudes in ein Wohngebäude gleich; ebenso
fällt die Erweiterung eines schon bestehenden Wohn-
gebäudes dnrch Hinznfügung nencr Wohnräume, fowie
der Wiederaufbau zerstörter Wohngebände, nntcr das
Bauoerbot.

Schwieriger als die Lösung dieser Frage ist
jedoch die Entscheidung darüber, ob das Gebäude, an
der unfertigen Straße errichtet wird. Zweifel in dieser
Beziehung werden nämlich dann sehr häufig cutstehen,
wenn das Grundstück, auf dem das Gebändc errichtet
wird, an mehreren Straßen liegt. Sind diese alle
noch unfertig, so ist eine Prüfung, an welcher von
diesen Straßen das Gebäude zu liegen kommt, freilich
gleichgiltig. Von Bedentung ist aber eine derartige
Feststellung dann, wenn eine dieser Straßen zu denen
gehört, auf die sich das Bauverbot nicht erstreckt. Nun
ist es eine unerläßliche Voraussetzung für die Lage des
Gebäudes an der Straße, daß auch das Grundstück,
auf dem es errichtet wird, direkt an der Straße liegt,
das heißt, es darf zwischen ihm und der Straße kein
fremdes Grundstück liegen. Selbst ein kleiner Gclände-
streifen, der später zur Straße geschlagen werden soll,
trennt das Grundstück noch von der Straße; dagegen
ist es nicht erforderlich, daß auch das Gebändc un-
mittelbar an die Straße zu licgeu kommt; es kann
vielmehr durch Gärten, Höfe oder Vorderhäuser vou

der Straße getrennt sein. I m Übrigen wird aber
hier nur eine Entscheidung von Fal l zu Fal l möglich sein.

Über die dritte Voraussetzung zum Erlaß des
Bauverbots, das heißt darüber, ob das Gebäude nach
der unfertigen Straße einen Ausgang hat, ist nicht viel
zu sagen. Hier werden kanm Zweifel herrschen können.
Erwähnt sei nur, daß es selbstverständlich vollkommen
glcichgiltig ist, ob der Ansgang unmittelbar oder nur
mittelbar auf die Straße führt.

Das Gefetz stellt nun die Einführung des Bau-
verbots in den bezeichneten Fällen in das Belieben
der Gemeinde. Demgemäß ist es anch statthaft, daß
das Bauverbot im Ortsstatut nicht direkt ansgesprochen
wird, daß vielmehr ortsstatntarisch nur die Befugnis
zur Untersagnng derartiger Bauten festgelegt wird.
So fiudet sich denn auch iu mehreren Ortsstatuten
die Bestimmung, daß die Errichtung solcher Wohn-
gebäudc entweder durch Gemcindebeschlnß oder durch
den Magistrat oder dnrch die Bandeputation untersagt
werden kann. Eine solche Bestimmung ist znlässig,
denn wenn der Erlaß eines allgemeinen Bauverbots
gestattet ist, so ist es zweifellos den Gemeinden auch
überlassen, das Geringere zu beschließen, daß heißt,
sich die Möglichkeit zu wahren, i n gewissen F ä l l e n
das Banvcrbot zu erlassen. Auch dagegeu, daß diese
Untersagnng in das Belieben eines Gemeindeorgans
gestellt wird, dürften Bedenken nicht vorliegen. Es fragt
sich aber, ob eine derartige ortsstatutarische Anordnung
zweckmäßig erscheint, und das möchte ich bestreiten.
Bei einer solchen Bestimmung ist der Bau grund-
sätzlich gestattet. Der Bauunternehmer hat also
lediglich die baupolizeiliche Genehmigung einzuholen.
Für die Ortspolizcibehörde besteht aber keine Ver-
pflichtung, der Gemeindeverwaltung das Baugcsuch
znr Erklärung vorzulegcu, ob sie etwa Einspruch zu
erheben gedenkt, oder auch von der Erteiluug der Ge-
nehmigung ihr nur Kenntnis zu geben. Es kann so-
mit der Fal l eintreten, daß die Gemeindebehörde gar-
nicht in die Lage kommt, von ihrer Berechtigung Ge-
branch zu machen.

Wenn aber auch das Ortsstatut das Bauverbot
allgemein anordnet, können doch auch Ausnahmen
zugelassen werden. Diese Ausnahmen können im Orts-
statut selbst genau bezeichnet sein; es kann znm z. B.
die Errichtung bestimmter Arten von Gebäuden, etwa
öffentlicher, oder an bestimmten Straßen, deren Be-
schaffenheit oder örtliche Lage vielleicht ein Bau-
verbot unbillig erscheinen lassen würde, gestattet werden.
Es kann ferner eine Ausnahme von der Erfüllung be-
stimmter Bedingungen abhängig gemacht werden. I n
diesem Falle würde der Bauunternehmer einen An-
spruch auf Erteilung der Genehmigung haben, wenn
er die Erfüllung der Bedingungen nachweist.

I n der Regel hat man aber einen andern Weg
eingeschlagen: man hat die Gestattung von Ausnahmen
in das Ermessen der Gemeindeorgane gestellt und das
ist jedenfalls auch das zweckmäßigste. I n solchen
Fällen darf auf Grund des ortsstatutarischen Bau-
verbots die Baupolizcibchörde die Genehmigung zum
Bau nicht früher erteilen, als bis sich das im Orts-
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statut bezeichnete Gemeindeorgan über die Erteilung
der Baugenehmigung M ü ß i g gemacht hat. Welches
Gcmeindeorgan im Ortsstatut hierzu bestimmt wird,
ist gleichgültig; die Erteilung der Genehmigung kann
einem Gemeindcbefchlnß, dem Magistrat oder derBau-
dcputatiou vorbehalten werden. Es dürfte sich für
mittlere und kleinere Städte empfehlen, dem Magistrat
die Entscheidung zu überlassen, da es sich ja meist
um schleunige Fälle handeln wird und eine sofortige
Zusammenbcrnfuug der Stadtverordneten nicht immer
thuulich ist. Fast regelmäßig findet sich nun auch in
den Statutcu die Bestimmuug, daß die Zulassung des
Baues von der Erfüllung besonderer Bedingungen ab-
hängig gemacht ist, oder abhängig gemacht werden
kann. Is t die Stellung von Bedingungen vorgeschrieben,
so werden diese in der Regel auch in das Statut
aufgenommen. Hierdurch werden sie aber nicht zu
einer öffentlich-rechtlich erzwingbaren Last des Bau-
unternehmers. Die Aufnahme bestimmter Bedingungen
in das Ortsstatut begründet nur eine Verpflichtuug
für das die Erlaubnis erteilende Gemcindeorgan, die
Erfüllung dieser Bedingungen von dem Bauunter-
nehmer zu verlangen. Die Verhandlungen dieses Ge-
meindeorgans mit dem letzteren über die Bedingungen
sind rein privatrechtlichcr Natur. Die Erfüllung der
Bedingungen kann daher nur mittelst Klage im ordent-
lichen Rechtswege erzwungen werden.

Der Inhal t dieser Bedingungen wird selbstver-
ständlich immer die Verpflichtung des Bauuutcrnehmers
zur Zahlung oder Sichcrstellung der Straßenhcrstellungs-
tostcn oder auch zur unentgeltlichen Überlassuug von
Straßengeländc zum Gegenstände haben. Es wird
sich hauptsächlich immer um eine Sicherung der Gemeinde
bezüglich derjenigen Leistungen handeln, die sie nach
§ 15 des Gesetzes, wie wir nachher sehen werden, von
den Anliegern an einer neuen Straße als eine öffentlich
rechtliche Last verlangen kann. Selbstverständlich können
aber auch größere oder geriugere Leistungen bean-
sprucht werden, da es sich ja lediglich um ein Privat-
abkommen handelt. Größere Ansprüche seitens einer
Gemeinde werden insbesondere dann erhoben werden,
wenn es sich um eine nur einseitig Zu bebauende
Straße oder um Abtretung von Gelände zur Straße
handelt. Uuentgeltliche Abtretung von Gelände kann
die Gemeinde gesetzlich von keinem Anlieger verlangen,
sondern immer nur die Erstattung des Wertes bezw.
Preises des Straßcngeländcs, wie wir später sehen
werden. Trotzdem ist es durchaus zweckmäßig, als
Äquivalent gegen die Erteiluug zum vorzeitigen Bauen
die unentgeltliche Überlassung des Straßenterrains, so-
weit solches von dem zu bebauenden Grundstück zu
beanspruchen ist, zu verlange«. Denn auf diese Weise
braucht die Gemeinde nicht Geld zu verauslagen, das
sie vielleicht erst nach geraumer Zeit wiedererstattet
erhalten würde, und der Bauende wird meistenteils
einen geringeren Betrag sicherzustellen haben, da ihm

- w der Regel Kosten für Grunderwerb garnicht oder
nur in geringem Maße in Ansatz gebracht werden
dürften.

Is t nun von der Gemeinde auf Gruud ihres
"nt dem Bauenden geschlossenen Vertrages die Vau-

erlaubnis erteilt, so mnß auch die Polizeibehörde ihrer-
seits den Bau gestatten, sofern nicht baupolizeiliche Be-
denken vorliegen. Auf die vou der Gemeinde ge-
stellten Bedingungen braucht sie bei Erteilung der Bau-
erlaubnis keine Rücksicht zu nehmen.

Soviel über § 12 des Gesetzes. Ich komme
nunmehr zu § 15. Dieser lautet:

Durch Ortsstatut kann festgesetzt werden,
daß bei der Anlegung einer neuen oder bei der
Verlängerung einer schon bestehenden Straße,
wenn solche zur Bebauung bestimmt ist, sowie
bei dem Anbau an schon vorhandenen, bisher
unbebauteu Straßen und Straßentcilen von dem
Unternehmer der neuen Anlage oder von den
angrenzenden Eigentümern — von letzteren,
sobald sie Gebäude an der neuen Straße er-
richten — die Freilegung, erste Einrichtung,
Entwässerung^- uud Beleuchtuugsvorrichtuug der
Straße iu der dem Bedürfnisse entsprechenden
Weise beschafft sowie deren zeitweise, höchstens
jedoch 5 jährige Untcrhaltuug bczw. ein ver-
hältnismäßiger Beitrag oder der Ersatz der zu
alleu diesen Maßnahmen erforderlichen Kosten
geleistet werde. Z u dieseu Verpflichtuugeu können
die angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als
die Hälfte der Straßcnbreite und wcun die
Straße breiter als 26 m ist nicht für mehr als
13 in der Straßenbreitc herangezogen werden.

Bei Berechnung der Kosten sind die Kosten
der gesamten Straßenanlagc und bezw. deren
Unterhaltung zusammenzurechnen und den Eigen-
tümern nach Verhältnis der Länge ihrer die
Straße berührenden Grenze zur Last zu legen.

Das Ortsstatut hat die näheren Be-
stimmungen innerhalb der Grenze vorstehender
Vorschrift festzusetzeu.
Der Paragraph ermächtigt also die Gemeinden,

in gewissen Fällen die Herstelluug und Unterhalung
einer Straße oder den Ersatz von Straßenherstellungs-
kosten oder einen Beitrag zu denselben zu verlangen.
Drei Fälle sieht das Gesetz vor, in denen diese Be-
rechtigung der Gemeinde eintreten darf:

1. die Anlage einer neuen Straße,
2. die Verlängerung einer schon bestehenden

Straße,
3. den Anbau an schon vorhandenen, bisher

unbebauten Straßen und Straßenteilen.
Die beiden ersten Fälle, die Anlegung einer

neuen und die Verlängerung einer schon bestehenden
Straße, sind rechtlich und tatsächlich nicht verschieden,
denn auch die Verlängerung einer Straße bedeutet die
Entstehung einer neuen. Die ausdrückliche Erwähnung
der Verlängerung im Gesetz bezweckt wohl lediglich die
Beseitigung eines jeden Zweifels. Voraussetzung in
beiden Fällen ist, daß die Straße zur Bebauung be-
stimmt ist. Friedrichs hält in seinem bekannten
Kommentar diesen Zusatz für überflüssig, denn dem
Unternehmer gegenüber habe er keine Bedeutung, weil
dieser doch alle Kosten tragen müsse, für die Anlieger
sei er aber nicht erforderlich, weil deren Verpflichtung
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nur bei Errichtung von Gebäuden eintrete, diese
Handlung aber ohne weiteres eine Bestimmung der
Straße znr Bebauung voraussetze. Bezüglich des
letzteren Pnnktes stimme ich Friedrichs bei. Bezüglich
des Unternehmers scheint mir aber der Zusatz doch
uicht ohne Bedeutung zu sein, da sonst dem Unter-
nehmer einer jeden Straße eine öffentlichrcchtliche Ver-
pflichtnng auferlegt werden könnte, während dies infolge
des Znsatzes nnr bezüglich der zur Bebauung be-
stimmten Straßen möglich ist.

Das Recht der Gemeinde tritt ein „bei" An-
legung einer Straße. Erfahrungsgemäß geschieht nuu
die Herstellung einer Straße in der Regel nicht inner-
halb eines kurzen Zeitraums; es liegt vielmehr meist
ein größerer zeitlicher Zwischenraum zwischen dem
Beginn und der Beendigung der Anleguug. Es kann
nun wohl kciuem Zweifel unterliegen, daß scHon mit
denl^B ea inn der Anlegung einer Straße eine der
Voraussctznngen, uuter welchen die Gemeinde beitrags-
berechtigt wird, entsteht. Große Zweifel haben aber
darüber geherrscht und können auch immer wieder in
der Praxis entstehen, wann eigentlich die Anlegung
begnmt. Aus deu Entscheidungen des Obcrverwaltuugs-
gerichts läßt sich uuu als Gruudsatz aufstellen, daß
jede Thätigkeit der Gemeinden, die nach außen hin
erkennen läßt, daß demnächst eine städtische Straße
ans einem Gelände hergestellt werden soll, als Beginn
der Straßenanlage anzusehen ist. I n der Regel wird
das die Festsetzung der Fluchtlinie sein; es können aber
anch schon vor der Flnchtlinienfestsctzung von der Ge-
meinde Veranstaltungen getroffen sein, die ihre Absicht,
eine Straße anzulegen, nachauHcn hin erkennen lassen.

Um eine Anlegung einer Straße wird es sich
nicht blos in dem Falle handeln, daß eine neue Ver-
bindung geschaffen wird, sondern auch dann, wenn
bestehende Verbindungen z. B. die früher erwähnten
Feld- oder Kommunikationswege als städtische Straßen
den baupolizeilichen Bestimmungen gemäß ausgebaut
werdeu. Aber die bereits bestehende Verbindung darf
nicht zu den historischen Straßen gehören; die Regu-
lieruug eiuer solchen ist nur die vollkommene Fertig-
stellung einer vorhandenen, aber nicht die Anlegung
einer neuen Straße.

Der dritte Fal l , der Anban an schon vorhandenen,
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen, wird
in der Praxis wohl ziemlich selten vorkommen.
Gemeint sind hier solche Straßen, die beim Erlaß des
Ortsstatuts bereits straßenmäßig hergestM und.„dem
Verkehr iibergeben sind. I n der Regel werden Straßen,
die vor Erlaß des Ortsstatuts fertiggestellt sind, auch
bereits bebaut sein, denn der Anbau an fertigen
Straßen vollzieht sich ziemlich schnell. Es bleibt ja
aber jeder Gemeinde überlassen, beim Erlaß des Orts-
statuts zu prüfeu, ob derartige Straßen in ihrem
Bezirk vorhanden sind; es dürfte sich empfehlen, diese
dann gleich mit ihrem Namen im Statut aufzuführen.
Bei dieser Prüfung wird freilich die Frage, ob eine
solche Straße noch als in der Anlegung begriffen oder
bereits als vorhanden anzusehen ist, zuweilen nicht
leicht zu entscheiden sein.

Eine Heranziehung der Anlieger kann nnr nntcr
der Voraussetzung stattfinden, daß die Straße noch
vollständig unbebaut ist. Sofern auch nnr ein Hans
an ihr errichtet ist, gehört sie nicht mehr zu den un-
bebauten. Jedoch kommen Gebäude, die etwa an der
Straße standen, bevor sie eine städtische Straße wnrde,
nicht in Betracht: bebaut ist die Straße dauu, wenn
Gebäude an ihr errichtet sind, es genügt also nicht,
die Errichtung von Gebäuden auf dem an die Straße
grenzenden Grundstück.

Was als eiu Straßenteil anzusehen ist, sagt das
Gesetz nicht. Es wird deshalb zweckmäßig sein, eine
nähere Bestimmung hierüber in das Statut aufzu-
nehmen, wie dies auch die Kommission des Abgeordneten-
hauses bei Beratung des Gesetzentwurfes empfohlen
hat. Jedenfalls darf man nicht willkürlich einzelne
Stücke ans der Straße herausschueiden oder Lücken in
der Häuferreihe als bcsoudere Straßenteile annehmen.
Unter Straßenteilen werden immer nur solche Strecken
einer Straße verstanden werden, die durch Querstraßen,
Brücken, Eisenbahnen oder andere tatsächliche Ver-
hältnisse sich als besondere Abschnitte der Straße kenn-
zeichnen.

I m Gesetz sind nnn Zwei Katcgorieen von Personen
bezeichnet, die von der Gemeinde herangezogen werden
können: der angrenzende Eigentümer nnd der Erbauer
ciuer Straße (im Gesetz „Unternehmer" genannt).
Was unter dem angrenzenden Eigentümer zu verstehen
ist, bedarf keiner weiteren Erörterung; bemerkt sei nur,
daß jeder augrenzendc Eigentümer herangezogen werden
kann, also auch derjenige, der von Gemeindclasten,
insbesondere von Realabgabcn vom Grundstücke befreit
ist. Unternehmer einer Straßenanlage im Sinne des
Gesetzes ist derjenige, der sich von der Gemeinde die
Genehmigung zur Anlegung ciucr ueuen Straße er-
teilen läßt. Es mag wunderlich erscheinen, daß auch
ein solcher Unternehmer unter den Pflichtigen aufgeführt
wird. Es hat auch die Aufnahme des Unternehmers
in das Gefetz vielfach Unklarheit geschaffen, und eine
falfche Ausleguug der Absicht des Gesetzgebers hat
gerade hier zum Erlaß uugiltiger und unzweckmäßiger
Vorschriften geführt. Eine praktische Bedeutung hat
seiue Aufnahme in das Gesetz insofern, als er durch
Übernahme der Straßenbauverpflichtung auf Grund
des Ortsstatuts eine öffentlichrechtliche Last auf sich
nimmt, daß er also im Verwaltungswege zur Erfüllung
seiner Verpflichtung angehalten werden kann.

Die Heranziehung der Anlieger ist aber noch an
die Voraussetzung geknüpft, daß sie Gebäude an der
Straße errichten. I m Gegensatz zu ß 12 des Gesetzes
wird hier uicht die Errichtung eines Wohngebäudes
erfordert; es geuügt jedes Gebäude. Auch die Errich-
tung eines noch so kleinen Stalles oder Schuppens
begründet die Beitragspflicht. Hierin kann eine große
Härte liegen, nämlich dann, wenn das Grundstück schon
längst vor dem Beginn der Anlegung der Straße voll-
ständig bebaut ist und nur noch einen kleinen Anban
erfahren foll. Es kann dann vorkommen, daß die
Straßenherstellungskosten, die der Erbauer eventuell zu
zahlen hat, die Kosten des Neubaues um ein Vielfaches-
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übersteigen. I n einem solchen Falle empfiehlt sich die
Herabsetzung des Beitrages oder sein Erlaß; es wird
aber das Recht hierzu in dem Ortsstatnt festgestellt
werden müssen.

I n Übereinstimmung mit ß 12 erfordert auch
§ 15, daß das Gebäude an der Straße errichtet werden
soll, dagegen ist es nicht notwendig, daß es einen
Ausgang nach der Straße hat.

Die Voraussetzung zur Heranziehung der Anlieger
tritt ein, soba ld sie Gebäude errichtcu. Hiernach ist
zweifellos anzunehmen, daß der B e g i n n der Errich-
tung schon die Beitragspflicht begründet. Das Ober-
verwaltungsgericht hat dies auch anerkannt und aus-
geführt, daß auch der Entschluß, den Bau nicht zu
Ende zu führen, an der einmal begründeten Beitrags-
Pflicht nichts ändert. Falsch ist aber die Anforderung
des Beitrages v o r Erteilung der polizeilichen Bau-
erlaubnis, wie dies in den meisten älteren Statuten
geschehen ist. Das Oberverwaltuugsgcricht hat wiederholt
die Rechtsungiltigkeit eiuer derartigen ortsstatntarischen
Bestimmung ausgesprochen. Erst wenn thatsächlich
mit dem Bau begonnen ist, ist die Voraussetzung, unter
der überhaupt erst eiuc Heranziehung der Anlieger
erfolgen kann, gegeben.

Von den Anliegern und Unternehmern kann nun
nach dem Wortlaut des Gesetzes verlangt werden:

1. die Herstellung der neuen Straße und deren
Unterhaltung während 5 Jahren,

oder 2. der Ersatz der hierzu vou der Stadt ver-
wandte» Kosten,

oder 3. ein verhältnismäßiger Beitrag zu diesen
Kosten.

Nun ist aber ohne weiteres klar, daß thatsächlich
den Anliegern niemals die Herstellung der Straße
wird aufgegeben werden können, denn ihre Heran-
ziehung ist, wie wir soeben gesehen haben, nur zu-
lässig, wenn sie Gebände an der Straße errichten;
auch bezieht sich ihre Verpflichtung nur auf die Hälfte
der Straßenbrcite, und wenn die Straße breiter als
26 m ist, nnr auf eine Breite bis zn 13 in. Es
würde hiernach die Herstellung der Straße nur stück-
weise beansprucht werden können, was natürlich un-
ausführbar ist. Auch bezüglich der Unterhaltung durch
die Anlieger gelten diese Bedenken, doch ist hier, wenn
die Straße schon vollständig bebaut ist, schon eher
eine praktische Durchführung der Verpflichtung denkbar.
Die Verpflichtuug zur Herstellung der Straße ist daher
nur für den Unternehmer von Bedeutung. Aber auch
dieser wird sie immer nur freiwillig übernehmen
müssen, denn an und für sich ist eine Privatperson
nicht zur Herstellung einer Straße verpflichtet. Er-
bietet sich nun jemand zur Übernahme dieser Ver-
pflichtung, so darf sie ihm als öffentlich-rechtliche Last
nur in dem im Gesetz bezeichneten Umfange übertragen
werden. Jede weitere Verpflichtuugserklärung des
Unternehmers würde nur von privatrechtlicher Be-
deutung sein. Ja , es ist nicht unzweifelhaft, ob über-
haupt eine Heranziehung anf Grund des Ortsstatuts
stattfinden kann, wenn der Umfang der übernommenen
Verpflichtung über das Ortsstatut und Gesetz hinaus-

geht, oder ob nicht vielmehr dann das ganze Abkommen
als ein rein privatrechtliches anzusehen ist. Jedenfalls
ist dann die größte Vorsicht bei Abfassung der Ge-
uehmiguugsurkunde uud bei Bckunduug des beider-
seitigen Willens geboten. Meines Erachtens liegt es
mehr im Interesse der Gemeinde, dem Unternehmer
einer Straßcnanlage gegenüber vollständig freie Hand
in jedem einzelnen Falle zu haben, und ich lege daher
auf eine ortsstatutarische Begründung einer öffentlich-
rechtlichen Verpflichtung des Unternehmers kein großes
Gewicht. Ich glaube, daß namentlich in mittleren und
kleineren Städten, wie wir sie in unserer Provinz mit
Ausnahme von Danzig nur haben, eine ortsstatutarische
Regelung nach dieser Richtung hiu nicht von Be-
deutung ist, da sich Unternehmer nur äußerst selten
finden werden. Der Vorteil, den die Gemeinde durch
eine solche Bestimmung erlangt, besteht hauptsächlich
nur darin, daß sie im Falle der Säumigkcit des Unter-
nehmers die von ihr aufgewendeten Kosten zur Fertig-
stellung der Straße ohne gerichtliche Klage beitreiben kann.

Die Regel wird immer die sein, daß die Ge-
meinde als wegebaupflichtige die neue Straße herstellt
und die fertiggestellte Straße auch selbst unterhält.
Und für diesen Fal l giebt ihr das Gesetz das Recht,
den Ersatz der hierfür aufgewendeten Kosten oder einen
verhältnißmäßigen Beitrag zu denselben zn verlangen,
bezüglich der Unterhaltung jedoch nur auf einen fünf-
jährigen Zeitraum. Ob das Recht, die Kosten einer
fünfjährigen Unterhaltung zn verlangen, von wesent-
licher Bedeutung ist, kann dahingestellt bleiben. I n
der Regel werden ja in den ersten fünf Jahren die
thatsächlich aufgewendeten Unterhaltungskosten gering
sein. Mehrere Gemeinden haben daher in das Statut
die Vorschrift aufgenommen, daß diese Kosten nach
einem Durchschnittssatz zu berechnen uud zu erstatten
sind. Ob das zulässig ist, erscheint mir fraglich, denn
in Abfatz 2 des § 15 ist ausdrücklich gesagt, daß die
Kosten der Unterhaltung zusammenzurechnen sind. Es
kann sich demgemäß doch wohl nur um wirklich
entstandene Kosten handeln. Eine große Zahl von
Statuten hat denn auch die Unterhaltungskosten gänzlich
unberücksichtigt gelasseu.

Eine große Erleichterung der Gemeinden bedeutet
aber die Befugnis, den Ersatz der Straßenherstellungs-
kostcn oder einen Beitrag zu diesen verlangen zn dürfen.
Was der Gesetzgeber unter einem „verhältnismäßigen
Beitrag" zu dieseu Kosteu verstauben wissen wi l l , ist
schwer zu sagen. Da dieser Beitrag dem Ersatz der
Kosten gegenübergestellt ist, kann nicht angenommen
werden, daß hierunter der Ersatz eiues Teiles der Kosten
zu verstehen ist. Eine Entscheidung des Oberverwal-
tungsgerichts, die sich hierüber ausspricht, ist mir nicht
bekannt geworden. Ersatz kann beansprucht werden
für die gesamten thatsächlich aufgewendeten Straßen-
herstellungskosten, d. h., mit den Worten des Gesetzes,
die Kosten der Freilegung, der ersten Einrichtung der
Straße und der Herstellung der für die Straße
erforderlichen Entwässernngs - und Bcleuchtungs -
Anlagen.

Unter Frcilegung ist der gesamte Grunderwerb
und die Befreiung des Geländes von allen seine Be-
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Nutzung als Straße hindernden Anlagen, wie Bau-
lichkeiten, Zäunen, Bäumen u. s. w. zu verstehen.
Zu den Kostet: der Freilegung gehören daher auch die
Kosten für den Erwerb der Gruudfläche, d. h., der
Kaufpreis und die durch eil: Eutcignuugs- oder gericht-
liches Verfahren entstandenen Kosten, die Kosten der
Löschung eingetragener Realrcchte, die Kosten des Ab-
bruchs der Gebäude u. s. w. Is t Gelände unentgeltlich
abgetreten, so darf, der Wert desselben zu den Grund-
erwerbskosten aber nur in dem Falle geschlagen werden,
wenn ortsstatntarisch bestimmt ist, daß dieser Wert nach
irgend einem Maßstabe, etwa nach den: Durchschnitts-
preise des entgeltlich erworbenen Geländes oder unter
Berücksichtigung desselben, festzusetzen und dem Eigen-
tümer anzurechnen ist. Ohne eine solche Bestimmung
würde der Abtretende keinen' Anspruch auf Anrechnung
haben; hat er ihn aber einmal infolge der Vorschrift
des Ortsstatuts erlangt, so kommt er, auch seinen:
Singularsuccessor zugute.

Die erste Einrichtung einer Straße bedeutet ihren
straßenmäßigen Ausbau. Hierzu gehört die Herstellung
des Planums, die Befestigung des Fahrdammes und
der Bürgcrstcige, die Setzung der Bordsteine, die Her-
stellung von Böschungen und Schutzmauern, die An-
bringung der Straßenschilder, der Anschluß an Neben-
straßen. Auch die Bcpflanzung mit Bäumen, die
Tieferlegung von Thoreinfahrtcn und die Überbrückung
von Straßengruben hat das Oberverwaltungsgericht
als zur ersten Einrichtung einer Straße gehörig an-
erkannt, dagegen dürften größere gärtnerische Anlagen
auf einer Straße nicht hierzu zu rechne:: sein. I n :
Ortsstatut kam: näher festgesetzt werde::, was alles in:
Sinne dieser Vorschrift unter der ersten Einrichtung
einer Straße zu verstehen ist; es empfiehlt sich aber
eine solche ortsstatutarische Bestimmung nicht zutreffen,
sondern nur durch Gcmeindebcfchluß ein Programm
festzusetzen, nach welchem der Ausbau einer Straße
erfolgen soll.

Die Kosten für die Herstellung der Entwässernng
und Beleuchtungsanlagen für die Straßen gehören eben-
falls zu den Kosten ihres ersten Ausbaues. Wenn diese
im Gesetz noch besonders hervorgehoben werden, so ist
dies wohl auch nur zur Beseitigung etwaiger Zweifel
geschehen. Auch Anlagen zur Bewässerung einer Straße
müssen, sofern sie daneben keinem andern Zweck dienen,
zn den Straßcnhcrstcllungskosten gerechnet werden,
z. B. die Anbringung von Rinnsteinspülern oder von
nur zur Straßcnbesprcngung dienenden Hydranten.
Doch wird bezüglich aller dieser Anlagen, die in der
Regel auch den Bewohnern der anliegenden Grundstücke
dienen, stets ein Zweifel darüber walten, ob und
inwieweit deren Kosten Zu den Straßenbaukosten zu
rechnen sind. So dient eine Kanalisation meist ja
nicht nur zur Entwässerung der Straße, sondern auch
der anliegenden Grundstücke, eine Gasleitung nicht nur
zur Speisung der Straßenlaternen, sondern auch zur
Zuführung des Gases in die anliegende:: Grundstücke.
Die Wasserleitung wird sogar in der Regel hauptsächlich
zur Versorguug der Bewohuer mit Wasser dienen.
Das Oberverwaltungsgericht hat denn anch entschieden,
daß die Kosten der Wasserleitung nicht in Rechnung zu

stellen sind. Bezüglich der Beleuchtungsanlagen ist
meines Wissens keine Entscheidung veröffentlicht und
bezüglich der Entwässerungsanlagen hat das Ober-
verwaltungsgcricht den Grundsatz aufgestellt, daß bei
einem Systeme, das die Entwässerung der Straßen
und Grundstücke mit einander verbindet, es zur Her-
anzichnng der Anlieger nach § 15 einer näheren
Regelung der Ersatzpflicht im Statut bedarf, da sich
sonst derjenige Kostenanteil, der auf die Entwässerung
der Straße allein fällt, nicht berechnen läßt. Dieser
Grundsatz muß meines Erachtens für alle drei Arten
Anlagen gelten, und es würde dann also, soweit einzelne
Teile dieser Veranstaltungen gemeinschaftlichen Zwecken
dienen, im Statut anzugeben fein, in welchem Ver-
hältnis die Kosten dieser Teile auf die Anlieger und
die Allgemeinheit zu verteilen sind.

Die Anlegung der Straße soll nun in einer dem
Bedürfnis entsprechenden Weise erfolgen. Aus dieser
Bestimmung ist mehrfach der Schluß gczogcu worden,
daß auch den: Verwaltuugsrichter eine Entscheidung
darüber zustehe, ob die Straße thatsächlich in einer
dem Bedürfnis entsprechenden Weife hergestellt ist oder
nicht. Eine solche Ansicht ist aber vom Ober-
vcrwaltungsgericht Zurückgewiesen worden. Dem Pflich-
tigen steht ein Einwand wegen der Ausführung der
Straße nur zu, wenn das Maß für den Ausbau der
Straße im Ortsstatut fest bestimmt ist. Dann kann
die Gemeinde Ersatz nur bis Zu diesen: Maße bean-
spruchen, wenn es ihr auch freisteht, größere Auf-
wendungen Zu machen. Auch die für den Straßen-'
ansbau erlassenen polizeilichen Vorschriften sind nicht
maßgebend, denn diese geben nur das ̂ Nindestmaß an,
was im polizeilichen Interesse gefordert werden - kann.
Es kann von der Gemeinde darüber hinausgegangen
werden, wenn dies im Interesse dcsDerkehrs auch
nicht notwendig aber doch zweckmäßig und förderlich
ist und aus diesem Grunde dem Bedürfnis entspricht.
Die Entscheidung hierüber steht lediglich der Gemeinde,
in Städten also den beiden Körperschaften zu. Das
Oberverwaltungsgericht hat wiederholt ausgesprochen,
daß es in dieser Beziehung lediglich auf das Programm
der Gemeinde ankommt, das sie entweder für den
Ausbau einer einzelnen Straße oder allgemein für
das erweiterte Straßennetz aufstellt. Es kann nicht
geleugnet werden, daß man bei dieser Rechtsauffassung
mit der Möglichkeit rechnen mutz, daß eine Gemeinde,
welche die ihr obliegende Baulast auf andere Schultern
abzuwälzeu in der Lage ist, vielleicht versuchen könnte,
die Straße in etwas opulenter Weise auszubauen;
aber ich glanbe, daß man den städtischen Körperschaften
wohl das Vertrauen schenken kann, daß sie keinen
Lnxns auf Kosten einzelner Steuerzahler treiben werden.

Der Umfang der Verpflichtung ist für den Unter-
nehmer und die Anlieger nicht derselbe. Während dem
Unternehmer sämmtlichc Straßenherstellungskosten auf-
erlegt werden können, dürfen von den Anliegern, falls
die Straße breiter als 26 m ist, nur die Kosten für
eine Straßcnbrcite von 26 m gefordert werden. Die
Mehrkosten fallen der Gemeinde znr Last. Is t also
eine Straße z. B. 30 m breit, so hat von den zu-
sammenzurechnenden Gesamttosten die Gemeinde ^/^ Zu
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tragen, während ^ y auf die einzelnen Grundstücke
Zu verteilen sind. Diese Verteilung wird in der Regel
stattfinden, sowie die Gesamtsumme der aufgewendeten
Kosten feststeht. Es ist jedoch zu beachten, daß dann
bezüglich der unbebauten Grundstücke noch keine Ab-
gabcnpflicht besteht, diese vielmehr erst mit dein Beginn
ihrer Bcbauuug eiutritt. Bis dahin kann sich aber
der Umfang der einzelnen Grundstücke verschieben;
es können Teile von einem abgetrennt und mit dem
benachbarten vereinigt werden, und zwar in der Weise,
daß von einem bereits abgabepflichtig gewordenen ein
Trennstück zu eiuem noch nicht der Beitragspflicht
unterliegenden geschlagen wird. I n solchen Fällen
kann es fraglich fein, nach welchem Umfange eines
Grundstücks dessen Kostenantcil Zu bercchuen ist. Die
richtige Ansicht in dieser Frage dürfte nnn dahin
gehen, daß der Zustaud, in welchem sich das Grund-
stück zur Zeit des Eintritts der Abgabenpflicht befindet,
allein maßgebend ist, daß also Maßnahmen, welche
nach dem Zeitpunkt der Entstehung der Forderung in
Bezug ans den Umfang des Durchschnitts getroffen
werden, für die Bcitragspflicht ohne Bedeutung sind.
Allerdings läßt sich nicht leugnen, daß dieser Grund-
sah zn Konsequeuzcu führeu muß, die vom Gesetzgeber
nicht gewollt siud. Wenn z. B. ein Grundbesitzer an
einer fertigen neuen Straße von dem Nachbargrund-
stück, das bereits bebant ist uud von dem der Beitrag
entrichtet ist, einen Teil znr Vergrößerung seines Grund-
stückes erwirbt, um zweckmäßiger auf feinem bisher
unbebauteu Gruudstück bauen Zu köuncn, so würde die
Gemeinde berechtigt sein, nochmals den ans den ab-
getrennten Teil des Grundstücks fallenden Beitrag zu
erhebe», alfo fchließlich mehr Kosteu erstattet erhalten,
als sie selbst aufgewendet hat. I n : umgekehrten Falle
kann ihr auch der Ersatz von Kosten entgehen. Diese
Konsequenzen, die übrigens nur ganz vereinzelt vor-
kommen dürften, sind aber nicht geeignet, die Richtigkeit
des ausgesprochenen Grundsatzes zu widerlegen.

Als Maßstab für die Verteilung der Kosten ist
nach dem Fluchtlinieugcsetz allein die Länge der Straßen-
front des beitragspflichtigen Grundstücks zulässig. I n
§ 10 des K. A. G. ist jedoch den Gemeinden gestattet,
die Beiträge anch nach einem anderen Maßstäbe insbe-
sondere nach der bcbauunasfähigen Fläche zn bemessen.
Es ist mir aber bisher nicht bekannt geworden, daß
irgend eine Gemeinde von dieser Befugnis Gebrauch
gemacht hat, und ich glaube auch, daß wenn auch die
Bemessung des Beitrags nach der Frontlänge des Grund-
stückes hin und wieder einige Härten oder Unzuträglich-
kciten hervorgerufen habcu mag, dieser Maßstab doch
immer noch der Zweckmäßigste ist, namentlich deshalb,
weil die Frontlänge der einzelnen Grundstücke ohne
Schwierigkeiten festzustellen ist.

Ans der Vorschrift, daß die Kosten der gesamten
Straßenanlage zusammengerechnet werden sollen, ergiebt
sich, daß einmal jede Straße für sich allein behandelt
werden mnß, daß also nicht die Kosten mehrerer Straßen
Zusammengeworfen werden dürfen, daß andererseits aber
auch nicht beliebige Teile einer Straße für sich berechnet
werden dürfen. Zulässig ist dagegen zweifellos, daß
mehrere Abschnitte einer Straße, die getrennt zur Aus-

führung gelangen, auch getrennt berechnet werden können;
es muß sich nur klar ergeben, daß es sich um eine in
sich abgeschlossene Anlage handelt. Der Umstand, daß
sich bei dieser Bestimmung in § 15 der Ausdruck
Straßeuteil nicht findet, steht jenem Verfahren nicht
entgegen.

Fraglich dagegen könnte sein, ob die Kosten der
gesamten Straßenanlage auch stets gleichzeitig zusammen-
gerechnet werden müssen oder ob nicht eine getrennte
Berechnung der einzelnen Leistungen der Gemeinde und
der Verteilung dieser Kosten auf die Anlieger Zulässig
ist. Das Oberverwaltungsgericht hat sich auf den
Standpunkt gestellt, daß die Abgabe zwar eine einheitliche
ist, daß aber eine Spaltung der Kosten im Statut
vorgesehen werden darf. Es ist nur bei dieser Teilung
der Kosten darauf zu achten, daß immer nur die ein-
zelnen Arten der Leistungen der Stadtgemeinde besonders
behandelt werden dürfen und das genan festzustellen ist,
welche Veranstaltungen des Ausbaues einer Straße
eine solche Selbstständigkeit besitzen sollen, daß ihre
Kosten schon vorläufig vor Fertigstellung der übrigen
Veranstaltungen ausgeschrieben werden dürfen. Das
Gesetz selbst weist auf die einzelnen in Betracht kommenden
Arten hin, indem es die Freileguug, die erste Einrichtung,
die Entwässcrungs- und Beleuchtungsanlagen gewisser-
maßen als selbstständige Teile der Straßenaulage be-
zeichnet. Man kann aber auch noch eine weitere
Zerlegung eintreten lassen, insbesondere eine Zerlegung
der Kosten der ersten Einrichtung in solche der Herstellung
des Fahrdamms nnd der Bürgerstcigc. Bei einer Straße,
die nur allmählich bebaut wird, wird man häusig gerade
mit der Herstellung der Bürgersteige zögern uud vor-
läufig nur den Fahrdamm befestigen, Aber eine Vor-
aussetzung zur gesoudcrtcn Ausschreibung der einzelnen
Kosten ist immer, daß diese Kostenspaltung im Ortsstatut
nach bestimmten Grundsätzen vorgesehen ist; die Teilung
in das Ermessen der Gemeindeorgane zu stellen, würde
nicht zulässig seiu.

Endlich ist noch zu erörtern, wann die Hcran-
ziehuug geschehe:: kaun und darf. Die Heranziehung
des Unternehmers einer Straßenanlage hat natürlich zur
Voraussetzung, daß er eine Genehmigung zur Aus-
führung erhalten hat. Sowie diese Genehmigung erteilt
ist, muß er gemäß den Bestimmungen des Ortsstatuts
und der Genehmigungsurkuude seine öffentlichrechtliche
Verpflichtung erfüllen. Versäumt er seine Pflicht und
wird die Straße von der Gemeinde oder auf ihre Ver-
anlassung durch einen dritten hergestellt, so kann ein
Kostenvorschuß schon vor uud während der Herstellung
von ihn: erfordert werden. ! Anders steht es mit der
Heranziehung der Anlieger. Diese kann nur stattfinden,
wenn die beiden folgenden Voraussetzungen zusammen-
treffen :

1. daß eine neue Straße ausgebaut ist und ihre
Kosten Zu berechnen sind,

2. daß vom Anlieger ein Gebäude an dieser
Straße errichtet wird.

Ob zuerst die Straße fertiggestellt oder zuerst das
Gebäude errichtet wird, ist für die Entstehung und
Geltendmachung des Forderungsrechts gleichartig; der
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Zeitpunkt der Veranlagung tritt aber erst bei dem
Zusammentreffen der beiden Voraussetzungen ein. Dies
hat auch das Oberverwaltuugsgericht in neueren Ent-
scheidungen wiederholt ausgesprochcu und hat hieran
die logische Folgerung geknüpft, daß anch der Umfang
und das Maß der Verpflichtung des Anliegers sich
nach diesem Zeitpunkt richtet. Dies ist von großer
Wichtigkeit und Tragweite, denn hiernach wird, wenn
zwischen dem Eintritt der beiden Erfordernisse eine
Änderung des Ortsstatuts in Bezug auf Umfang uud
Maß der Verpflichtungen stattgefuuden hat, der Anlieger
stets nach den Bcstimmuugen des bei dem Eintritt der
zweiten Voraussetzung giltigen Ortsstatuts herangezogen
werden müssen. Wenn also ein Anlieger ein Wohn-
gebäude zu eiuer Zeit errichtet hatte, als die ucue
Straße uoch nicht fertiggestellt war, und er hatte sich,
um die Bauerlanbnis zu erhalten zur Übernahme der
in dem damals geltenden Ortsstatut dcu Anliegern
auferlegten Lasten verpflichtet uud die Leistuug derselben
sichergestellt, so wird er sich uicht gegen eine stärkere
Hcranzichuug auf Gruud eiues vor Fertigstelluug der
Straße abgeänderten Ortsstatuts schützeu köuueu, deun
in der früheren privatrechtlichen Vereinbarung liegt
nicht ein Verzicht der Gemeinde auf die Geltendmachung
einer öffcntlichrechtlichcn Angabeforderuug, die damals
noch nicht bestand. Weitere Folgcruugen jeues Rechts-
grundsatzes sind noch folgende: Wird ein an einer
neuen aber noch unfertigen Straße errichtetes Gebäude
vor der Fertigstellung der Straße wieder abgebrochen,
so ist eine Beitragspflicht überhaupt nicht entstanden.
War aber die Spaltuug der Kosten ortsstatutarisch
vorgeseheu und die eine oder andere Veranstaltung vor
dem Abbruch des Gebäudes vollendet, so ist wegen der
Kosten derselben bereits eine Verpflichtung des Gruud-
stückseigcntümers begründet. Auf eiue weitere Folge
dieses Grundsatzes, daß nämlich spätere Veränderungen
im Bestände des Grundstücks eine Veränderung des
Maßes der Abgabenpflicht nicht mehr begründen können,
ist schon früher hiugewicfen. Unerwähnt darf hier aber
nicht bleiben, daß, wenn auch der Beginn der Errichtuug
des Gebäudes bereits die Beitragspflicht begründet,
doch nach einer Entscheidung des Obcrverwaltuugs-
gcrichtes bezüglich des Umfanges der Verpflichtung
auf den Augeublick des Begiuns kein Wert zu legeu
ist. Solange das Haus nicht fertig ist, d. h. zu der
Benutzung, zu der es dieuen soll, nicht im wesentlichen
hergerichtet ist, bleibt es noch in der Errichtuug begriffen,
uud erst in dem Zeitpunkt, wo die Errichtuug vollendet
ist, kann übersehen werden, welchen Umfang 3as mit
dem Gebäude befetzte Gruudstück hat. Es kann also
bis zur vollendeten Errichtung des Gebäudes eventuell
noch infolge der Veränderung des Maßstabes für die
Bcitragsberechuung eine Änderung iu der Höhe des
Beitrags eintreten.

Das Zusammentreffen der beiden bezeichneten
Voraussetzuugen setzt hiernach die Gemeinde in den
Stand, die Abgabefordernng zu erhebeu; es läuft daher
auch die in § 37 des K. A. G. gegebene Frist von
3 Jahren vom Ablauf des Etatsjahres ab, in welchem
die beiden Voraussetzungen vorlagen.

Meine Herren! Ich habe mir erlaubt, Ihnen

den Entwurf eines Ortsstatnts, 1. betreffend den Anbau
an Straßen und deren Herstellung vorzulegen, wi l l
aber nicht behaupten, daß er ein Mnstcr- oder Normal-
statut seiu soll. Ich habe mich bemüht, diejenigen
Punkte zusammeuzufasseu, auf die es weseutlich ankommt,
um cm öffeutlichrechtliches Abgabcnrecht der Gemeinden
zu bcgrüuden uud habe besonders darauf geachtet, daß
alle Bestimmuugen, die bisher als ungiltig angesehen
wurden, weggelassen werden. Die M 1 bis 5 handeln
von dem Recht der Gemeinde, von den Eigentümern
Beiträge zu erheben, § 6 betrifft das Recht der Ge-
meinde, Bauvcrbote zu crlaffcn, § 7 und 8 handelt
von der Berechtigung der Gemeinde, auch die Unter-
nehmer heranzuziehen. — Ich habe mich ziemlich an
den Wortlaut des Gesetzes gehalten.

ß 1 spricht von der Berechtigung der Gemeinde,
von den Eigentümern Ersatz für diejenigen Kosten zn
verlangen, welche ihr durch die Frcilegung, die erste
Einrichtnng der Straße uud die Hcrstclluug der Ent-
Wässcruug uud Bclcuchtuugsvorrichtungeu entstanden
sind.

I n § 2 habe ich noch besonders hervorgehoben,
daß zu dcu Kosten der Freilegung auch die des Gruud-
crwerbs gehören. Gleichzeitig habe ich eine Be-
stimmung eingefügt, dnrch welche denjenigen Anliegern,
die das Straßcngelände unentgeltlich abgetreten haben,
das Recht gewährt wird, den Wert desselben anzu-
rechnen.

§ 3 kann vollständig wegfallen. Die Gemeinde
wird das, was sie eingerechnet wissen wi l l , besser in
einem besonders beschlossenen Programm zum Ausdruck
bringen.

§ 4 enthält den Vertcilungsmaßstab. Der muß
jetzt angegeben werden, weil nach dem K. A. G. ver-
schiedene Maßstäbe möglich sind. Eine Kostenspaltuug
habe ich nicht vorgesehen, weil ich mir gesagt habe,
daß zuweilen während des Ausbaues eiuer Straße
Abänderungen in dem Programm der Gemeinde bezüg-
lich dieser Straße entstehen können und die Gemeinde
es dann doch nicht in der Hand hat, eine getrennte
Berechnung der einzelnen Veranstaltungen im voraus
zu bestimmen.

§ 5 ist von keiner besondere!: Wichtigkeit.
§ 6 handelt von den Bauvcrboten. — Ich habe

hier den Ausdruck „Bauherr!)" gewählt, nicht „Grund-
eigentümer", denn es kann ja vorkommen, daß beide
nicht zusammenfallen.

Auf § 7 und 8 lege ich, wie aus meinem Re-
ferat folgt, kein großes Gewicht.

Witberichterftatler, Stadtrat Dr. Ackermann-
Danzig: Meine Herren! Sachliche Differenzen bestehen
zwischen dem Herrn Referenten und mir nicht. Trotzdem
erachte ich mein Korreferat uicht für überflüssig, weil
ich den Schwerpunkt unserer Aufgabe darin erblicke,
Vorschläge für die Formulierung von Ortsstatuten auf
Grund der gesetzlichen Bestimmungen nnd der Recht-
sprechung des Obcrverwaltungsgerichts Zu machen. Für
solche Vorschläge ist naturgemäß eiue gewisse Mannig-

i) Siehe Anlage IV ^ I.
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faltigkcit geboten. Man kann ein Statnt knapper oder
ausführlicher fassen: eine knappe Fassung, die sich mög-
lichst eng an den Text des Gesetzes anschließt, bietet
die wenigsten Angriffspunkte und gewährt die größte
Freiheit in der Handhabung, stellt aber jeden Dezernenten
vor die Aufgabe, die richtige Auslegung des Gesetzes
aus der maßgebenden Rechtsprechung zu ermitteln, und
läßt das Publikum oft im unklaren über die Tragweite
der Bestimmungeu. Eine ausführliche Fassung bietet
im Falle eines Streitverfahrcns mehr Gelegenheit, die
Rechtsbcständigkcit einzelner Bestimmungen anzufechten;
ist sie aber im wesentlichen richtig, dann erleichtert sie
der Verwaltung die Regelung der praktischen Fälle
und ermöglicht es anch dem Publikum, die Rechtslage
zu übcrscheu. Der Herr Referent hat eine kurze Fassung
gewählt, ich habe versucht, eiue ausführlichere zu bieten.
Vieles ist dabei Gcfchmacksache; manches wird mit
Rücksicht auf örtliche Verhältnisse besser so oder so
gemacht. Die entworfenen Bestimmungen sind also
zur Auswahl dargeboteu. Die Hauptsache ist, daß
fehlerhafte Bestimmuugeu vermieden werden, denen nach-
her im Streitverfahren die Gültigkeit abgefprochen wird.

Ich wi l l nun meine Statutcucntwürfe vortragen
uud durch einzelne Bemerknngen erläuteru. Ich habe
es vorgezogen, aus den auf Grund des § 12 (Bau-
Verbot) uud den auf Grund des ß 15 (Leistungen der
Anlieger nnd Unternehmer) zn erlassenden Bestimmungen
zwei gesonderte Statute zu machen, weil die Anwendungs-
fälle verschieden sind, weil verschiedene Behörden bei
der Anwendung der einen und der anderen Bcstimmuugen
mitzuwirken haben und weil eure Vermischung beider
Zuweilen zu Unklarheiten führt.

(Redner trägt hierauf paragraphenweise die in
der Anlage I V I I unter Ziffer I I (Polizeiverordnnng,
betr. Fertigstellung von Straßenstrecken), I . (Ortsstatut,
betr. das Bauen an unfertigen Straßen) und I I I .
(Ortsstatut, betr. Leistuugen der Aulieger und Unter-
nehmer) abgedruckten Entwürfe vor. Die Ausführuugen
des Redners Zu den einzeln vorgetragenen Be-
stimmungen folgen nachstehend).

Z u r P o l i z e i v e r o r d n u n g :

Voraussetzung der Wirksamkeit eines auf Grund
des § 12 zu erlasseuden Bauverbots ist, wie der Herr
Refercut ausgeführt hat, das Bestehen einer Polizei-
verordnung, die bestimmt, uuter welchen Voraussetzungen
eine Straßcnstrecke als für den öffentlichen Verkehr und
den Anbau fertiggestellt anzusehen ist. Eine solche Be-
stimmung kann nnr von der Polizeibehörde, nicht vom
Magistrat getroffen werden. Sie darf, wenn der
Bürgermeister zugleich Polizciverwalter ist, nicht von
dem Bürgermeister als solchem, sondern muß von ihm
als Polizciverwalter unterzeichnet werden; denn in seiner
Eigenschaft als Bürgermeister kann er vom Magistrats-
kolleginm majorisiert werden, in seiner Eigenschaft als
Polizeivcrwalter aber nicht.

Ich habe in meinen Entwürfen statt der Begriffe
„Straße" nnd„Straßcnteil" den Begriff „Straßenstrecke"
angewendet, da er m. E. beides nmfaßt und eine praktisch
nicht erhebliche Unterscheidung unnötig macht.

Zu 8 i.
Daß die Übereignung des Straßeugcländes an

die Gemeinde im Ordnnngsintcresse gefordert werden
darf, ist vom Obcrverwaltuugsgericht aucrkannt.

I n vielen Städten sind die Anforderungen an
die bauliche Beschaffenheit des Straßenkörpers in der
Polizcwcrordnung genau bestimmt; dies empfiehlt sich
aber m. E. nicht, da es weitläufige Details erfordert
und einzelne Fälle doch wieder besonderer Regelung
bcdürfcu werden. Es scheint mir richtiger, die Fest-
stellung eines speziellen Bauprogramms den Zuständigen
Instanzen für den einzelnen Fall vorzubehalten uud
uur die eiuzclueu Puuktc namhaft zn machen, auf die
sich diese Feststelluug zu erstrecken hat.

Es ist Zwar in der Rechtsprechung zutreffend
ausgeführt worden, daß die Polizei ihre Befugnis znr
Fcststellnng der an bcbauungsfähige Straßen zu stellen-
den Anforderungen nicht auf andere Behörden über-
tragen, also beispielsweise nicht lediglich dem Magistrat
die Feststellung des speziellen Banprogramms über-
lassen kann. Wenn aber diese Feststellung der Ge-
meindeverwaltung vorbehaltlich des Einverständnisses
der Polizciverwaltnng zugewiesen wird, dann wird sich
m. E. nichts dagegeu einwenden lassen. Sie lediglich
der Polizciverwaltnng zuzuweisen, dürfte nicht den
praktischen Verhältnissen entsprechen, da in der Regel
die Gemeindeverwaltuug in höherem Maße das Interesse
und die Mittel hat, das Banprogramm aufzustellen.

Ein rein formalistisches Merkmal für die Fertig-
stellung einer Straßenstrecke zu statuieren, etwa in
der Weise, daß als fertiggestellt solche Straßen gelten,
deren Fertigstellung öffentlich bekannt gemacht ist,
scheint mir nicht einwandfrei.

Zu § 2.
Dieser Paragraph enthält nicht eine Voraus-

setzung sondern eine Folge des Bauverbots, nämlich
die für das Verhalten der Baupolizeibehörde sich
ergebende Folge. Er ist lediglich deklarativ und soll
nur dazu dienen, den I r r tum auszuschließen, als unter-
läge die Geltendmachung des Bauverbots oder die
Stellung von Bedingungen seitens des Magistrats der
Kritik der Polizeibehörde.

Z u m O r t s s t a t u t betr. das B a u e n an
u u f e r t i g e u S t r a ß e n .

Zu ß 1.
Das Bauverbot hat nicht auf die zur Zeit seines

Erlasses, sondern auf die jewe i l i g geltenden polizei-
lichen Vorschriften Bezug zu nehmen.

Es findet, wie der Herr Referent ausgeführt
hat, keine Anwendung auf sogenannte „historische"
Straßen. Diese Einschränkung wird im Statut zweck-
mäßig znm Ausdruck gebracht; es ist aber sehr
schwierig, den Begriff der historischen Straße durch
sichere Merkmale zu bestimmen. Maßgebend für die
Beurteilung ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens deS.

^ersten A r die betreffende Stadt auf Grund des § 12
des Fluchtlinicngesetzes crlasseuen Ortsstatuts. Man
kann aber nicht von einer Straße reden, die Zu jenem
Zeitpunkt bereits „anbaufähig" war, wie manche

11
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Statute es thun; denn bis dahin fehlte die Unter-
scheidung zwischen anbaufähige:: nnd nicht anbau-
fähigen Straßen noch gänzlich. Es muß nach den
allgemeinen Verhältnissen in jenem Zeitpunkt that-
sächlich festgestellt werden, ob die Straße nach den
Verkehrs- und Bebmnmgsverhültnisfcn, nach ihrer
bgnlichen Bcschgffenhcit und ihrer Zage bereits als
eine für den inneren städtifchcn Verkehr und den Anbau
bestimmte anzusehen war. Das Obervcrwaltnngsgericht
hat wiederholt die Begriffsbestimmung „ebenbürtiges
Glied des städtischen Straßennetzes" angewendet.

Es wird oft zweckmäßig sein, die Frage, ob eine
bestimmte Straße als historische anzusehen ist und daher
weder dem Bauverbot nach § 12, noch der Beitrags-
pflicht der Anlieger nach § 15 des Gesetzes unterliegt,
möglichst bald an zuständiger Stelle zur Entscheidung
zu bringen. Auf Gruud des § 12 kaun dies leider
nur im Bcfchwerdeverfahreu gcfchchcn.

Vou „mittelbaren" Ausgängen ist da zu spreche«,
wo zwar iu dem Gcbände selbst die Thür nicht nach
der uufertigen Straße zu angelegt, aber ein Weg von
dieser Thür nm die Ecke durch den Vorgarten mit
einem Ausgange nach der unfertigen Straße her-
gestellt ist.

Die Frage, wann ein Gebände „ a n " einer
Straße liegt, ist zn kompliziert, um sie im Statut
durch Aufzähluug bestimmter Merkmale zu entscheiden.
Es wird hier die tatsächliche Feststellung für jeden
einzelnen Fal l nach den durch die Rechtsprechung aus-
gebildeten Grundsätzen erfolgen müssen. Ein Grund-
stück kann an der unfertigen Straße liegen, ohne daß
ein darauf errichtetes Gebäude au dieser Straße liegt.

Um- und Ausbauten bestehender Gebäude der
Errichtung von Gebäuden gleichzustellen, wie es manche
Statute in Anologie mit H 11 des Gesetzes thnn,
halte ich nicht für zulässig; es wird vielmehr im Einzel-
fall zu prüfen sein, ob ein Um- oder Ausbau der Er-
richtung ciucs Neubaus gleichzustellen ist.

Zu § 2.
Es ist von erheblicher praktischer Wichtigkeit,

festzustellen, wann eine Straßcnstrecke als Einheit be-
handelt werden darf, in dem Sinne, daß, solange sie
nicht vollständig fertiggestellt ist, an keiner Stelle der-
selben gebaut werden darf. Nach der vorliegenden
Rechtsprechung nehme ich an, daß hier gewisse objektive
Merkmale festgestellt werden müssen, und daß es nicht
ganz in das Belieben der Gemeindeverwaltung gestellt
werden darf, einen kürzeren oder längeren Straßenteil
als Einheit zn behandeln.

Zu § 3.
Ob zur Zulassung von Ausnahmen der Magistrat

allein oder nnr mit Zustimmung der Stadtverordneten-
versammlung Zuständig sein soll, wird nach den örtlichen
Verhältnissen zu regclu sein. Die Zulassung wird dem
Magistrat überlassen werden können, wenn er, wie es
in meinem Entwurf geschehen ist, an gewisse zu stellende
Mindestforderungen gebuuden wird. Hier mindestens
die Sicherstclluug desjenigen zu verlangen, was die
Anlieger ncner von der Stadt angelegter Straßenstrecken
zn leisten haben, entspricht offenbar der Billigkeit.

Die Stellung weitergehender Bedingungen für geeignete
Fälle im Statut vorzusehen, empfiehlt sich, um für
solche Fälle den Scheiu der Willkür zu vermeiden.

Z u m O r t s s t a t u t betr . die Le i s tungen der
A n l i e g e r nnd U n t e r n e h m e r:

Häufig vorkommende Fehler bestehen beispiels-
weise darin, daß in den Anwcndnngsfällen des ß 15
des Fluchtliniengcsetzcs die Erteilung der polizeilichen
Bauerlaubnis von der Berichtigung oder Sichcrstellung
der Anlicgcrbciträge abhängig gemacht w i rd ; daß zu
deu uach § 15 a. a. O. von den Anliegern zn
erstattenden Anlagekosten anch diejenigen der Kanalisation
und Wasserleitung und zn den zn erstattenden Unter-
haltungskosten auch diejenigen der Straßenbeleuchtung
gerechnet werden; daß den Anliegern der Anspruch
auf Rechnungslegung abgefprochen wird uud dergl.

Es handelt sich nm 2 ganz verschiedene Klassen
von Leistungspflichtigcn: Anlieger uud Unternehmer.
Das Rechtsverhältnis znm Unternehmer kann und wird
meistens durch Vertrag geregelt werden. Man kann
daher die Unternehmer auch ganz ans dem Statut
hcrauslasseu. Ziemlich gleichbedeutend hiermit ist es,
wenn manche Statute lediglich sagen, daß die Ver-
pflichtungen der Unternehmer durch Vertrag festzustellen
seien. Ich halte es gleichwohl für zweckmäßig, von
der gesetzlichen Vollmacht Gebrauch zu machen und
auch gewisse Normalleistungen der Unternehmer als
öffentlichrechtlich geschuldete uud erzwingbare statutarisch
festzustellen. Dies scheint mix praktisch zweckmäßig
für Fälle, in denen der Unternehmer auf die von der
Stadt gestellten Bedingungen nicht einzugehen geneigt
ist und dennoch ein Straßenprojckt zu verwirklichen
sucht, uud für Fälle, iu denen ein Vertrag abge-
schlossen wird, der sich nicht durchweg als zulänglich
erweist. Für erstrebenswert halte ich den Zustand,
daß die wichtigsten Normalleistnngen der Unternehmer
statutarisch festgelegt und daneben die vetragsmäßige Ver-
einbarung weitergehender Leistungen vorbehalten wird.

Z u § 1.
Anch hier kommen nur Straßcnstrecken in Betracht,

die nach dem Inkrafttreten des^ersten auf Gruud ^des
ß 15 des Gesetzes für die betr. Stadt erlassenen Orts-;
statnts angelegt sind. Zwischen der Verlängerung
einer bestehenden nnd der Anlegnng einer neuen Straße
besteht ein grundsätzlicher Unterschied nicht; es ist daher
eine Fassung gewählt, die diese Unterscheidung als neben-
sächlich erscheinen läßt.

Es ist zweckmäßig, die einzelnen im Gesetz
benannten Kategorien straßenbanlicher Ausführungen,
deren Kosten zu erstatte:: sind, beizubehalten. Ich habe
darunter auch die Kosten der ersten Unterhaltung auf-
geführt, muß aber anheimstellen, ob man sie bei der
Verpflichtung der Anlieger nicht lieber wegläßt, weil
die Banausführung, wenn sie durch die Stadt geschehen
ist, in der Regel dauerhaft fein nnd nicht erhebliche
Unterhaltungskosten erfordern wird, und weil die wieder-
holte Umlcgung dieser verhältnismäßig geringen jähr-
lichen Kosten umständlich ist.

Ich habe in möglichst präziser Weise die beiden
Zeitpunkte gcgenüberzustelleu versucht, auf die es bei



— 43 —

der Frage nach der Begründung und Fälligkeit der
Beitragslcistung ankommt, nämlich den Beginn der
Straßenanlegung und den Beginn des Anbaues. Daß,
wenn beide Zeitpunkte eingetreten sind, noch die Vol l -
endung der Straßenanlagc hinzukommen muß, um die
Leistung fällig zu machen, crgiebt sich aus den Ein-
gangsworten: „Wenn angelegt
worden ist".

Diejenigen Straßenstrccken, die beim Inkraft-
/ treten des ersten Ortsstatuts bereits für den städtischen
' Verkehr und Anbau bestimmt waren und deshalb nicht
! zu den „neu angelegten" Straßenstrecken gehören, sind

entweder „historische" (in ihrer Art fertige) oder in der
i Anlegung begriffene (in ihrer Art unfertige). Es hat

aber keinen praktischen Wert, diesen Unterschied im
Statut zum Ausdruck zu briugen.

Auch hier ist m. E. darauf zu verzichten, durch
Feststellung bestimmter Merkmale zu entscheiden, wann
ein Gebäude „an" einer Straße gebaut ist.

Z u § 2.
Die beim Inkrafttreten des Ortsstatuts bereits

vorhandenen, damals aber noch unbebauten Straßen-
strecken bilden eine ganz beschränkte Kategorie, die sich
nicht vermehren kann, und werden daher in jeder
Stadt leicht vollzählig aufgeführt werden tonnen, wenn
sie überhaupt vorhanden sind. Um Mißverständnisse
zu venneiden, empfiehlt sich daher die namentliche Auf-
führung dieser wenigen Straßen im Statut.

Z u ß 3.
Auch hier halte ich eine generelle Rcgeluug der

technischen Straßenbauausführung, die sich in manchen
Statuten findet, für umständlich und unpraktisch. Die
Feststellung eines Plans oder Bauprogramms nach
Maßgabe des Bedürfnisses wird vielmehr für den
einzelnen Fal l der zuständigen Stelle vorzubehalten
sein. Ob dies der Magistrat allein oder mit Zu-
stimmung der Stadtverordnetenversammlung oder ob
es die Baudeputation sciu soll, mag nach den örtlichen
Verhältnissen normiert werden.

Zu 8 4.
Auch hier ist es wesentlich, nach objektiven Merk-

malen festzustellen was für Straßenstrecken als Einheit
behandelt werden dürfen. Die Bestimmung, daß jede
g le i chze i t i g ausgebaute Strecke als Einheit angesehen
werden dürfe, scheint mir nach der vorliegenden Recht-
sprechung anfechtbar. Es kann zweckmäßig sein, aus-
drücklich vorzusehen, daß ein Straßenzug auch der
Länge nach in verschiedene selbständige Einheiten auf-
gelöst werden darf. Eine dahingehende Bestimmung
würde etwa zu lauten haben:

„Wenn neben einer vorhandenen Straße ein
durch örtlich hervortretende Merkmale davon ge-
schiedener paralleler Straßendamm angelegt
werden soll, kann durch Gemeindebeschluß fest-
gestellt werden, daß derselbe eine selbständige
Straßenstrecke im Sinne dieses Ortsstatnts
bildet."
Die Frage, welcher Strecke bei Straßenkreuzungen

das Kreuzungsviereck zuzurechnen ist, bedarf im I n -
teresse eines gleichmäßigen Verfahrens der Regelung.

Zu 8 5.
Der Begriff der „Freilegung" bedarf der Er-

läuterung.
Statt des in den meisten Statuten angewendeten

Ausdrucks „unentgeltliche" Abtretung habe ich gesagt
Abtretung „ohne wertgemäße Bezahlung"; denn un-
entgeltlich ist die Abtretung nicht, wenn sie den An-
spruch auf späteren Kostcnerlaß begründet. Ich sehe
auch nicht ein, weshalb Anlieger, die sich mit der
Stadt dahin einigen, daß ihnen für das abgetretene
Gelände ein gewißer mäßiger Preis zu zahlen oder
anzurechnen ist, gezwungen werden sollen, sich mehr
anrechnen zu lassen, weil andere Anlieger später höhere
Preise erhalten. Ich habe daher die Vereinbarung
des anzurechuenden Betrages vorbehalten.

Zu § 6.
Der Begriff der ersten Einrichtung bedarf eben-

falls der Erläuterung. Ich habe auch die Anpflanzung
von Allcebäumen mit aufgeführt, weil sie in den meisten
Fällen zur ersten Einrichtung der Straße gehört und
dem Straßenzwcck dient. Dies ist auch nach der vor-
liegenden Rechtsprechung nicht unzulässig.

Z u § 7.
Es ist gesagt „besondere" Entwässerungsanlagen,

weil zu den Entwässerungsanlagen auch die schon
vorher erwähnten, technisch mit der Befestigung des
Fahrdammes eng zusammenhängenden Rinnsteine ge-
hören.

Die ganzen Kosten der in erster Linie zur Ent-
wässerung der Grundstücke bestimmten Kanalisation
den Straßenkosten zuzurechnen, ist, wie schon erwähnt,
nicht zulässig. Dagegen kann, wenn die Kanalisation
zugleich das Tagcswasser der Straße aufnimmt, ein
Teil ihrer Kosten in Rechnung gestellt werden. Als
Maßstab für die Berechnung dieses Teils habe ich die
Kosten einer Thonrohrleitung als der einfachsten Art
der unterirdischen Straßenentwässerung vorgeschlagen.

Z u § 9.
Wie schon erwähnt, wird es sich aus praktischen

Gründen empfehlen, von der Erstattung der Unter-
haltungskosten abzusehen. Wi l l man sie aber fordern,
dann ist es zweckmäßig, die Frist, während der die
Erstattung erfolgen muß, uach Kalenderjahren zu be-
stimmen, damit nicht immer wieder auf deu zufälligen
Tag der Fertigstellung der Straße zurückgegangen zu
werden braucht und weil der Schluß des Kalender-
jahres zwischen dem Ende der einen und dem Anfang
der nächsten jährlichen Bauperiode liegt. Zur Verein-
fachung des Verfahrens empfiehlt sich dann auch ev.
die Festsetzung von Ablösungsbeträgen.

Z u § 10.
Die Kosten können, wie schon erwähnt, erst nach

Fertigstellung der Bauausführungen erfordert werden.
Es ist aber nach der vorliegenden Rechtsprechung eiue
„Spaltuug" der Kosteu in der Weise zulässig, daß
nach Fertigstellung einzelner Kategoricen von Bauaus-
führungen zunächst lediglich deren Kosten berechnet und
eingezogen werden, wenn eine solche Spaltung statutarisch
vorgesehen ist. Dies empfiehlt sich hauptsächlich des-
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wegen, weil es praktisch sein kann, das Plamun oder
auch die Fahrbahn einer neuen Straße fertigzustellen
und deren Kosten von anbauenden Anliegern einzu-
ziehen, die Fertigstellung der Bürgerstcige oder der
definitiven Beleuchtuugsvorrichtungen oder besonderer
Entwässernngsanlagcn für die ganze einheitlich zu be-
handelnde Straßenstrecke aber noch einer späteren Zeit
vorzubehalten, ohne den Anspruch auf Erstattung der
Kosten dieser nachträglichen Ausführungen preiszugeben.

Zu § 11.
Es soll hier möglichst klar nnd verständlich das

den gesetzlichen Vorschriften entsprechende Verfahren der
Berechnung und Umlegung der Kosten angegeben
werden.

Das Konnnuualabgabeugesetz gestattet zwar anch
andere Vcrteiluugsmaßstäbe als die Aulicgerläugc an-
zuwenden, indessen erscheint dies durchaus unpraktisch,
sofern nicht sämtliche Anliegergrundstücke auf einmal
herangezogen werden können, weil es bei allen anderen
Maßstäben an sicheren Daten für die später Heranzu-
ziehenden fehlt. Nur die Anliegerlängen stehen von
vornherein fest nnd bleiben unverändert.

Zu 8 12.
Allerdings ergeben sich praktisch bei Feststellung

der in Betracht kommenden Anlicgerlängen einige
Zweifel, die durch die Bestimmungen des § 12 erledigt
werden sollen.

Zu 8 13.
Auch könuen dnrch Teilung oder Zusammenlegung

von Grundstücken Zweifel darüber entstehen, in welchem
Umfange anliegende Flächen als e in „Grundstück" zu
behandeln sind. Bezüglich der im zweiten Absatz
meines § 13 enthaltenen Bestimmung ist es nicht ganz
zweifellos, ob sie vom Obcrverwaltuugsgericht für
rechtsbeständig erachtet werden würde. Aus früheren
Entscheidungen läßt sich das Gegenteil herleiten; neuere
Urteile dagegen begründen die Erwartung, daß das
Obcrverwaltungsgericht diese Bestimmung, die znr Ver-
hinderung handgreiflicher Umgehungen wesentlich erscheint,
gelten lassen würde. Ich empfehle daher die Bestimmung
in das Statut aufzunehmen.

Zu 8 14.
Die im Gesetz ausgesprochene Beschränkung der

Beitragspflicht anf eine Normalbrcite von 26 m bedarf
eines korrekteren Ausdrucks, als ihn das Gesetz an-
wendet.

Zu 8 15.
Der Anspruch aus Rechuungslegung darf, wie

schon erwähnt, den beitragspflichtigen Anliegern nicht
abgeschnitten werden. Ans praktischen Gründen empfiehlt
es sich, die Anlieger möglichst bald nach der Aus-
führung zur Einsichtnahme uud Nachprüfung zu veran-
lassen, damit im Falle einer Beanstandung noch
diejenigen Beamten, durch welche die Ausführung
erfolgt ist, zur Aufkläruug herangezogen werden können,
und tatsächliche Feststellungen leichter möglich sind.
Dagegen ist es m. E. nicht zulässig, eine Frist für die
Einsichtnahme und Nachprüfung zu bestimmen, nach
deren Ablauf eine Beanstandung ausgeschlossen sein soll.

Der Kritik der Anlieger nnd im Falle eines
Streitverfahrens des Verwaltuugsrichters unterliegt
indessen nicht die Angcmcssenheit der Bauausführungen
mit Rücksicht auf das Bedürfnis, sondern lediglich die
Gesetzmäßigkeit des Verfahrens bei Feststellung und
Ausführung des Banprogramms der betreffenden
Straße und bei Abrechuuug und Verteilung der Aus-
führuugskostcn. Auf einen abweichenden Standpunkt
hat sich allerdings der Bezirksausschuß zu Danzig ge-
stellt, indem er auch die Frage einer Kritik unterzogen
hat, ob die Stadt bei dem Ausbau einer neuen
Straßcnstreckc nicht zu opuleut in Bezug auf die Wahl
des Pflastcrmatcrials vorgegangen ist.

Zu 8 16.
Es scheint mir empfehlenswert, bei der Ein-

forderung der Kosten den Anliegern eine summarische
Abrechnung zuzustellen, um ihucu Gelegenheit zu geben,
sich hierbei, falls sie Vertranen zur städtischen Ver-
waltung besitzen, ohne weitere Aktcneinsicht zu beruhigen.

Zu 8 17-
Die dingliche Haftuug der Grundstücke wird zwar

nicht erst durch das Statut begründet, wird aber znr
Information der Beteiligten zwcckmäßigcrwcisc besonders
hervorgehoben.

Zu 8 18-
Da Kommunalabgaben regelmäßig von allen

Verpflichteten nach gleichen Grundsätzen erhoben werden
sollen, bedarf es eines besonderen Vorbehalts, nm die
städtische Verwaltung in den Stand zu setzen, in ge-
wissen Fällen einen Nachlaß zu gewähren. Es empfiehlt
sich aber, diesen Vorbehalt möglichst allgemein zu fassen
und nicht, wie es in manchen Statuten geschehen ist,
spezielle Fälle anfzuführeu, die eine besondere Berück-
sichtiguug bcauspruchen, wie z. B. die doppelte
Belastung von Eckgrundstückcn, die Begründung der
Bcitragspflicht durch verhältnismäßig minderwertige
Bauteu, eiu Misverhältuis zwischen der Beitragsbe-
lastung uud dem Interesse an der Straßenanlage
und dergl.

Zu 8 19-
Eine durch Herkommen begründete Verpflichtung

der Anlieger gegenüber der Polizeibehörde zur Ein-
richtung der dem Bedürfnis entsprechenden Bürgersteige
besteht neben dem Flnchtliniengcsetz fort. I n manchen
Städten sind daher die Bürgersteige von denjenigen
Straßenanlagen ausgeschlossen, deren Kosten nach 8 15
des Fluchtliniengcsctzes den Anliegern zur Last gelegt
werden. Die Stadt baut dann lediglich die Fahrstraße
und die Polizei hält die Anlieger an, die daneben
erforderlichen Bürgersteige herzustellen. Indessen kan n
natürlich die Stadt, auch wenn ein solches Herkommen
besteht, bei Aufstellung des Banprogramms für eine
neue Straße die Herstellung der Bürgersteige in die-
jenigen Anlagen mithincinziehen, deren Kosten von ihr
verauslagt und dann den Anliegern zur Last gelegt
werden sollen.

Zu 8 20.
Bei den die Unternehmer betreffenden Bestim-

mungen kommt es mir namentlich auf 3 Punkte an:



daß die Anlegung' neuer Straßen von der Genehmigung
der städtischen Verwaltung abhängig gemacht wird, daß
an gewisse Thatumstände eine Verpflichtung des Unter-
nehmers zur Ausführung seines Straßenprojckts geknüpft
wird und daß für den Fal l seiner Säumigkeit gewisse
Zwangsmittel statuiert werden.

Ob die Genehmigung vom Magistrat allein oder
mit Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung Zu
erteilen ist, mag nach den örtlichen Verhältnissen nor-
miert werden.

Zu 8 21.
Hier sollen die Normalleistuugen, aufgeführt werden

die von jedem Unternehmer, gleichviel, ob ein wirksamer
Vertrag mit ihm zustande kommt oder nicht, kraft
öffentlichen Rechts gefordert werden können, fobald
gewisse Thllmmstände eingetreten sind. Ein nebenher-
gehender Vertrag hat sich dann auf die Feststellung
der Mehrleistungen Zu beschränken.

Dem Unternehmer statutarisch eine Sicherstellung
der Kosten aufzuerlegen, scheint mir ebenso wie bei den
Anliegern über die Grenzen des Gesetzes hinauszugehen.

Zu ß 22.
Als Thatumstände, an welche die Verpflichtung

zur Ausführung nach den gestellten Bedingungen ge-
knüpft wird, schlage ich vor die schriftliche Erklärung
des Unternehmers, die Straßenstrccke bedingungsgemäß
anlegen zu wollen, aber auch den tatsächlichen Beginn
der Ausführung zu statuieren. Es geht m. E. zu weit,
wenn, wie es in manchen Statuten geschehen ist, die
Verpflichtung des Unternehmers schlechthin an die auf
seinen Antrag erteilte, in der Regel mit Bedingungen
versehene Genehmigung geknüpft wird, weil dem Unter-
nehmer doch billigcrwcifc die Möglichkeit offen gelassen
werden muß, wegen der ihm gestellten Bedingungen
das ganze Straßenprojekt aufzugeben.

Als Zwangsmittel im Falle der Säumigkeit wird
die Absperrung gegen das städtische Straßen- und Lei-
tungsnetz vorbehalten. Ob die Absperrung ohne einen
solchen Vorbehalt unter allen Umständen zulässig sein
würde, scheint mir mit Rücksicht auf das den Gemeinde-
Mitgliedern grundsätzlich zustehende Recht auf Mi t -
benutzung der Gemeindcanstalten nicht uuzweifclhaft.

Zu § 23.
Es ist angezweifelt worden, ob die von dem

Unternehmer nach dem Ortsstatut Zu erstattenden Kosten
im Verwaltungszwangsverfahrcn eingezogen werden
können. Dieser Zweifel ist m. E. unbegründet.

Eine dingliche Haftung von Grundstücken für
die Schuld des Unternehmers zu statuieren, scheint mir
dagegen nicht Zulässig.

Zu s 24.
Daß die Stadt, weun es ihr nicht gelingt, die

von ihr verauslagten Kosten einer neuen Straße von
einem zur Erstattuug verpflichteten Unternehmer einzu-
ziehen, diese Kosten nach den Vorschriften des ersten
Abschnitts des Statuts von den Anliegern einziehen
kann, ist eigentlich selbstverständlich, wird aber zur I n -
formation der Beteiligten ausdrücklich hervorzuheben sein.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich
nehme an, daß es Ihren Wünschen entspricht, wenn
wir jetzt zunächst in die Debatte über den eben ge-
hörten Teil der Vorträge eintreten. Ich eröffne die
Diskussion. Meine Herren, es meldet sich niemand
zum Wort, ich finde das auch bei der Kompliziertheit
der Materie nicht weiter verwunderlich, wir haben
aber alle Veranlassung, den Herren Referenten für die
sehr eingehenden und mühsamen Arbeiten, die sie uns
vorgelegt haben, zu danken.

Ich möchte mir nun die Frage erlauben, ob der
Städtctag wünscht, daß wir die zweite Hälfte der Vor-
träge auch noch heute entgegennehmen, oder ob wir
das bis auf morgen vertagen. (Zurufe: Vertagen).
Ich würde dann aber, da wir noch 10 Minuten Zeit
haben, empfehlen, wenigstens noch die kleinen geschäft-
lichen Nummern abzuwickeln.

Da sich zu den Vorträgen niemand zum Worte
gemeldet hat, stelle ich fest, daß die Debatte geschlossen
ist und frage die Herren Referenten, ob sie noch das
Wort wünschen.

Berichterstatter, Erster Bürgermeister Kühnaft-
Graudenz: Sie werden aus den Vorträgen entnommen
haben, daß der Herr Mitberichterstattcr und ich gruud-
sätzlich derselben Meinung sind. Ich habe Ihnen einen
kurzen Weg gewiesen und gebe Ihnen anHeim, ihm zu
folgen, wenn Sie aber in eine Kasuistik eiutreten wollen,
dann folgen Sie dem anderen Statut! Ich habe das
Statut des Herrn Mitberichtcrstattcrs eingehend geprüft
und bin mit feinen Bestimmungen vollkommen einver-
standen, ausgeuommen mit derjenigen des § 13 Absatz 2.
Von dieser glaube ich, daß sie nach der bisherigen
Rechtsprechung des Obcrverwaltuugsgcrichts kaum zu
halten sein wird. I m übrigen kann ich Ihnen das
außerordeutlich sorgfältig und bis ins Detail hinein
ausgearbeitete Statut fchr empfehlen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Wünscht
der Herr Mitberichterstattcr noch das Wort?

Witberichterstatter, Stadratvr . Sckermann-Danzig:
Ich verzichte.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Dann
Wäre dieser Gegenstand erledigt.

Wir kommen nun zu den noch ausstehenden
geschäftlichen Angelegenheiten, Zunächst zur

Ontlastungs-Grteilung.

Ich bitte die Hcrrcu Rechnungsprüfer, ihren
Bericht zu erstatten.

Bürgermeister Stachowitz-Thorn: Ich habe die
Rechnung durchgesehen, auch die Belege, und nichts zu
erinnern gefunden. Ich beantrage, dem Herrn Kassen-
führer Entlastung zu erteilen. — Die Beiträge einzelner
kleinerer Städte, die Mitglieder des Städtetages sind^
aber die Beiträge nicht eingezahlt haben, sind nieder-
geschlagen worden.

Stadtverordnetenvorstchcr Wannow-Zoppot: Ich
habe dem nichts hinzuzufügen.
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Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Sie haben
den Antrag gehört, dem Herrn Rcchnungslcger Entlastung
zu erteilen. Wenn kein Widerspruch erfolgt, uchme ich
an, daß die Entlastung erteilt ist. — Das ist der Fall.

Dann kämen wir zu Nummer 8 der Tages-
ordnung :

M i t te i lungen .

Der Vorstand hat zu diesem Punkte nichts zu
bemerke«, ich nehme an, daß aus der Versammlung
auch nichts dazu vorzubringen ist. Damit wäre auch
das erledigt.

Wir kommeil zu Nummer 9:

W a h l des Morstandes.

Sie haben im vorigen Jahre zu Mitgliedern des
Vorstandes gewählt die Herren:

1. Oberbürgermeister Delbrück-Danzig Zum Vor-
sitzenden, 2. Stadtverordneten-Vorsteher Wehrlein-
Graudenz, zum stellvertretenden Vorsitzenden,
3. Stadtverordneter Wünsterberg - Danzig zum
Kasscnführer, 4. Bürgermeister Sandfuchs-Marien-
burg zum Schriftführer, 5. Oberbürgermeister
Elditt-Elbiug, 6. Bürgermeister Würtz-Marien-
werder und 7. Bürgermeister Hartwich-Knlmsee
zu Beisitzern.

Von diesen Herren ist ausgeschieden Herr Sand-
fuchs, weil sein Mandat als Bürgermeister von Marien-
burg erloschen ist. I m übrigen würde eine Wieder-
wahl und Wahl durch Akklamation zulässig sein.

Erster Bürgermeister Kühnaft-Graudenz: Ich be-
antrage Wiederwahl durch Akklamation und an Stelle
des Herrn Sandfuchs die Wahl des Herrn Müller-
Dt. Krone.

Stadtrat Krimes-Thorn: Ich erlaube mir Dr.
Kersten-Thorn vorzuschlagen.

Bürgermeister Wüller-Dt. Krone: Ich würde für
die mir zugedachte Ehre danken müssen.

Erster Bürgermeister Kühnast-Graudenz: Wenn
Herr Müller ablehnt, empfehle ich Herrn Deditius,
denn der Teil der Provinz, der links der Weichsel
liegt, ist im Vorstande noch garnicht vertreten.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Sie
haben den Grund gehört, weshalb die Wahl des Herrn
Müller bezw. Deditius empfohlen wird. Es hat sich
zufällig so entwickelt, daß außer Danzig lauter auf dem
rechten Weichselufcr gelegene Städte im Vorstande ver-
treten sind, uiid deshalb ist der Vorschlag gemacht,
nuu auch einmal einen Herrn vom linken Weichselufer
in den Vorstand hineinzuwählen. Ich stelle anHeim,
ob vielleicht der Vorschlag, Herrn Dr. Kersten zu
wählen zurückgezogen wird. — " D e r Vorschlag wird
nicht zurückgezogen, wir kommen also zur Zettelwahl

Erster Bürgermeister Kühnast-Graudenz: Ich
beantrage, die Wahl auf morgen zu vertagen. (Zu-
stimmung.)

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Ich ent-
nehme aus Ihrer Zustimmung, daß Sie damit einver-
standen sind. Dann würde ich es aber für richtiger
halten, die ganze Vorstandswahl auf morgen zu ver-
schieben. Ich möchte nur bemerken, daß wenn Wert
darauf gelegt wird, daß Herr Dr. Kersten in den
Vorstand eintritt, ich mit dem größten Vergnügen bereit
bin, ihm Platz zu machen. Ich würde mich freuen,
wenn auch einmal ein anderer Herr zur Leitung der
Verhandlungen berufen würde.

Stadtrat Kriwes-Thorn: Es lag durchaus nicht
in meiner Absicht, dadurch, daß ich unfern Bürgermeister
vorschlug, Herrn Delbrück zu verdrängen. Das würde
mir sehr leid thun und wenn Sie meinen, daß es zweck-
mäßig ist, dann würde ich auch bereit sein, meinen
Antrag für heute zurückzuziehen, für den Fal l , daß im
nächsten Jahre daran gedacht wird, unfern Bürger-
meister in den Vorstand zu wählen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Dclbrück: Ich
möchte vorschlagen, die ganze Wahl für heute zu ver-
tagen und mir die Bitte erlauben, sich in freier Be-
fprechuug über die Angelegenheit zu einigen und mir
dann Mitteilung zu macheu. Die Sache liegt doch so,
daß sich die Städte der Provinz teilen in große, mittlere
und kleine. Wir sind bisher immer von dem Stand-
punkte ausgegangen, daß die großen nicht den Löwen-
anteil an der Vertretung im Vorstande haben sollen.
Nun ist Danzig vertreten durch seinen Bürgermeister
und durch Herrn M ü n s t e r b e r g — das hat lediglich
den Zweck, daß der Vorsitzende sich leicht mit dem
Kassenführer in Verbindung setzen kann — Thorn ist
lange Zeit vertreten gewesen durch seinen Stadtver-
ordnetenvorsteher. Dieser aber hat sein Amt nieder-
gelegt, und da wir Wert darauf gelegt haben, daß der
erste Vorsitzende ein Oberbürgermeister, der zweite Vor-
sitzende aber Stadtverordnetenvorsteher sei, so ist die
Stelle des zweiten Vorsitzenden übergegangen auf den
Stadtverordnetenvorstcher von Graudenz, Herrn M e h r -
lein. I m übrigen gehört von den größeren Städten
noch Herr E ld i t t -E lb i ng dem Vorstande an, sodaß
die große Zahl der kleinen Städte nur vertreten gewesen
ist durch die Herren S a n d f u c h s , Würtz und H a r t -
wich, und es ist unter diesen keine einzige auf dem
anderen Ufer der Weichsel gelegen. Wenn jede, nament-
lich auch jede große Stadtgemeinde meint, daß sie im
Vorstande vertreten sein muß, dann ist es ja sehr wohl
zu erwägen, ob man nicht einmal die Stellen wechseln
lassen wil l , auch die Stelle des ersten Vorsitzenden.
Aus diesem Grunde habe ich es anheimgegeben, daß
wenn Thorn auf seine Vertretung im Vorstände Wert
legt, ich, der ich am längsten dem Vorstande angehöre,
austrete. Ich möchte nur davor warnen, daß die
wenigen großen Städte alle Vorstandssitze für sich be-
anspruchen uud dadurch eine ausreichende Vertretung
der mittleren und kleinen Städte im Vorstande unmöglich
machen.

Damit möchte ich diesen Gegenstand verlassen und
würde nun dazu kommen, die heutige Sitzung zu schließen.
Ich bitte also die Herren, morgen früh, um 9 Uhr
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Wieder hier zu sein. Wir werden dann den Rest der
Tagesordnung erledigen und sodann die Besichtigungen
vornehmen. Wir haben die Vorträge auf e inen Tag
gelegt und versuchen wollen, mit diesen Vorträgen an
dem ersten Tage fertig zu werden uud den Besichtigungen
den anderen Tag einzuräumen. Früher fanden die
Besichtigungen vor den Sitzungen statt. Das führte
aber dazu, daß sie vielfach überhastet vorgenommen
werden mußten und daß auch die Vorträge darunter
litten, denn es ist vorgekommen, daß wir uns erst eine
halbe Stunde nach der festgesetzten Zeit zur Erledigung

der Tagesordnung versammelten. Deshalb verfuhr
ich so wie ich es Ihnen dargelegt habe. Ich bin der
Ansicht, daß die Besichtigungen unter Umständen wichtiger
sind, als die Vorträge; ich sehe sie also als einen inte-
grierenden Bestandteil unserer Tagesordnung an nnd
bitte die Herren, morgen vollzählig daran teilzunehmen.

Ich schließe die Sitzung.

Schluß der Sitzung 3V^ Uhr.
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Zweiter Sitzungstag.
Pienstag, den 26. August. — 9 ^ M)r vormittags.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Meine
Herren! Ich eröffne die Sitzung. Das Bureau funk-
tioniert in der gestrigen Besetzung. Da einer der Herren
Referenten noch nicht anwesend ist, schlage ich vor,
das Referat bis Zuletzt zu lassen und jetzt an der Stelle
der Tagesordnung fortzufahren, wo wir gestern stehen
geblieben sind.

Wir kommen also zunächst zur

W a h l des Morstandes.

Ich darf wiederholen, daß der Vorstand bestanden
hat aus den Herren Delbrück-Danzig, M e h r l e i n -
Graudenz, Müns te rbe rg -Danz ig , S a n d f u c h s -
Marienburg, E l d i t t - E l b i n g , Würtz-Marienwerder
und Hartwich-Kulmsee, daß die Herren mit Aus-
nahme von S a n d fuchs wiederwählbar sind und daß
Atklamationswahl zulässig ist.

Stadtuerordneteuvorsteher Keruth - Danzig: Ich
beantrage, zunächst diejenigen Herren, die augenblicklich
im Vorstande sind, durch Akklamation wiederzuwählen.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbrück: Es er-
hebt sich kein Widerspruch. — Ich nehme an, daß Sie
mit der Akklamationswahl einverstanden sind uud daß
Sie die Herren gewählt haben.

Es handelt sich nun um die Ersatzwahl für Herrn
S a n d f n c h s auch hier ist Atklamationswahl zulässig.

Stadtverordnetenvorsteher Keruth-Dauzig: Ich
glaube die Grüude, die der Herr Vorsitzende gestern
inbctreff der Zusammensetzung des Vorstandes entwickelt
hat, sind vollständig dnrchschlagend. Es ist in der
That bedauerlich, daß uur Mitglieder, die östlich der
Weichsel ihren Wohnsitz haben, im Vorstande sind nnd
ich hoffe mich daher allgemeiner Zustimmung zu erfreuen,
wenn ich Ihnen vorschlage, Herrn Bürgermeister
M ü l l e r - Dt. Krone zu wähleu. (Lebhafte Zustimmung).

Vorsitzender Oberbürgermeister Delbrück: Es er-
hebt sich gegen die Akklamationswahl kein Widerspruch
uud ebenso anch kein Widerspruch gegen die vorge-
schlagene Person. — Ich stelle fest, daß Herr Bürger-
meister Müller-Dt. Krone gewählt ist. — I c h bitte die
anwesenden Mitglieder des Vorstandes, sich nach
Schluß uuserer heutigen Beratungen noch zu einer
konstituiereuden Sitzuug zusammenzufinden.

Dann kommen wir zur:

Beschlußfassung ülier G r t und Ze i t des zwölften
Städtetages.

Was die Zeit betrifft, so möchte ich Sie bitten,
wie in früheren Jahren, so auch für das nächste Jahr
es dem Vorstände zu überlassen, den Städtetag zwischen
Mitte August und Mitte September einzuberufen. Ich
nehme an, daß nach dieser Richtung ein Widerspruch
nicht erfolgt.

Nun würden Vorschläge zu machen sein, über
den Ort des nächstjährigen Städtetages.

Bürgermeister D r . von Wurmb-Zoppot: Nach
der freundlichen Begrüßung, die gestern der Stadt
Zoppot beim Festessen znteil wurde, wage ich es, uach
Rücksprache mit dem Stadtverordnetenvorsteher, Sie zu
bitten, Ihre nächste Versammlung in Zoppot abzu-
halteu. Wir köunen Ihnen leider ja noch nicht allzu-
viel bieten, aber hoffentlich werden Sie den Eindruck
vou uns mitnehmen, daß wir Sie gern nnd freudig
in nnfern Mauern begrüßt haben. (Beifall.)

Vorsitzender Oberbürgermeister Delbrück: Es ist
der Vorschlag gemacht worden, den nächsten Städtetag
in Zoppot stattfinden zn lassen. — Es erfolgt kein
Widerspruch. Ich darf annehmen, daß ich im Einver-
ständnis mit der Versammlung handele, wenn ich den
Vertreten: von Zoppot für ihre Einladung herzlich
danke uud hinzufüge, daß wir ihr mit Vergnügen
folgen werden.

Meine Herren! Nun bleibt nur noch:

I>er zweite Fei l der Hleferate zu H>unkt 5
der Tagesordnung.

Ich erteile das Wort dem Herrn Berichterstatter.
Berichterstatter, Erster Bürgermeister Kühnaft»

Grandenz: I n den gestrigen Erörterungen handelte es
sich nm die direkte oder indirekte Abwälzuug der
Straßeubaulast einer Gemeinde auf andere Schultern;
es kamen hier aber nur neue Straßeu in Betracht,
nicht auch die älteren, sogenannten historischen. Bezüglich
dieser Straßen übt wohl allgemein die Gemeinde ihre
Wegebanpflicht aus, nur bezüglich der Bürgerstcige ist
es häufig zu Streitigkeiten: uud heftigen Kämpfen
gekommen, da auch die anliegenden Grundbesitzer
bezüglich dieser teils mit Recht teils zu Uurecht als
wcgebaupflichtig behandelt worden sind.

Die Rechtsauffafsuug darüber, wem die Herstellung
und Unterhaltuug der Bürgcrsteige obliegt, dürfte jetzt
M allgemeinen geklärt fein. Während früher das Ober-
tribuual angenommen hatte, daß auf Grund des § 81
A. L. R. I , 8 der anliegende Gruudbesitzer allgemein
zur Unterhaltung des Vürgerstcigs verpflichtet sei, hat
das Oberverwaltungsgericht später einleuchtend dar-
gethan, daß in dieser Vorschrift eine derartige Ver-
pflichtung der Grundbesitzer nicht begründet sei. Grund-
sätzlich liege die Unterhaltung der Bürgersteige den
Gemeinden ob, den Grundbesitzern aber nur da, wo
besondere Gesetze oder das Ortsrecht dies vorschreiben.
Besondere Gesetze, welche dieses Verhältnis regeln sind
mir nicht bekannt geworden, dürften wohl auch nur
ganz vereinzelt bestehen; dagegen bat sich in der That
in vielen Gemeinden und Gegenden die Bürgersteigs-
baulast observanzmäßig als eine den Grundeigentümern
obliegende Verpflichtung gebildet. Überall da, wo
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nun eine solche Obscrvanz nachweisbar besteht, sind
die Gruudbefitzcr diejenigen, die allein von der Wege-
Polizeibehörde zur Unterhaltung bezw. auch zur Her-
stellung der Bürgerstcige angehalten werden können
und welche die gesamten Kosten dieser Anlagen tragen
müssen. Läßt sich aber eine Observanz nicht nachweisen,
so liegt der Gemeinde diese Verpflichtung ob. Das
sind die rechtlichen Gesichtspunkte, die für die Ent-
scheidung der Frage in Betracht kommen.

Nun wird aber der Beweis, daß eine die Anlieger
verpflichtende Obfervanz besteht, nicht immer leicht zu
führen sein, und wenn auch das Oberverwaltungs-
gericht nur geringe Anforderungen in Bezug auf das
Erbringen dieses Beweises stellt, so wird es doch Fälle
geben, in denen auf Grund der vorliegenden That-
sachen ein Urteil darüber, ob eine Observanz besteht,
sehr schwer zu fallen ist. I n den Gemeinden, in denen
dies der Fal l ist, muß naturgemäß ein unangenehmer
Zustand der Ungewißheit herrschen. Es hat daher
auch iu solchen Gemeinden stets das Bestreben vorge-
legen, Klarheit in dieser Frage zu schaffen. Die ver-
schiedenen Versuche nach dieser Richtuug hm sind aber
zum Teil vollständig verfehlt gewesen. Man hat im
Wege der Polizeiverordnuug die Verpflichtung der An-
lieger festzulegen versucht. Durch eine Polizeiverordnung
kann aber eine derartige Verpflichtung nicht begründet
werden. Eine solche Verordnung ist demnach nur
dann wirksam, wenn vor ihrem Erlaß die öffentlich-
rechtliche Verpflichtung der Anlieger bereits bestand.
Der Erlaß der Policivcrordnung trägt also Zur Klärung
der Frage nach der Existenz dieser Verpflichtung nicht
bei. I n anderen Städten sind Ortsstatuten zur Rege-
lung dieser Baulast auf Grund des ß 11 der Städte-
ordnung erlassen worden. Nun kann zwar eine Ge-
meinde bestehende Observanzen und Gewohnheiten
durch Ortsstatut fixieren und regeln, aber nicht solche
Observanzen, welche die Wegebaulast betreffen, denn
Anordnungen znr Erfüllung der Wegebauverpflichtung
kann nur die Wegepolizeibehörde treffen. Hiernach
würde der Erlaß eines Ortsstatuts bei dem Bestehen
einer die Anlieger verpflichtenden Observanz ohne recht-
liche Bedeutung sein. Andererseits aber kann die Ge-
meinde die i h r als Naturalleistung obliegende Bürger-
stcigsbaulast nicht auf einzelne Gemeindeangehörige
abwälzen, denn statutarische Anordnungen darf eine
Stadt nach § 11 der Städteordnung nur über solche
Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder treffen, hinsicht-
lich deren das Gesetz Verschiedenheiten gestattet oder
keine ausdrücklichcu Bestimmungen enthält. Die Städte-
ordnung bestimmt aber in § 54, der jetzt durch § 68
des Kommunalabgabengesetzes ersetzt ist, ausdrücklich,
welche Naturalleistungen den Gemeindeangehörigen
auferlegt werden können, und das sind nur Hand- und
Spanndienste. Niemals aber darf die Herstellung eines
ganzen Werks verlangt werden. Hiernach müssen alle
die Versuche durch Polizciverordnung oder Ortsstatut
die Bürgersteigsbaulast als eine öffentlichrechtliche
Naturalleistung der Anlieger zu fixieren oder zu be-
gründen, als verfehlt betrachtet werden.

Sol l durch den Erlaß eines Ortsstatuts eine be-
stehende Ungewißheit bezüglich des Trägers der Baulast

beseitigt werden, so kann dies nur in der Weise ge-
schehen, daß die Stadtgemeinde diese Verpflichtung als
Naturalleistung übernimmt, das heißt, daß im Orts-
statut klar ausgesprochen wird, daß die Herstellung
und Unterhaltung der Bürgersteige durch die Stadt
erfolgt; denn auch eine den Gcmeindcangehörigen ob-
liegende öffentlichrcchtliche Verpflichtung kann die Stadt
dnrch Ortsgefctz als Gemeindelast übernehmen. Als-
dann ist die Stadt aber auch berechtigt, ortsstatuarisch
die Deckung der ihr durch Erfüllung der Verpflichtung
erwachsenden Kosten ganz oder teilweise von den
Interessenten zu verlangen. Dies war bereits nach
der Städteordnung zulässig, da mit ministerieller Ge-
nehmigung besondere Steuern eingeführt werden durften,
die Erhebung dicfer Abgaben von den Interessenten
(Anliegern) sich aber als solch eine besondere Gemeinde-
steuer darstellt.

Jetzt nach dem Inkrafttreten des K. A. G. bieten
sich für die Gemeinden zwei Wege, in derartigen Fällen
die anliegenden Grundbesitzer heranzuziehen, die in
§ 9 und 20 dieses Gesetzes näher bezeichnet sind.
§ 9 berechtigt die Gemeinden, zur Deckuug der Kosten
für Herstellung und Uuterhaltung von Veranstaltungen,
welche durch das öffentliche Interesse erfordert werden,
von denjenigen Grundeigentümern, denen hierdurch
besondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen, Beiträge
zu erheben. Diese sollen sogar erhoben werden, wenn
sonst jene Kosten durch Steuern aufzubringen wären.
§ 20 gestattet den Gemeinden eine Mehrbelastuug
eines Teils des Gemeindebezirks oder einer Klasse von
Gemcindeangehörigen, wenn diesen eine Veranstaltung
der Gemeinde in besonders hervorragender Weise zn
statten kommt und eiue Bcitragserhebung nicht statt-
findet. Da mm Zweifellos mit Recht anzunehmen ist,
daß ein Bürgersteig dem anliegenden Grundbesitzer be-
sondere wirtschaftliche Vorteile bringt und ihm in her-
vorragendem Maße zu statten kommt, weil ein guter
Bürgersteig doch sicherlich den wirtschaftlichen Wert
seines Grundstücks erhöht, so ist eine Heranziehung der
Grundbesitzer sowohl auf Grund des § 9 als auch des
§ 20 K. A. G. möglich. Zu beachten ist aber, daß
die beiden Bestimmungen neben einander nicht an-
wendbar sind. Das ist selbst in dem Falle nicht zu-
lässig, daß der Kreis der eventuell Heranzuziehenden je
nach der Anwendung von § 9 oder § 20 ein ver-
schiedener sein würde. Es dürfen alfo niemals die-
jenigen, die nach der Bestimmung des einen Paragraphen
nicht getroffen werden können, auf Grund des anderen
herangezogen werden. Denn eine ausdrücklich in § 20
hervorgehobene Voraussetzung seiner Anwendbarkeit ist,
daß Beiträge gemäß § 9 für diese Veranstaltung nicht
erhoben werden. Die Gemeinden werden sich zunächst
darüber schlüssig zu machen haben, ob sie die Grund-
besitzer auf dem einen oder anderen Wege heranziehen
wollen. Es erscheint am natürlichsten, daß die Ge-
meinden in jedem einzelnen Falle, in dem sie einen
Bürgerstcig anlegen oder einen bereits bestehenden
regulieren oder neu befestigen, darüber beschließen, ob
und in welcher Weise eine Heranziehung der Anlieger
stattfinden soll. Ein derartiges Verfahren hat aber
das Oberverwaltungsgericht in einer Entscheidung vom
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3. November 1897 für unrichtig erklärt. Es handelte
sich dort uni die Pflasterung eines in einer bestimmten
Straße befindlichen Vürgcrsteigs, Zu dessen Kosten die
Anlieger die Hälfte nach Maßgabe der Frontlänge
ihrer Grundstücke beitragen sollten. (Die wesentlichsten
Rcchtsausführnngcn des Obervcrwaltnngsgerichts zur
Begründung feiner Ansicht sind in Band 32 Seite 126
bis 127 niedergelegt).

Nach dieser Entscheidung soll (wenigstens bezüglich
der Unterhaltung der Bütgersteige) eine allgemeine
Regelung für das ganze Straßennetz geschehen. Die
Gründe, die das Obcrverwaltnngsgericht hier gegen
eine Anwendung des ß 9 in einem Einzelfalle der
Straßennnterhaltnng anführt, sprechen auch in gleicher
Weise gegen die Anwendung des ß 20, denn der
Begriff „Veranstaltungen" in § 20 deckt sich gcnan
mit den: im § 9. Die Gemeinden werden daher ihre
Beschlüsse nicht den einzelnen Fällen vorbehalten können,
sondern zunächst einen allgemeinen Gemeindebcschlnß
darüber fassen müssen, ob bei der Unterhaltung nnd
dann am zweckmäßigsten auch gleich bei der Ncn-
herstellung der Bürgcrstcige Deckung der Kosten unter
Anwcndnng von § 9 oder 20 von den Anliegern zn
beanspruchcu ist. Das Gesetz geht nun meines Er-
achtcns davon aus, daß in allen Fällen, in den § 9
oder § 20 anwendbar ist, zunächst stets zu erwägen ist,
ob nicht Beiträge gemäß § 9 zn erheben sind. Dies
crgiebt sich darans, daß, wie bereits erwähnt, sich in
§ 20 die Bestimmung findet, daß dieser Paragraph nur
angewendet werden darf, wenn keine Beiträge erhoben
werden. Eine gleichartige Bestimmung fehlt bei ß 9.
Hier ist vielmehr sogar in gewissen Fällen ein Zwang
znr Erhcbuug von Beiträgen als möglich vorgeschrieben.
Der Gesetzgeber wi l l also offenbar erst den § 9 an-
gewendet wissen nnd erst, wenn die Erhebung von Bei-
trägen unzweckmäßig oder unthnnlich ist, soll der in
§ 20 angegebene Weg eingeschlagen werden. Es wird
daher auch hier zunächst zu prüfen fein, ob nnd aus
welchen Gründen die Anwendung des § 9 etwa nicht
geboten erscheint; nnd in der That muß uns eine all-
gemeine Regelnng der Bürgcrsteigsbanlast mit Rücksicht
ans die in Absatz 3—6 des § 9 gegebenen Vorschriften
bedenklich erscheinen.

Es bedarf hiernach eines ziemlich umständlichen
Verfahrens, nm einen Gcmcindebeschluß wegen Erhebung
von Beiträgen zur Durchführung bringen Zu können.
Es soll insbesondere der Plan und Kostenanschlag der
Veranstaltung vor der Bcschlnßfassuug zur Einsicht
der Beteiligten ausgelegt werden. Nun kann ja selbst-
verständlich bei der Fassung eines derartigen allgemeinen
Gemeindcbeschlnsscs von der Auslegung eines Plans
garnicht die Rede sein, denn es läßt sich ja nicht vor-
herbestimmen, welchen baulichen Maßnahmen die ein-
zelnen Bürgcrsteigc der Stadt ini Laufe der Zeit zu
unterwerfen sind. Es kann also ein derartiger Ge-
mcindebcschluß nnr ohne Auslegung eines Planes und
Kostenanschlages gefaßt werden.

Wie ist nun aber das Verfahren in den einzelnen
Fällen zu erledigen? — Die Gemeinde fchrcitet z. B.
zur Belegung eines Bürgcrsteigcs mit Platten in einer
bestimmten Straße und stellt den Plan und Kosten-

anschlag fest. Daß über die Ausführung dieser Arbeit
die Gemeinde beschließen muß, ist ja selbstverständlich,
mnß sie aber anch noch einen Beschlnß dahin fassen,
daß Beiträge gemäß dem generell gefaßten und bestä-
tigteu Gemeindcbeschluß zu erheben sind? Das erscheint
doch an nnd für sich widersinnig. Denn steht der
Gemeinde jetzt ein Beschluß über die Erhebung von
Beiträgen frei, so kann doch für sie kein Zwang
bestehen, in welchem Sinne sie zn beschließen hat, und
doch kann sie nicht gegen die einmal von ihr getroffene
Anordnung beschließen. Logisch richtig wäre somit nur
die Annahme, daß ein nochmaliger Gcmeindebcschluß
im Einzelfalle überflüssig ist. Wie steht es denn aber
mit der Anslcgnng des Planes und des Kostennach-
weiscs? Nach den: Kommissionsbericht des Abgeordneten-
hauses ist diese Auslcguug vorgeschrieben worden, um
den Beteiligten durch cm geordnetes Verfahren einen
größeren Schutz gcgcu uugerechte Überlastung zn
gewähren. Es soll ihnen die Möglichkeit gewährt
werden, von den Plänen rechtzeitig Kenntnis zu erlangen
uud ihre Einwendungen geltend zu machen. Es wird
daher schwerlich auf die Auslegung des Planes und
des Kostennachweises verzichtet werden können. Aber
welche Bedeutung könnten etwaige Einwendungen haben?
Ist ein Gcmeindcbcschluß im Einzelfall nicht zu fassen,
so bedarf es auch keiner Bestätigung des Bezirks-
ausschusses, denn nnr der Gcmeindcbcschluß, nicht auch
der Plan bedarf der Genehmigung desselben. Die
Einwendungen würden also garnicht in die höhere
Instanz gelangen können. Hierdurch würde aber gerade
den Beteiligten der ihnen in § 9 gewährte Schutz ab-
gcschuitteu werden. Die Anwendung des § 9 in
uuserem Falle gicbt also doch zn recht erheblichen Be-
denken Anlaß.

Das fühlt auch das Obcrvcrwaltungsgericht.
Es hat sich aber über diese Bedenken hinweggesetzt
und seiueu Standpunkt gelegentlich einer Entscheidung
vom 17. November 1899 in Band 36, Seite 104—106
dargelegt.

Das Oberverwaltnngsgericht hält hiernach eine
allgemeine Norm feststellende Beschlußfassung und so-
dann noch eine besondere Beschlußfassung in jedem
einzelnen Falle für erforderlich nnd bezeichnet dies
als eine zulässige Art der Teilung des in § 9
vorgeschriebenen Verfahrens. Nach dieser Rechtsauf-
fasfnng kann es allerdings keinem Bedenken unterliegen,
eine allgemein ortsstatntarische Regelung der Bürgcr-
stcigsbaulast auf Grund des § 9 K. A. G. vorzu-
nehmen. Das Obcrverwaltnngsgericht scheint sogar
anzunehmen, daß auch eine von dem generellen Beschluß
abweichende Bemessung der Höhe der Beiträge statt-
finden kann, da ja die Beiträge nach den Vorteilen,
die der einzelne Pflichtige erlangt, zu bemesseu sind
uud diese sehr wohl iu den einzelnen Fällen verschieden
sein können. Ich halte das jedoch nicht für zulässig,
deun was für eine Bedeutung hätte dann ein genereller
Beschluß, der sowohl den Maßstab für die Verteilung,
wie den auf die Anlieger zu verteilenden Prozent-
satz ein für allemal festsetzt? Von Bedeutung könnte
er nnr dann sein, wenn nnr das Recht der Heran-
ziehung der Anlieger allgemein festgesetzt und sowohl
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bezüglich des Maßstabes als der Höhe des Anteils
nur generelle Anordnungen getroffen sind, die nähere
Bestimmuug aber dem Einzelfalle vorbehalten wird.
Und hierauf scheint auch das Oberverwaltuugsgericht
hinauskommen zu wollen. Allein für zweckmäßig könnte
ich das höchstens für größere Städte erachten, in
welchen die Verhältnisse ja in der That sehr verschieden-
artig sein können. Für mittlere und kleinere Städte
ginge aber gerade der Vorteil, den meines Erachtcns
eine ortsstatutarische Regelung bringen soll, verloren,
daß nämlich eine vollständige Sicherheit über den
Umfang der Verpflichtuug der Grundbesitzer geschaffen
werden soll. Auch würdeu durch eine solche allgemeine
Regeluug deu Iutcresseukämpfen, die sich erfahrungs-
gemäß gerade bei Vorbelastungen innerhalb der Ge-
meindeverwaltung uud zwischeu dieser und den Beteiligten
abspielen, wenig vorgebeugt werden.

I m übrigen bemerke ich noch, daß das Obervcr-
waltungsgcricht in einer späteren Entscheidung, und
zwar in einer Graudeuzer Augclegcnheit, darauf hin-
gewiesen hat, daß nach dem^rkenntnis vom Jahre 1897
das Straßennetz nnr in Bezug auf seiue Unterhaltung
als ein einheitliches anzusehen ist, daß aber „Neuan-
legungen von Straßen" sehr wohl als eine selbständige
Veranstaltung gelten können. Hiernach würde es auch
bezüglich der Herstellung von Bürgersteigcn einer all-
gemeinen Regelung nicht bedürfen, doch halte ich sie,
wie bereits bemerkt, für Zweckmäßig, da die Herstelluug
eines Bürgersteiges in jedem einzelnen Falle im wesent-
lichen dieselben Vorteile bringen wird.

Zulässig ist hieruach eine Regelung dieser An-
gelegenheit auf Grund des § 9. Diese Beitragserhöhung
hat aber das Misliche, daß immer noch in jedem ein-
zelnen Falle das ziemlich umständliche Verfahren gemäß
Absatz 3—6 des § 9 stattfinden muß. Eine Mehrbe-
lastung auf Gruud des § 20 regelt aber die Angelegen-
heit ein für alle M a l .

Aber noch einen weiteren Nachteil bietet § 9
gegenüber ß 20. Sollen Beiträge erhoben werden, so
bedeutet das, daß nicht die gesamten Aufwendungen
zum Ersatz gestellt werden dürfen, daß vielmehr stets
ein Teil von der Allgemeinheit getragen werden muß.
Dieser Nachteil ist aber nicht von Bedeutung, denn es
läßt sich nicht verkennen, daß gute Bürgersteige auch
der Allgemeinheit nützen; es darf daher nicht das Be-
streben der Gemeinde sein, diese gänzlich frei zu lassen.

Hiernach spricht für die Anwendung des § 20
im vorliegenden Falle nur der Umstand, daß der ein-
mal generell gefaßte Beschluß in jedem einzelnen Falle
ohne weiteres Verfahren durchgeführt werden kann.

Gegen die Anwenduug des § 20 ist aber anzu-
führen, daß eine solche Mehrbelastung niemals diejenigen
treffen kann, die von der Entrichtuug der Grund- und
Gebäudesteuer befreit sind. Es würde hiernach also
von zwei Nachbarn, denen die Veranstaltung in gleicher
Weise Zugute kommt, der eine herangezogen werden
können, während der andere frei bleiben müßte. Das
ist eine große Unbilligkeit, und diese Härte müßte meines
Trachtens schon ausschlagend für die Wahl des § 9
5ein. Denn ist einmal eine Vorbelastung einzelner

Interessenten gegenüber der Gesamtheit der Steuerzahler
gestattet, so kann es nur der Absicht des Gesetzgebers
entsprechen, wenn diese Interessenten gleichmäßig, den
ihnen erwachsenden Vorteilen entsprechend, herangezogen
werden. Daß ihre Heranziehung trotz ihrer Befreiung
von Rcalsteuern Zu Beiträgen nach § 9 statthaft ist, ist
in der Praxis allgemein anerkannt.

Endlich möchte ich noch erwähnen, daß ein auf
§ 20 gestütztes Statut vielleicht auch bezüglich seiner
Genchmiguug auf Schwierigkeiten stoßeu würde, denn
da die Gemeinden zunächst auf § 9 gewiesen sind und
sogar auch ein eventueller Zwang zur Erhebung von
Beiträgen Zulässig ist, so würde es erst einer eingehenden
Begründung bedürfen, warum von der Beitragserhebung
abgesehen werden soll.

Ich kann hiernach nur empfehle«, daß in allen
den Städten, in welchen Zweifel darüber bestehen, wem
die Bürgersteigslast obliegt, eiu Ortsstatut erlassen wird,
in welchem

1. die Übernahme dieser Last auf die Stadt aus-
gcfprocheu wird,

2. die Erhebung von Beiträgen Zu den der Stadt
erwachsenden Kosten von den anliegenden Grund-
besitzern angeordnet wird.
Selbstverständlich kann die letztere Anordnung

auch in den Gemeinden getroffen werden, denen zweifel-
los die Bürgersteigsbaulast obliegt.

Der Maßstab, nach welchem die Kosten auf die
einzelnen Beteiligten verteilt werden sollen und die
Höhe des Kostenanteils, den die Anlieger übernehmen
sollen, kann in dem Statut eiu für alle M a l festgelegt
Werden; es kann dies aber auch den: Beschluß in den
eintretenden einzelnen Fällen vorbehalten werden. Ich
habe mich aber ja bereits für das erstere ausgesprochen.
Als Maßstab wird die Frontlänge des Grundstücks
immer noch am einfachsten uud daher auch am zweck-
mäßigste:: sein, es können aber auch der Wert des
Grundstücks oder die für dasselbe zu zahlenden Real-
steucrn als Maßstab angesetzt werden. I n welchem
Verhältnisse die Anlieger zur Allgemeinheit heranzu-
ziehen sind, muß natürlich dem Ermessen einer jeden
Gemeinde überlassen bleiben, ebenso, welche baulichen
Maßnahmen sie unter Herstellung und Unterhaltung
der Bürgerstcigc begriffen wissen wi l l , und dies im
Statut auszusprechen.

Zum Schluß habe ich uur uoch zu bemerken,
daß sich derartige ortsstatutarischc Anordnungen nur
auf diejenigen Straßen beziehen, die nicht durch ein
auf Grund des Fluchtliniengefetzcs erlassenes Statut
bereits getroffen sind, daß aber die Gemeinden nicht
nur die Baulast bezüglich der Bürgelsteige, sondern
auch die gesamte Straßenbaulast auf diese Weise
regeln können.

Ich habe mir erlaubt, Ihueu auch hier einen
Statutenentwurf vorzulegen. )̂ — Erläuterungen dazu
sind kaum erforderlich. Nur bezüglich des § 3 möchte
ich etwas bemerken. Sie haben sich vielleicht gewundert,
wie ich gerade zu den dort aufgeführten Zahlen ge-

Siehe Anlage IV. ^ . III.
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kommen bin und werden mir vielleicht einwenden, daß
die Beiträge doch nach den dem einzelnen Gruudstück
zu gute kommenden Vorteilen bemessen werden sollen-
Darauf erwidere ich, daß die Wahl der Zahlen rein
in finanzpolitischem Sinne erfolgt ist uud daß ich
gerade diejenigen noch ein Bischen mehr heranziehen
zu sollen glanbte, von denen man sonst keine Steuern
bekommt.

Witb erichterstntter, Stadtrat Dr. Mermaml'Tanzig:
Meine Herren! Auch heute kann ich sachlich den Aus-
führungen des Herrn Referenten nur beistimmen. Ich
wi l l mich daher ans einzelne erläuternde Bemerkungen
zu den Entwürfen beschränken, die ich Ihnen gedruckt
vorgelegt habe uud deren Lektüre ich Ihnen hcnte selbst
überlassen wi l l . Der heutige Gegenstand ist insofern
interessanter, als der gestrige, als er n u r im Wege
ortsrechtlicher Bestimmungen geregelt werden kann,
während wohl die meisten Fälle, auf welche die gestern
besprochenen Statute Auwendnng finden können, vorher
dnrch Vereinbarung mit den Interessenten geregelt werden.

Das Recht der Vürgersteige hat eine spezielle
gesetzliche Regelung nicht erfahren. Als Bestandteile
der öffentlichen Straßen gelten sie als Gemcindcanlagcn,
die von der Gemeinde herzustellen und zn unterhalten
sind, soweit nicht etwas anderes durch örtliches Her-
kommen bestimmt wird. Ein solches Herkommen gilt
in einer großen Anzahl, vielleicht in der Mehrzahl der
größeren Städte. Ob dies auch für die kleinen Städte
unserer Provinz zutrifft, habe ich nicht ermittelt. Der
Inha l t eines folchen Herkommens pflegt der Zn sein,
daß znr Herstellung uud Uuterhaltung der Bürgcrsteige
nach den Bedürfnissen des Verkehrs gegenüber der
Polizeibehörde die Eigentümer der anliegenden Grund-
stücke verpflichtet sind. Ein solches Herkommen gilt,
Wenn es einen allgemeinen Charakter hat, für bebante
und unbebaute Gruudstücke, für alle im Verkehrs-
intcresse erforderlichen Maßnahmen an den Bürger-
steigen und sowohl für alte wie für neu angelegte
Straßen. Das Oberverwaltungsgcricht hat den Nachweis
des Bestehens eines solchen Herkommens nicht übermäßig
erschwert. Es genügt, wenn dnrch Zeugen dargethan
wird, daß seit langer Zeit die Übung bestanden hat,
von Polizei wegen die Anlieger der Bürgersteige znr
Instandsetzuug derselbe:: anzuhalten, wenn auch ein-
zelne Fälle vorgekommen sind, in denen aus Nach-
giebigkeit seitens der städtischen Verwaltung oder infolge
von Zweifeln bezüglich der Rechtslage anders verfahren
worden ist.

Wenn eine Verpflichtung der Anlieger durch
Herkommen nicht begründet ist, kann sie weder durch
Polizeiverordnnng noch durch Ortsstatut begründet
werden; denn durch Polizcivcrordnung können nur die
durch das materielle Recht begründeten Verpflichtungen
geregelt, aber nicht solche auf andere übertrage:: werden,
uud eiu Ortsstatut kam: nur Pflichten gegenüber der
Stadt, aber nicht gegenüber der Polizeibehörde begründen.
Besteht das Herkommen, dann können durch Polizei-
verordnung die Leistungen genau bestimmt werde::, die
den Anliegern zum Zwecke der dem Bedürfnis ent-
sprechenden Instandhaltung der Bürgersteige obliegen.

und die Stadt braucht sich dann um die Augelegeuheit
nicht weiter zu kümmern. Wi l l sie dies aber dennoch
thun, weil das Bestehen des Herkommens zweifelhaft
ist, oder weil die Belastung der Anlieger als eine zu
schwere erscheint, oder weil die Arbeiten in städtischer
Regie schneller, gleichmäßiger und besser ausgeführt
werde::, da:::: kann sie im Wege statutarischer Be-
stimmung freiwillig der Polizei gegenüber die herkömmlich
den Anliegern obliegende Pflicht übernehmen.

Hat nuu die Stadt, sei es aus Mangel eines
abweichenden Herkommens, sei es infolge freiwilliger
Übernahme trotz eines solchen Herkommens die Ver-
pflichtung Zur Hcrstelluug und Unterhaltung der Bürger-
steige, da:::: kommt in Frage, ob sie die ihr dadurch
entstehenden Kosten auf die Anlieger als Interessenten
abwälzen kann. Dies ist nach Maßgabe des § 9 oder
des § 20 des Kommunalabgabengesctzcs möglich, wenn
die Anlegung, Neubefcstiguug uud Unterhaltung der
betreffenden Bürgcrsteigc als „Veranstaltuug" im Sinne
des Gesetzes angesehen werden kann. Daß den An-
liegern dnrch die fraglichen Maßnahmen besondere
wirthschaftliche Vorteile vor den übrigen Gemcindcmit-
gliedern erwachsen, ist fraglos.

Die Streitfälle, in denen die von dem Herrn
Referenten angeführten Entscheidungen des Obcrver-
waltungsgcrichts ergangen sind, haben sich in der Stadt
Brieg abgespielt. I n diesen Entscheidungen wird als
Grundsatz des Kommuualabgabeugcsctzcs hcrvorgchobeu,
daß, wenn zn den Kosten einer Veranstaltuug die
Interessenten herangezogen werden sollen, a l l e Inter-
essenten nach g le ichmäßigen Grundsätzen heran-
gezogen werden müssen, nnd in Anwendung dieses
Grundsatzes auf das Straßeurccht ist dargelegt, daß in
der Regel das ganze Straßennetz einer Stadt eine
Veranstaltung bildet (nnr ausnahmsweise seien Aus-
führungen an einzelnen Straßen als „selbständige Ver-
anstaltung" auzusehen); daß daher, wenn eine Heran-
ziehung der Interessenten beabsichtigt werde, die Inter-
essenten des ganzen Straßennetzes gleichmäßig heran-
gezogen werden müßten; daß indessen diese Heran-
ziehung der Interessenten des ganzen Straßennetzes
nicht bei jeder einen einzelnen Teil desselben be-
treffenden Ausführung zu erfolgen brauche, sondern
daß sie in eine Anzahl zeitlich getrennter Akte zerlegt
werden könne, die erst zusammengenommen ans der
Grundlage einer generellen statutarischen Bestimmung,
eine gleichmäßige Heranziehung aller darstellen. — Es
brauchen also jedesmal nnr die Anlieger desjenigen
Teils des Straßennetzes herangezogen werden, an
welchem Ausführungen vorgenommen sind, wenn nur
sichergestellt ist, daß auch die Anlieger jedes andern
Teils in gleicher Weise an die Reihe kommen, sobald
dort ähnliche Ausführungen vorgenommen werden.

Die Heranziehung bedarf alfo einer generellen
und einer speziellen Regelung: einer generellen durch
eine statutarische Bestimmung, durch welche sichergestellt
wird, daß die städtische Verwaltung in allen Fällen
der fraglichen Art die Heranziehung der Interessenten
nach bestimmten Grundsätzen in Erwägung zieht, und
einer speziellen in jedem einzelnen Fal l durch ein den
Vorschriften des § 9 des Kommunalabgabengesetzes
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entsprechendes Verfahren oder durch eine Mehrbelastung
nach § 20 des Gesetzes im Wege des Gemeindebeschlusses.

Aufgabe des heutigen Vortrages ist es, Vor-
schläge für die generelle Regelung der Heranziehung
zu machen. Auf Grund des § 9 habe ich die in dem
verteilten Druckstück^) unter I V und V abgedruckten
Statute entworfen, welche gleichbedeutend sind und sich
nur dadurch unterscheiden, daß das eine ausführlicher
ist als das andere, auf Grund des § 20 aber habe ich
den unter V I abgedruckten Gemeindebcschluß entworfen.

Inbetreff der Frage, ob sich die Regelung auf
Grund des § 9 oder des § 20 empfiehlt, ist zu er-
wägen, daß die Regelung nach § 9 eine billigere Be-
rücksichtigung der besonderen Verhältnisse der einzelnen
Heranziehenden gestattet, aber ein erheblich umständ-
licheres Verfahren nötig macht, während die Heran-
ziehung auf Grund des § 20 für die Verwaltung be-
quemer ist, aber für die Herangezogenen größere Härten
mit sich bringen kann und überdies diejenigen Anlieger
nicht trifft, die von der Grund- und Gebäudesteuer
frei sind.

Wir haben in Danzig für die innere Stadt die
Regelung auf Grund des § 20 vorgenommen, und
diefe hat sich in der Praxis sehr gut bewährt. Für
die Vorstädte haben wir sie nicht eingeführt, weil sie
dort für Grundstücke mit langen Fronten und geringem
Nutzungswert eine zu schwere Belastung mit sich bringen
würde. Wir beabsichtigen für die Vorstädte eine
Regelung auf Grund des § 9 einzuführen.

Auch bei den Bürgersteigen kann ich nicht em-
pfehlen, laufende Unterhaltungskosten durch Beiträge
oder Mehrbelastung der Interessenten zu decken. Es
würde das eine ziemlich gleichmäßige Belastung sämt-
licher Grundbesitzer der Stadt sein, und man würde
dadurch also nicht sehr viel anderes erreichen, als durch
Deckung der Kosten aus der allgemeinen Grund- und
Gebäudesteuer. Nur erspart man bei letzterem Ver-
fahren die Weitläufigkeiten einer besonderen Veran-
lagung, was jedenfalls zu empfehlen ist.

Das Recht der Bürgersteige findet sich in sehr
gründlicher und umfaßender Weise auf Grund der
Gesetzgebung uud Rechtsprechung zusammengestellt in
2 Aufsätzen im 20. Bande des Pr. Verwaltungsblatts
unter der Überschrift: „Neueres vom Bürgersteige".

Ich habe zum Schlüsse (unter Nr. V I ) noch einen
Statutcntwurf vorgelegt, der eine Heranziehung der
Interessenten auch in anderen Fällen straßenbaulicher
Veranstaltungen, als bei Anlegung neuer Straßen und
bei Ausführungen an den Bürgersteigen auf Grund des
§ 9 des Kommunalabgabengesetzes ermöglichen soll. Die
Verbreiterung oder Ncupflasterung einer historischen
Straße, die Eröffnung eines neuen Verkehrsweges durch
den Bau einer Brücke, einer Überführung oder einer
Unterführung, die Herstellung einer rationellen Ent-
wässerungsanlage kann einem beschränkten Kreise von
Interessenten ebenso große besondere wirtschaftliche
Vorteile bringen, wie die Anlegung einer neuen Straße
oder die Einrichtung eines Bürgcrsteiges den Anliegern.

Siehe Anlage IV. L.

Es können dadurch der Stadt bedeutende Kosten er-
wachsen, deren anteilige Deckung durch Heranziehung
jener Interessenten durchaus der Billigkeit entspricht.
Nach der erwähnten Rechtsprechung des Obcrverwaltungs-
gerichts, welche regelmäßig das ganze Straßennetz als
eine einheitliche Veranstaltung behandelt wissen wi l l , ist
eine solche Heranziehung im einzelnen Fall nur dann
zulässig, weun sie generell durch statutarische Bestimmung
vorgesehen ist, oder wenn die betreffende Ausführung
ausnahmsweise als „selbständige Veranstaltung" zu
beurteilen ist. Ich kann deshalb den Erlaß eines Statuts,
wie es am Schlüsse meines Druckstücks entworfen ist,
nur befürworten. Diefer Entwurf ist nach dem Muster
eines neuerdings in Charlottcnburg erlassenen, dort
unter Mitwirkung des bekannten Verwaltungsrechtlers
Excellenz I e b c n s zustande gekommenen Statuts auf-
gestellt.

Freilich wi l l ich nicht unterlassen, darauf hinzu-
weisen, daß es dem Geiste des Kommunalabgabengesetzes
und den idealen Zielen der städtischen Selbstverwaltung
nicht einspricht, bei jeder Gelegenheit die Bürgerschaft
in verfchiedene Interessentengruppen aufzulösen, sondern
daß es erstrebenswerter ist, in der Regel die ganze
Stadt als eine Veranstaltung anzusehen, bei der alle
Bürger gleichmäßig interessiert sind und zu dereu Kosten
alle nach dem Maße ihrer Leistungsfähigkeit, aber nach
gleichmäßigen Grundsätzen, nämlich durch ihre Steuern,
beizutragen haben.

Vorsitzender, Oberbürgermeister Delbriick: Meine
Herren! Ich eröffne die Diskufsion über die beiden
eben gehörten Referate. Wird das Wort gewünscht?

Bürgermeister Jung-Lautenburg: Meine Herren!
Die soeben zum Vortrag gekommene Angelegenheit ist
in Lautenburg bereits praktisch durchgeführt. Es ist
hier vor etwa zwei Jahren ein Ortsstatut bezüglich der
Herstellung und Unterhaltung der Bürgersteige erlassen
worden, welches die Bestätigung des Bezirksausschusses
erhalten hat. Danach erfolgt die Neuanlegung, Um-
legung und Unterhaltung der Bürgersteige durch die
städtische Verwaltung. Die Verteilung der Beiträge
geschieht auf Grund des § 9 des K. A. G. Die an-
grenzenden Grundstückseigentümer haben 88^/3 °/o der
Unterhaltung^ und 50"/<> der Neuanlegungskosten zu
erstatten. Es muß in jedem Falle zunächst von den
städtischen Behörden beschlossen werden, welche Straßen
mit Trottoir versehen werden sollen. Dann wird ein Plan
nebst Kostcnnachweis öffentlich ausgelegt uud uach Ab-
lauf der Einspruchsfrist dem Bezirksausschuß zur
Genehmigung übersandt. Wir haben auf Grund dieses
Ortsstatuts in den letzten Jahren schon in verschiedenen
Straßen Trottoir gelegt, Einsprüche wurden vom
Bezirksausschuß stets zurückgewiesen. Es ist ein etwas
umständlicher Weg; weun die Vorbereitungen aber
rechtzeitig getroffen werden, läßt sich alles glatt ab-
wickeln.

Vorsitzender Oberbürgermeister Delurück: Meine
Herren! Es hat sich niemand mehr zum Worte gemeldet.
Die Diskussion ist geschlossen. Ich möchte es nicht unter-
lassen, den Herren Referenten im Namen des Städtetages
für die wirklich mühevolle und nach meiner Auffassung für

14
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die Mehrzahl von uns wirklich wertvolle Arbeit, die sie
geleistet haben, zu danken, insbesondere für die Ab-
fassung der Musterstatute. Sie werden für diejenigen,
die diese Materie regeln wollen, sicherlich sehr wertvolle
Vorbilder bieten. Ich bin daher überzeugt, daß dieser
Teil der Tagesordnung für viele von uns eine Quelle
der Belehrung und des Vorteils bilden wird.

Damit ist die Tagesordnung erschöpft.
Ich würde dann zum Schlüsse des Städtetages

kommen, möchte das aber nicht thun, bevor ich an

dieser Stelle nochmals den Graudenzer Gastfreunden
im Namen des Städtetages herzlich gedankt habe für
alle Veranstaltungen, die sie getroffen, für alles, was
sie gethan haben, um den Besuch ihrer Stadt nicht
nur schön, sondern auch belehrend zu gestalten.

Meine Herren! Ich erkläre den elften west-
preußischen Städtetag für geschlossen.

Schluß Uhr.
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IV. Anlage zu ^unkt 5 der Tagesordnung.

Entwürfe des Berichterstatters, Ersten Bürgermeisters Kiihnaft-Graudenz.

I.

Ortsstawt
betreffend

den Znban an Straßen und deren Herstellung.

Ans Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. M a i 1853 und
der ß§ 12 uud 15 des Gesetzes vom 2. J u l i 1875 betr. die Anlegung
und Veränderung von Straßen und Plätzen wird für den Bezirk der
Stadt Folgendes bestimmt:

Bei Anlage neuer oder Verlängeruug schou bestehender Straßen durch
die Stadtgememde sind, wenn solche zur Bebauung bestimmt sind, die
Eigentümer der angrenzenden Grundstücke, sobald sie Gebäude au der
neuen Straße errichten, verpflichtet, der Stadtgemeinde diejenigen Kosten
zu erstatteu, welche ihr durch die Freilegung, die erste Einrichtung der
Straße und die Herstellung der Entwässerung^- und Beleuchtungsvorrich-
tungen entstanden sind.

§ 2.
Zu den Kosten der Freilegung gehören auch die Kosten des Erwerbes

des Straßengeländes. Is t dies zum Tei l unentgeltlich von Anliegern ab-
getreten, so wird dessen Wert unter angemessener Berücksichtigung des Preises
des gegen Zahlung erworbenen Geländes von dem Magistrat festgesetzt und
bei Ermittelung der Grunderwerbskosten in Rechnung gestellt, demnächst aber
denjenigen Anliegern auf ihren Beitrag angerechnet, von deren Grundstücken
Gelände unentgeltlich abgetreten worden ist.

8 3.
Zu den Kosten der ersten Einrichtung gehören die Kosten der ersten

Herstellung des Straßenkörpers, die Befestigung desselben, einschließlich des
Bürgersteiges, in der dem Bedürfnis entsprechenden Weise und seines An-
schlusses an eine schon bestehende Straße.

§ 4.
Die Kosten der in den §§ 1—3 angegebenen Aufwendungen werden

für die ganze Straße, oder, falls eine Straße ihrer Längenausdehnung
nach in solchen Teilen angelegt ist, die durch ihre Begrenzung (Querstraßen,
Wasserläufe, Eisenbahnen u. dergl.) oder sonstige thatsächliche Verhältnisse
sich als besondere'Abschnitte kennzeichnen, für diese Abschnitte getrennt
zusammengestellt und auf die einzelnen anliegenden Grundstücke im Ver-
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haltnis ihrer die Straße berührenden Grenzen mit der Maßgabe vertheilt,.
daß bei Straßen von mehr als 26 Metern Breite nur ein nach dem
Verhältnis von 26 Metern zu der Gesamtbreite der Straße zu berechnender
Betrag zur Verteilung auf die Anlieger gelangt.

I n einzelnen Fällen können die hiernach zu leistenden Beiträge den
Anliegern ganz oder teilweise durch Gemeindebeschluß erlassen oder herab-
gesetzt werden.

§ 5.

Den in den §§ 1—4 bezeichneten Verpflichtungen unterliegen unter
den gleichen Voraussetzungen auch die Anlieger an bereits vorhandenen
Straßen und Straßenteilen, an denen Gebäude noch nicht errichtet sind.

§ 6.

Die Errichtung von Wohngebäuden, welche nach Straßen, die noch
nicht gemäß den baupolizeilichen Bestimmungen für den öffentlichen Verkehr
und den Anbau fertiggestellt sind, einen Ausgang haben sollen, ist untersagt.

^ . . < cn 5. .̂  ^ . . . -.. < ^ < ^ Gemeindebeschluß
Unter Zustimmung der Baupokzeibehorde kounen jedoch durch . Wamset
Ausnahmen in Einzelfällen unter näheren, besonders festzusetzenden Bedingungen
gestattet werden. I n diese Bedinguugen ist regelmäßig die Verpflichtung
des Bauherrn aufzunehmen:

^) das von dem an die Straße grenzenden Grundstück zu der Straße
benötigte Gelände unentgeltlich, Pfand- und lastenfrei und kostenlos
der Stadtgemeinde zu übereignen;

d) die für die Freilegung und Herstellung der Straße erforderlichen
Kosten in dem in den §ß 1—4 bezeichneten Umfange sicherzustellen.

Zur Anlage einer neuen Straße ist die Genehmigung des Magistrats
erforderlich. Diese Genehmigung verpflichtet den Unternehmer, sofern nicht
ein privatrechtliches Abkommen zwischen dem Unternehmer und dem Magistrat
abgeschlossen wird, zur Herstellung und zur unentgeltlichen, kosten- und
lastenfreien Übereignung der Straße einschließlich der Entwässerungs- und
Beleuchtungsvorrichtungen an die Stadtgemeinde binnen einer bestimmten

Frist.
Ist die Ausführung der Straße nicht bedingungsgemäß oder nicht

vollständig und rechtzeitig erfolgt, so ist die Stadtgemeinde berechtigt, das
Fehlende auf Kosten des Unternehmers ausführen zu lassen.

Insoweit die Stadtgemeinde nicht von letzterem Befriedigung für die
von ihr aufgewandten Kosten zu erlangen vermag, bleibt ihr die Heran-
ziehung der Anlieger nach Maßgabe der §§ 1—4 vorbehalten.

Die Stadtgemeinde übernimmt die bauliche Unterhaltung der vorschrifts-
mäßig hergestellten und übereigneten Straße sofort, doch hat der Unter-
nehmer der Stadt noch alle diejenigen Aufwendungen zu ersetzen, welche
die Stadt zu deren Unterhaltung innerhalb der ersten fünf Jahre vom
Tage der Übergabe ab hat machen müssen.



II.

Polizei - Verordnung
betreffend

Anlage und Fertigstellung von Straßen im Zezirk
der Stadt

Auf Grund der §ß 5 und 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung
vom 11. März 1850 und des ß 143 des Gesetzes über die allgemeine
Landesverwaltung vom 30. Ju l i 1883 wird unter Zustimmung des Magistrats
folgende Polizeiverordnung erlassen:

E i n z i g e r P a r a g r a p h .
Eine Straße oder ein Straßenteil gilt in baupolizeilicher Hinsicht

als für den öffentlichen Verkehr und Anbau fertiggestellt, wenn und insoweit
1. die Straße oder der Straßenteil in der Fluchtlinie freigelegt

und der Stadtgemeinde übereignet ist;
2. Fahrbahn und Bürgersteig in einer dem Bedürfnis entsprechenden

Weise gepflastert oder anderweit befestigt sind;
3. die erforderlichen Wasserleitungs-, Entwässerungs- und Beleuch-

tungsvorrichtungen hergestellt sind;
4. der Anschluß an wenigstens eineH Straße bewirkt ist.

III.

Ortsftawt
betreffend

die Heranziehung der Anlieger zu den Kosten der Her-
stellung und Unterhaltung der Mrgersteige.

Anf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Ma i 1853
und des ß 9 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Ju l i 1893 wird für
den Bezirk der Stadt Folgendes bestimmt:

§ 1.
Die Herstellung, Umlegung und Unterhaltung der Bürgersteige

erfolgt durch die Stadt (soweit sie nicht durch Unternehmer von Straßen-
anlagen nach Maßgabe der Bestimmungen des Ortsstatuts vom

betreffend den Anbau an Straßen und deren
Herstellung geschieht).

§ 2.

Zur Herstellung des Bürgersteiges gehört:
1. der Erwerb, die Freilegung und Einebnung des Geländes

entsprechend den festgesetzten Fluchtlinienplänen;
15
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2. die Befestigung desselben in der dem Verkehrsbedürfnis

entsprechenden Weise;

3. die Anbringung des Bordsteins.

8 3.

Zu deu durch Herstellung, Umlegung und Unterhaltung der

Bürgersteige entstehenden Kosten werden, sofern nicht die Bestimmungen des

Ortsstatuts vom betreffend den

Anbau an Straßen uud deren Herstellung Anwendung finden, Beiträge

von denjenigen Grundbesitzern erhoben, vor deren Grundstücken der Bürger-

steig hergestellt, umgelegt oder unterhalten ist. Diese Kosten werden nach

Straßen oder Straßenteilen zusammengerechnet uud auf die einzelnen Grund-

stücke im Verhältnis der Länge der Front, mit der sie an den Bürger«

steig grenzen, verteilt. Zu den so ermittelten Einzelbeträgen haben bei-

zutragen:

1. s/io diejenigen Grundstückseigentümer, die von Gemeindesteuern

befreit sind;

2. 2^ die Besitzer derjenigen Grundstücke, auf welchen innerhalb

der letzten fünf Jahre Neubauten oder größere Umbauten an

der Straße ausgeführt sind;

3. "2 alle übrigen Grundstückseigentümer.

Entwürfe des Mitberichterstatters, Stadtrats Di-. Zckermann - Danzig.

I .

Ortsstatut
für die Stadt

betreffend

das Manen an unfertigen Straßen.

Auf Gruud des § 11 der Städteordnung vom 30. M a i 1853 und

des § 12 des Gesetzes vom 2. J u l i 1875 betr. die Anlegung und Ver-

änderung von Straßen und Plätzen 2c. wird für den Gemeindebezirk der

Stadt uuter Aufhebung des Ortsstatuts vom

mit Zustimmung der Stadtverordneten-Versammlung

(Beschluß vom ........) Folgendes festgesetzt:

An einer Straßenstrecke, die noch nicht den jeweilig geltenden polizei-

lichen Vorschriften entsprechend für den öffentlichen Verkehr und den

Anbau fertiggestellt ist und die auch beim Inkrafttreten des Ortsstatuts

vom noch nicht als ebenbürtiges, in seiner Ar t
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fertiges Glied des öffentlichen Straßennetzes dem inneren städtischen Ver-
kehr und Anbau gedient hat („historische Straße"), dürfen Wohngebäude
mit unmittelbaren oder mittelbaren Ausgängen nach dieser Straßenstrecke
nicht errichtet werden.

Dieses Verbot erstreckt sich auch auf die Errichtung von Gebäuden,
die nur teilweise zu Wohnzwecken dienen, auf die Einrichtung vorhandener
Gebäude zu Wohnzwecken und anf die Anlegung von Ausgängen nach
der unfertigen Straße bei vorhandenen Wohngebäuden.

§ 2.
Als Straßenstrecke, die hinsichtlich ihrer Fertigstellung als Einheit zu

beurteilen ist, gilt jeder Teil eines Straßenzuges, der sich durch örtlich
hervortretende Merkmale als Abschnitt darstellt.

^ 3.

I n geeigneten Fällen kann der Magistrat unbeschadet der Rechte der
Polizeibehörde Ausnahmen von dem Verbot zu Gunsten solcher Anlieger
gestatten, die das von ihnen zur Freilegung der Straßenstrecke abzutretende
Gelände unentgeltlich abtreten und zu den Kosten des künftigen Ausbaus
der Straße einen Beitrag leisten oder sicherstellen, der mindestens der
durch das Ortsstatut vom begründeten Erstattungs-
pflicht der Anlieger entspricht.

Die Gestattung der Ausnahme kann aber nach Lage des Falles von
weitergehenden Bedingungen abhängig gemacht werden, namentlich wenn
die Straßenstrecke nur einseitig zu bebauen oder wenn aus anderen
Gründen ein Teil der Anlieger in absehbarer Zeit nicht zur Kosten-
erstattung heranznziehen ist.

§ 4.
Dieses Ortsftatut tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft.

II.

PoNzewerordnung
für die Stadt

betreffend

Fertigstellung von Straßenftrecken für den öffentlichen
Verkehr und den Anbau.

Auf Gnmd der ß§ 5, 6 des Polizeiverwaltuugsgesetzes vom
11. März 1850 und des § 143 des Landesverwaltungsgesetzes vom
30. J u l i 1883 wird für den Gemeindebezirk der Stadt
mit Zustimmung des Magistrats Folgendes bestimmt:

Eine Straßenstrecke ist für den öffentlichen Verkehr und den Anbau
fertiggestellt, wenn
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^) die Grundstäche innerhalb der festgesetzten Fluchtlinien freigelegt unk
in das Eigentum der Gemeinde übergegangen ist;

d) entsprechend den von der Gemeindeverwaltung mit dem Einver-
ständnis der Polizeiverwaltung nach Maßgabe des Bedürfnisses für
den einzelnen Fall getroffenen Festsetzungen:

1. die Fahrbahn und die Bürgersteige in der erforderlichen Höhen-
lage und Breite, mit dem erforderlichen Längen- und Quer-
gefälle und mit dem erforderlichen Material befestigt und
wenigstens auf einem Ende an vorhandene Straßenanlagen an-
geschlossen sind;

2. die zur ordnungsmäßigen Straßenentwässerung erforderlichen
Anlagen fertiggestellt sind;

3. die erforderlichen Beleuchtungsanlagen fertiggestellt sind;
4. das zum Anschluß der Baugrundstücke an die öffentliche

Wasserleitung erforderliche Straßenrohr nebst den etwa im
Interesse der Feuersicherheit erforderlichen Hydranten fertig-
gestellt sind;

5. das zum Anschluß der Baugrundstücke an das öffentliche Kanal-
system erforderliche Straßenrohr fertiggestellt oder die ordnungs-
mäßige Entwässerung der Grundstücke in anderer Art gewähr-
leistet ist.

Der Anbau an Straßenstrecken, die nicht nach den Bestimmungen
des § 1 fertiggestellt sind, wird nur ausnahmsweise mit Zustimmung des
Magistrats und im Falle der bedingten Zustimmung nach Erfüllung der
gestellten Bedingungen gestattet.

8 3.

Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.

III.

Ortsftatut
für die Stadt

betreffend

Leistungen der Anlieger und Unternehmer ßei
neuen Atraßenanlagen.

Auf Grund des ß 11 der Städteordnung vom 30. Ma i 1853 und
Aes § 15 des Gesetzes vom 2. J u l i 1875 betreffend die Anlegung und
Veränderung von Straßen und Plätzen 2c)wird für den Gemeindebezirk der
Stadt mit Zustimmung der Stadtverordneten-Ver-
sammlung (Beschluß vom.-^.^.'.^....,.^,...^ ) unter Aufhebung des Orts-
statuts vom , ^ . _ . „ . ^ < / ^ folgendes festgesetzt:
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^ . Leistungen der An l ieger .

Wenn nach dem Inkrafttreten des Ortsstatuts vom....<^.. .,..77...^ ,
d. i. nach dem ..././....2...^?^. , ans städtische Kosten eine zur Be-
bauung bestimmte öffentliche Straßenstrecke, sei es in der Verlängerung
einer bestehenden Straße oder in neuer Richtung, in der dem Bedürfnis
entsprechenden Art neu angelegt worden ist, haben die Eigentümer der
anliegenden Grundstücke nach Verhältnis ihrer Anliegerlängen die Kosten:

a) der Freilegung,
d) der ersten Einrichtung,
0) der Entwässerungsanlagen,
ä) der Beleuchtungsvorrichtungen,

>"6) der ersten fünfjährigen Unterhaltung )̂

zu erstatten, soweit auf den Grundstücken nach Beginn der Anlegung der
Straßenstrecke mit der Errichtung von Gebäuden an letzterer begonnen
worden ist. / b / ?

Als neu angelegte Straßenstrecken gelten solche, die am (wie oben)
noch nicht für den städtischen Verkehr und Anbau bestimmt waren, wenn
sie auch mit einem schon damals vorhandenen Wege zusammenfallen.

§2. , ^ ' "

Die gleiche Verpflichtung haben die Anlieger der folgenden schon
vor dem (wie in § 1) angelegten, aber bis dahin unbebaut gebliebenen
Straßenstrecken: ^

§ 3.

Der Plan für die dem Bedürfnis entsprechende Art der Straßenbau-
ausführung wird für jeden einzelnen Fall durch den Magistrat nach An-
hörung der städtischen Baudeputation unbeschadet der Rechte der Polizei-
behörde festgesetzt.

Als Straßenstrecke, deren Kosten einheitlich zu berechnen und auf die
Anlieger zu verteilen sind, kann sowohl ein ganzer Straßenzug als auch
jeder Teil eines solchen behandelt werden, der sich durch örtlich hervor-
tretende Merkmale als Abschnitt darstellt und gleichzeitig ausgebaut wird.

Wenn 2 Straßenstrecken sich kreuzen oder im Winkel zusammen-
stoßen, wird das in die Flucht beider fallende Viereck derjenigen Straßen-
strecke zugerechnet, mit der es gleichzeitig ausgebaut wird; werden aber
beide Straßenstrecken gleichzeitig ausgebaut, dann wird es nach der
Diagonale geteilt.

3 5.

Zu den Kosten der Freilegung gehören alle Kosten, die durch den
Erwerb des für die Straßenstrecke und ihren Anschluß an benachbarte
Straßen bestimmten Geländes und durch die Beseitigung aller darauf be-
findlichen Bauhindernisse entstehen, insbesondere auch diejenigen der Schutz-
und Ersatzanlagen, die auf anliegenden Grundstücken infolge der Grenz-
veränderung ausgeführt werden müssen.

10
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Wenn Straßengelände von einem Anlieger ohne wertgemäße Bezahlung
abgetreten wird, ist sein Wert mit dem in den Grenzen des Angemessenen
vereinbarten Betrage oder in der vom Magistrat nach sachverständigem
Gutachten mit Berücksichtigung der Erwerbspreise des übrigen Straßen-
geländes festzusetzenden Höhe den Kosten der Freilegung zuzurechnen, bei

- >, der Erstattung der Straßenkosten aber dem abtretenden Anlieger auf seinen
^ ^ ^ " ^ Kostenanteil anzurechnen.

., ' /, ^ '. - > . . . . ^ <^ ) Der Wert städtischen Geländes, das bereits zu öffentlichen Wegezwecken
, ,^ ^ .^ ., - diente, ist nicht in Rechnung zustellen. Der Wert anderen zur Freilegung

. , . verwendeten städtischen Geländes dagegen ist in der vom Magistrat nach
^ '' ' sachverständigem Gutachten mit Berücksichtigung der Erwerbspreise des

" ' , ^ ^ " . üb r i gen Straßengeländes festzusetzenden Höhe den Kosten der Freilegung
/ . , / . ,. , / . ' .'-- Zuzurechnen.

' "̂  > / .̂ ,̂ -' ^ ^ Zur ersten Einrichtung gehören namentlich die Herstellung des Planums,
, ^ oer befestigten Fahrbahn mit den Rinnsteinen und — sofern dies gemäß
. > » .̂ ^ ausdrücklich festgesetzt ist — der Bürgersteige mit den Bordkanten,

sowie der Anschluß dieser Anlagen an diejenigen der benachbarten Straßen,
die Herstellung erforderlicher Überbrückungen nnd Schutzwehren, die An-
bringung der Straßennamenschilder und in geeigneten Fällen die Anpflanzung
von Alleebäumen.

8 ?.
Zu den besonderen Entwässerungsanlagen gehören namentlich die

Regeneinlässe und die Entwässerungsleitnngen.

Wo die zur Entwässerung der Grundstücke bestimmte Leitung gleich-
Zeitig zur Straßenentwässerung dient, ist ein verhältnismäßiger Tei l der
für die Anlage dieser Leitung aufgewendeten städtischen Kosten den Straßen-
kosten zuzurechnen. Dieser Tei l ist nach den Kosten zu bemessen, die durch
eine für die Straßenentwäfserung genügende Thonrohrleitung entstanden
sein würde.

s 8.
Zu den Beleuchtuugsvorrichtungen gehören die Straßenlaternen und

deren Anschlußleitungen.
§ 9.

Die Zeit der ersten fünfjährigen Unterhaltung beginnt mit der Fertig-
stellung der Fahrbahn und endet mit dem vierten Kalenderjahr, daH dem
Kalenderjahre dieser Fertigstellung folgt.

Der Magistrat kann nach Anhörung der Baudeputation einen Pauschal-
betrag festsetzen, durch dessen Zahlung jeder Anlieger die Verpflichtung zur
Erstattung der Unterhaltungskosten im voraus ablösen kann.

§ 10.

Die Berechnung und Verteilung der zu erstattenden Kosten kann für
die in den ßß 5—8 bezeichneten Ausführungen nach Fertigstellung aller oder
(spaltungsweise) nach Fertigstellung einzelner selbständiger Gruppen derselben
erfolgen.

Als solche selbständigen Gruppen können die Freilegung, die Her-
stellung und vorläufige Befestigung des Planums, die Befestigung der
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Fahrbahn, die Herstellung von Rinnsteinen, von Bordkanten, von besonderen
Entwässerungsanlagen, von Beleuchtungsvorrichtungen und die Befestigung
der Bürgersteige behandelt werden.

Die Berechnung und Vertheilung der zu erstattenden Unterhaltungs-
kosten erfolgt nach Ablauf jedes Kalenderjahres.

5 11.
Zum Zwecke der Verteilung der zu erstattenden Kosten ist für die

ganze einheitlich zu behandelnde Straßenstrecke einerseits die Summe der
entstandenen Kosten, andererseits die Summe der beiderseitigen Anliegerlängen
in Metern zu ermitteln.

Das Verhältnis beider Summen ergiebt als Einheitssatz den für das
lfd. in Anliegerlänge zu zahlenden Betrag.

Der Kostenanteil jedes erstattungspflichtigen Anliegers ist durch Mul-
tiplikation seiner Anliegerlänge mit diesem Einheitssatz zu berechnen.

8 12.
Bei Ermittelung der Anliegerlängen sind einmündende Straßen, die

bereits ausgebaut sind oder mit deren Anlegung wenigstens durch Fest-
setzung von Fluchtlinien begonnen ist, nicht mitzuzählen, wohl aber andere
öffentliche Anlagen, wie Gartenanlagen, Eisenbahnen, Wasserläufe und
dergleichen.

Bei abgeschrägten Straßenecken sind die Anliegerlängen der Eckgrund-
stücke so zu berechnen, als wenn eine Abschrägung nicht bestände.

8 13.
Bei Berechnung der Kostenanteile ist als ein Grundstück jede dem-

selben Eigentümer gehörige Fläche anzusehen, die grundbuchlich oder wirt-
schaftlich eine Einheit bildet. Wenn in dieser Beziehung durch Teilung
oder Vereinigung von Grundstücken Veränderungen stattfinden, ist der
Zustand zur Zeit der Heranziehung des betreffenden Anliegers maßgebend.

Wenn aber mit einem Grundstück, dessen Eigentümer wegen eines
darauf errichteten Gebäudes zur Kostenerstattung herangezogen ist, ein
angrenzendes unbebautes Grundstück als Hof oder Garten vereinigt wird,
ist auch der auf die Anliegerlänge des letzteren entfallende Kostenantheil
von dem Eigentümer zu erstatten.

§ 14.

Bei Straßen von mehr als 26 na Breite dürfen die Anlieger nur
zur Erstattung desjenigen Bruchteiles der Kosten herangezogen werden,
der dem Verhältnis von 26 zu der vorhandenen Straßenbreite entspricht.

§ 15.

Die Berechnung der zu erstattenden Kosten, der beteiligten Anlieger-
längen und der Kostenanteile ist nebst einem die betr. Straßenstrecke ver-
anschaulichenden Lageplan den beteiligten Anliegern auf Wunsch im
Magistratsbureau währeud der Dienstunden zur Einsicht vorzulegen.

Von der Fertigstellung der Berechnung sind die derzeitig beteiligten
Anlieger schriftlich zu benachrichtigen.

8 16.
Von jedem Anlieger, auf dessen Grundstück mit der Errichtung

eines Gebäudes an der neuen Straßenstrecke begonnen worden ist, ist der
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für ihn berechnete Kostenanteil unter Mitteilung einer summarischen
Übersicht der Berechnung als Gemeindeabgabe mit 4 wöchiger Zahlungs-
frist zu erfordern.

Gegen die Heranziehung zu dieser Abgabe steht dem Herangezogenen
binnen 4 Wochen der Einspruch beim Magistrat, bei Zurückweisung des
Einspruchs aber stehen ihm die weiteren nach § 70 des Kommunalab-
gabengesetzes gegebenen Rechtsmittel im Verwaltungsstreitverfahren offen.

8 17.

Für die geschuldete Abgabe ist der Herangezogene persönlich und das
die Heranziehung begründende Grundstück dinglich verhaftet. Die Schuld
geht also bei einer Veräußerung des Grundstücks auf den Erwerber über.

§ 18.

Aus besonderen Gründen kann vom Magistrat gegen 4"/o Zinsen
eine Stundung auf Ratenzahlungen bis auf die Dauer von 2 Jahren
seit der Heranziehung gewährt werden.

I n Ausnahmefällen darf durch Gemeindebeschluß eine weitergehende
Stundung oder, wo es zur Vermeidung unbilliger Härten oder zur
Förderung öffentlicher Zwecke gerechtfertigt erscheint, eine Ermäßigung oder
ein Erlaß der Abgabe gewährt werden.

8 19.
Die durch Herkommen begründete Verpflichtung der Anlieger gegen-

über der Polizeibehörde zur Herstellung der durch das Verkehrsbedürfnis
erforderten Bürgersteige bleibt durch dieses Ortsstatut unberührt, soweit
die Herstellung nicht gemäß M 3, 6 in den Plan der ersten Einrichtung
einer neuen Straßenstrecke aufgenommen ist.

Die gleichartige Verpflichtung der Anlieger zur dauernden Unter-
haltung der hergestellten Bürgersteige bleibt durch dieses Ortsstatut un-
berührt.

L . Le is tungen der Un te rnehmer .

8 20.

Wer eine für den öffentlichen Verkehr und den Anbau bestimmte
Straßenstrecke anlegen wil l , bedarf dazu als Unternehmer der Genehmigung
des Magistrats und der Stadtverordneten-Versammlung, unbeschadet der
Rechte der Polizeibehörde.

M i t dem Antrage auf Genehmigung ist ein Lage- und Höhenplan
vorzulegen, der den für die städtischen Fluchtlinienpläne geltenden Vor-
schriften entspricht, sofern die Straßenstrecke noch nicht in den städtischen
Fluchtlinienplänen vorgesehen ist.

§ 21 .

Bei Erteilung der Genehmigung hat der Magistrat dem Unternehmer
die von diesem zu erfüllenden Bedingungen mitzuteilen.

Unbeschadet weitergehender durch Vertrag festzusetzender Bedingungen
ist der Unternehmer verpflichtet, in der ihm zu stellenden angemessenen Frist:

9.) das für die Straßenstrecke und ihren Anschluß an benachbarte
Straßen nach Maßgabe der festgesetzten Fluchtlinien bestimmte
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Gelände freizulegen und je nach Bestimmung des Magistrats
vor der Bauausführung oder später Pfand-, lasten- und kosten-
frei an die Stadtgemeinde aufzulassen, soweit es nicht im Wege
der Enteignung beschafft werden muß;

d) alles, was nach § 6 zur ersten Einrichtung gehört, sowie die be-
sonderen Entwässerungsanlagen uud^dic Beleuchtungsvorrichtungen
in der vom Magistrat nach Anhörung der ^ Baudeputation festzu-
stellenden, dem Bedürfnis entsprechenden Art auszuführen, soweit
der Magistrat diese Ausführungen nicht ganz oder teilweise selbst
übernehmen wil l;

^) soweit die Beschaffung des Straßengeländes im Wege der Ent-
eignnng erfolgen muß oder soweit der Magistrat die Bauaus-
führungen selbst übernehmen will, alle dadurch entstehenden Kosten,
sowie die Kosten der ersten fünfjährigen Unterhaltung zu erstatten.

Die Zeit der ersten fünfjährigen Unterhaltung beginnt mit der Über-
nähme der fertiggestellten Straßenstrecke durch den Magistrat und endet
mit dem 4. Kalenderjahr, das auf das Kalenderjahr dieser Übernahme
folgt. .< ,,.:.^

Der Magistrat kann nach Anhörung der Baudeputation einen
Pauschalbetrag festsetzen, durch dessen Zahlung der Unternehmer die Ver-
pflichtung zur Erstattung der Unterhaltungskosten im voraus ablösen kann.

§ 22.

Sobald der Unternehmer schriftlich erklärt hat, die Straßenstrecke
nach den ihm vom Magistrat mitgeteilten Bedingungen anlegen zu wollen
oder sobald er tatsächlich mit der Ausführung begonnen hat, ist er zur
Ausführung oder ^b«M. zur Kostenerstattung verpflichtet. Wenn er mit
der Ausführung in Verzug kommt, ist der Magistrat berechtigt, die Ge-
nehmigung der Anlage zurückzuziehen oder die Ausführung selbst zu be-
wirken und Kostenerstattung zu fordern.

Solange die vom Magistrat gestellten Bedingungen nicht erfüllt sind,
^ " " der Magistrat/die in der Ausführung begriffene Straßenstrecke für
den öffentlichen Verkehr sperren und die Mitbenutzung der städtischen
Leitungen für die anliegenden Grundstücke vorenthalten.

- - ' § 23.

Die von dem Unternehmer zu erstattenden Beträge sind von ihm
unter Mitteilung einer summarischen Kostenübersicht als Gemeindeabgabe
mit 4 wöchiger Zahlungsfrist zn erfordern. Die Berechnung der zu er-
stattenden Kosten ist ihm auf Wunsch im Magistratsbureau während der
Dienststunden zur Einsicht vorzulegen.

Gegen die Heranziehung zu dieser Abgabe stehen ihm die in § 16
bezeichneten Rechtsmittel zu.

Die Abgabe unterliegt im Falle des Zahlungsverzuges der Ein-
ziehung im Verwaltungszwangsverfahren.

8 24. ^ <

Soweit die von dem Unternehmer zu erstattenden Kosten von^ihm
nicht eingezogen werden können, bleibt ihre Einziehung von den anbauen-
den Anliegern nach Maßgabe der ß§ 1 bis 12 vorbehalten.

17
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0. Schlufzbestimmung.

ß 25.
Dieses Ortsstatut tritt mit seiner Veröffentlichung in Kraft.

IV.

Ortsstatut
für die Stadt

betreffend

die Erhebung von Beiträgen zu den Aoften der
Mürgerfteige.

Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. M a i 1853 und
des § 9 des Kommnnalabgabengesetzes vom 14. J u l i 1893 wird für den
Gemeindebezirk der Stadt im Hinblick auf das inner-
halb desselben geltende, die Anlieger zur Einrichtung der Bürgersteige nach
den polizeilichen Anforderungen verpflichtende Herkommen mit Zustimmung
der Stadtverordnetenversammlung (Beschluß vom )
folgendes festgesetzt:

s 1.
Entweder n :

Die Anlegung, Neubefestigung nnd Unterhaltung der Bürgersteige
erfolgt durch die Stadtgemeinde. Zu den dadurch entstehenden Kosten
haben die Anlieger Beiträge zn leisten.
Oder k :

Die Anlegung, Neubefestigung nnd Unterhaltung eiuer Bürgersteig-
strecke kann durch die Stadtgemeinde übernommen werden. Zu den dadurch
erstehenden Kosten haben die Anlieger Beiträge zu leisten.

ß 2.
Durch Beiträge der Anlieger dürfen 25 bis 75"/o der Kosten gedeckt

werden.
^ 3.

Die Beiträge können nach einem Pauschalsatz für das lfd. m An-
liegerlänge oder durch Umlegung eines Bruchteils der Gesamtkosten einer
Strecke auf die Anlieger derselben erhoben werden.

Die Beiträge zn den Unterhaltungskosten können als Rente oder als
Kapitalzahlung erhoben werden.

§ 4.
Der Pauschalsatz oder die umzulegende Kostenquote uebst dem Um-

leguugsmaßstabe, die Eiuheitsstrecke, die Art der Beiträge zu den Unter-
haltungskosten und — unbeschadet der Rechte der Polizeibehörde — die
Art der Bauausführung sind durch Gemeindebeschluß unter Berücksichtigung
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des Verkehrsbedürfuifses und des den Anliegern erwachsenden wirtschaftlichen
Vorteils festzusetzen.

Das weitere Verfahren bestimmt sich nach § 9 Abs. 3 ff. des
Kommunalabgabengesetzes.

s 5.
Dieses Ortsstatut findet keine Anwendung auf diejeuigen Fälle, die

auf Grund des ß 15 des Fluchtliniengesetzes vom 2. J u l i 1875 durch
das Ortsstatut vom geregelt sind.

V .

Ortsstatut
für die Stadt

betreffend

die Orheßung von Anträgen zu den Kosten der
Mürgersteige.

Anf Grnnd des ß 11 der Städteordnung vom 30. M a i 1853 uud
des ß 9 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. J u l i 1893 wird für den
Gemeindebezirk der Stadt im Hinblick auf das inner-
halb desselben geltende, die Anlieger zur Einrichtuug der Bürgersteige nach
den polizeilichen Anforderungen verpflichtende Herkommen mit Zustimmung
der Stadtverordnetenversammlung (Beschluß vom )
folgendes festgesetzt:

8 1.
Entweder a :

Die Anlegung, Neubefestiguug und Unterhaltung der Bürgersteige
erfolgt durch die Stadtgemeinde.

Zn den dadurch entstehenden Kosten haben die Eigentümer der an
der betr. Bürgersteigstrecke liegenden Grundstücke Beiträge zu leisten.
Oder v :

Durch Gemeiudebeschluß kann die Anlegung oder Neubefestigung sowie
die dauernde Uuterhalung (Ausbesserung und Erneuerung) einer Bürger-
steigstrecke von der Stadtgemeinde übernommen werden.

Zn den dadurch entstehenden Kosten haben die Eigentümer der an-
liegenden Grundstücke Beiträge zu leisteu.

8 2.
Als Bürgersteigstrecke, deren Kosten einheitlich zu berechnen und zum

Teil durch Beiträge ihrer Anlieger zu decken sind, kann je nach Gemeinde-
beschluß sowohl der Bürgersteig läugs eines ganzen Straßenzuges als auch
jeder Tei l eines solchen behandelt werden, der sich durch örtlich hervortretende
Merkmale als Abschnitt darstellt nnd der gleichzeitig und im wesentlichen
gleichartig ausgebaut wird.
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8 3.

Entweder a :
Die Beiträge sind nach einem Pauschalsatz für das lfd. m Anlieger-

lange zu erheben, der dnrch Gemeindebeschluß unter Berücksichtigung des
den Anliegern erwachsenden Vorteils derartig festzusetzen ist, daß durch die
Beiträge 25 bis 75"^ der Kosten gedeckt werden.

Der Beitrag zu den Unterhaltungskosten ist je nach Gemeindebeschluß
in Form eines fortlaufenden Jahresbeitrages oder in Form eines einmaligen
Beitrages zn dem die anschlagsmäßigen Unterhaltungskosten während der
ersten 20 Jahre deckenden Kapitalbetrage zn erheben. I m letzteren Falle
hat die künftige Unterhaltung ausseht, auf städtische Kosten zu erfolgen.

Öder d :
Durch diese Beiträge ist eiu durch Gemeindebeschluß uuter Berücksichtigung

des den Anliegern erwachsenden Vorteils festzusetzender Bruchteil der Kosten
zu decken, der 25 bis 7 5 ^ derselben betragen darf.

Der Beitrag zn den Unterhaltungskosten ist je nach Gemeindebeschluß
iu Form eiues laufenden Jahresbeitrages oder in Form eines einmaligen
Beitrages zu dem die anschlagsmäßigen Unterhaltungskosten während der
ersten 20 Jahre deckenden Kapitalbetrage zu erheben. I m letzteren Falle
hat die künftige Unterhaltung ausschließlich auf städtische Kosten zu erfolgen.

Der durch Beiträge zu deckende Kostenbruchtheil ist ans sämmtliche
beteiligten Anlieger je nach Gemeindebeschluß entweder nach Verhältnis
ihrer Anliegerlänge oder nach Verhältnis des Nutznngswerts ihrer Grund-
stücke oder teils nach dem einen, teils nach dem andern Verhältnis um-
znlegen.
Oder o :

Zum Zweck der Berechuuug der Beitrage sind die Gesamtkosten der
Einheitsstrecke je nach Gemeindebeschluß entweder nach Verhältnis der An-
liegerlänge oder nach Verhältnis des Nntzungswerts oder teils nach dem
einen teils nach den: andern Verhältnis auf sämtliche Anliegergrundstücke
zu verteilen.

Zu den ermittelten Teilbeträgen haben beizntragen pp. (Verschiedene
Sätze für verschiedene Arten von Grundstücken).

§ 4.
Die dem Bedürfnis entsprechende Art der Anlegung oder Neubefesti-

gung einer Bürgersteigstrecke wird durch Gemeindebeschluß unbeschadet der
Rechte der Polizeibehörde festgesetzt.

Zum Bürgersteige gehört die Bordkante, nicht aber der zur Entwässerung
des Straßendamms dienende Rinnstein.

Zur Herstellung oder Neubefestigung einer Bürgersteigstrecke gehören
auch der Erwerb und die Freilegung des dazu erforderlichen Geländes und
die Regulierung des Anschlusses an den benachbarten Bürgersteig.

8 5.
Soweit durch die Herstellung von Überfahrten oder Rinnsteinbrücken

im Interesse einzelner Anlieger besondere Mehrkosten erwachsen, sind diese
Mehrkosten den Beitragen der betreffenden Anlieger zuzurechneu.
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^ 6.

Ein Grundstück gilt auch dann als anliegend, wenn es von dem
Bürgersteige durch einen Graben oder Rinnstein oder durch einen, dem
Eigentümer nicht gehörenden, aber dem Verkehr nach seinem Grundstück
dienenden oder ihm zur dauernden Benutzung überlassenen Landstreifen
getrennt ist.

Ein Plan der Bürgersteigstrecke, der unter Erhebung von Beiträgen
von der Stadtgemeinde angelegt, neubefestigt oder unterhalten werden soll,
ist nebst einem Nachweise der bruchteilig durch Beiträge zu deckenden Kosten
offen zu legen.

Der Gemeindebeschluß, durch den die Übernahme und die Art der
Ausführung, der Pauschalsatz oder der durch Beitrage zu deckende Bruch-
teil nebst der als Einheit zu behandelnden Strecke uud dem Umlegungs-
maßstabe sowie die Art der Beitragsleistung bestimmt sind, ist mit der
Angabe, wo und wahrend welcher Zeit Plan nebst Kostennachweis zur
Einsicht offen liegen, in ortsüblicher Weise durch Veröffentlichung, oder,
wem: es sich um einzelne Bürgersteigstrecken handelt, durch Zustellung an
die beteiligten Anlieger mit dein Bemerken bekannt zu machen, daß Ein-
wendnngen gegen den Beschluß binnen 4 Wochen beim Magistrat anzu-
briugen sind.

Nach Ablauf der Frist hat der Magistrat den Beschluß nebst den
Vorverhandlungen, dem Plan und dem Kostennachweis sowie der Anzeige,
ob und welche Einwendungen innerhalb der gestellten Frist erhoben sind,
dem Bezirksausschuß einzureichen.

Der Beschluß des Bezirksausschusses ist iu gleicher Weise zur Kenntnis der
Beteiligten zu bringen, wie der Gemeindebeschluß bekannt gemacht worden ist.

Gegen den Beschluß des Bezirksausschusses steht den Beteiligten binnen
2 Wochen die Beschwerde beim Provinzialrat offen.

Der Magistrat hat nach endgültiger Genehmigung des maßgebenden
Gemeindebeschlusses die auf die "einzelnen Anlieger entfallenden Beitrage
zu ermittelu und von den Anliegern als Gemeindeabgabe mit 4wöchiger
Zahlungsfrist zu erforden.

Gegen die Heranziehung zu dieser Abgabe steht dm Herangezogenen
binnen 4 Wochen der Einspruch beim Magistrat, bei Zurückweisung des
Einspruchs aber stehen ihnen die weiteren nach ß 70 des Kommunal-
abgabengesetzes gegebenen Rechtsmittel im Verwaltungssteitverfahren offen.

§ 9.

Für die geschuldeten Beiträge ist der Herangezogene persönlich und
das die Heranziehung begründende Grundstück dinglich verhaftet. Die
Schuld geht also bei einer Veräußerung des Grundstücks auf den Erwerber über.

8 10.
Aus besonderen Gründen kann vom Magistrat gegen 4 °/o Zinsen

eine Stundung der Beiträge auf Ratenzahlungen bis auf die Dauer von
2 Jahren seit der Heranziehung gewährt werden.

18



Durch dieses Ortsstatut werden diejenigen Fälle nicht berührt, die
durch das Ortsstatut vom betr. Leistungen der Anlieger und
Unternehmer bei neuen Straßenanlagen geregelt sind.

§ 12.

Dieses Ortsstatnt tritt mit der Veröffentlichung in Kraft.

VI.

Gemeindeveschluß
betreffend

die Deckung von Kosten der Kürgerfteige durch
Mehrbelastung der Anlieger.

Auf Grund des § 20 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Ju l i
1893 wird für deu Gemeindebezirk der Stadt folgendes
festgesetzt:

8 1 .
Wenn die Stadtverordneten-Versammlung auf Antrag des Magistrats

beschließt, ein Trottoir, d. h. eine Gehbahn mit ebenem dauerhaftem
Belag (Granitplatten, Knnststeinen, Klinkern, Mosaikpstaster, Asphalt) auf
einer bisher nicht damit versehenen Bürgersteigstrecke herzustellen und ferner-
hin polizeimäßig zn unterhalten, dann unterliegen die Eigentümer der
anliegenden Grundstücke, soweit sie grund- oder gebäudesteuerpflichtig siud,
zwecks Deckung eines Teils der entstehenden Kosten einer Mehrbelastung
durch eine einmalige Gemeindeabgabe in Hohe von 10 Mk. für das
lfd. m Anlieg erlange.

8 2.

Ein Anlieger ist auch ohne Beschluß der Stadtverordneten-Versamm-
lung vom Magistrat zu der im ß 1 bestimmten Abgabe heranzuziehen,
wenn die Herstellung eines Trottoirs vor seinem Grundstück infolge der
Beseitigung eines Beischlages oder sonstigen Vorbaues oder infolge der
Errichtung eines Neubaues auf dem Grundstück vom Magistrat beschlossen
wird.

8 3.

Den abgabepflichtigen Anliegern ist der die Herstellung des Trottoirs
betreffende Gemeinde- oder Magistrats-Beschluß und die Veranlagung zu
der eiuen jeden treffenden Abgabe spätestens 4 Wochen vor Beginn der
Ausführungsarbeiten unter Hinweis auf die Rechtsmittel der §§ 69 und
70 des Kommunalabgaben-Gesetzes mitzuteilen. Die Zahlung ist nach
Fertigstellung des Trottoirs mit vierwö'chiger Zahlungsfrist einzufordern.
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VII.

Ortsstatut
für die Stadt

betreffend

die Erhebung von Anträgen bei straßenbaulichen
Veranstaltungen.

Auf Grund des § 11 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und
des ß 9 des Kommunalabgabengesetzes vom 14. Jul i 1893 wird mit
Zustimmung der Stadtverordneten-Versammlung (Beschluß vom

) für den Gemeindebezirk der Stadt folgendes
bestimmt:

8 i.
Zur Deckung eines Teils der Kosten der durch das öffentliche Interesse

erforderten Herstellung

1. der Nenpflasternng einer garnicht oder minderwertig befestigten
Straßenstrecke mit neuem vollwertigem Material,

2. der Verbreiterung einer Straßenstrecke,

3. einer Brücke, einer Straßenüberführung oder einer Straßen-
unterführung, durch die eine wichtige neue Verkehrsverbindung
geschaffen wird,

4. einer Straßenentwässerungs-Nnlage, A > " ^ - -

haben diejenigen Grnndstücks-Eigentümer, denen aus der Herstellung be-
sondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen, Kostenbeiträge nach Maßgabe
dieser Vorteile zu leisten.

§ 2.

Durch Beiträge dürfeu höchstens 75 V« der Gesamtkosten gedeckt werden.

§ 3.

Der durch Beiträge zu deckende Bruchteil der Kosten, der Kreis der
heranzuziehenden Grundeigentümer, die Unterlagen für die Bemessung der
besonderen wirtschaftlichen Vorteile der einzelnen und die Höhe der Bei-
träge sind im einzelnen Fall durch Gemeindebeschluß festzusetzen.

Das weitere Verfahren bestimmt sich nach § 9 Abs. 3 ff. des
Kommunalabgaben-Gesetzes.

8 4.

Dieses Ortsstatut findet keine Anwendung

a) auf diejenigen Fälle, die auf Grund des § 15 des Fluchtlinien-
Gesetzes vom 2. Ju l i 1875 durch das Ortsstatut vom

geregelt sind,

d) auf diejeuigen Fälle, in denen die Gesamtkosten weniger als
betragen.



V. Geschäftsbericht
des

Vorstandes des westpreußtschen Ktiwtetages
für das

Geschäftsjahr

Aer in der ordentlichen Versammluug des Städtetages vom 27. August 1901 in Thorn gewählte
Vorstand hat sich in einer an demselben Tage abgehaltenen Sitzung konstituiert und setzt sich danach zu-
sammen, wie folgt:

Oberbürgermeister Delbrück-Danzig, Vorsitzeuder,
Stadtverordneten-Vorsteher Mehrlein-Graudcnz, stellvertretender Vorsitzender,
Stadtverordneter Münstcrberg-Danzig, Kassenführer,
Bürgermeister S a n d f u ch s - Marienburg, Schriftführer,
Oberbürgermeister Eldit t-Elbing, 1
Bürgermeister Würtz-Marienwerdcr, l. Beisitzer.
Bürgermeister H artwich-Culmsee,

Die Stelle des Herrn Sand fuchs ist z. Zt. im Vorstande unbesetzt, da dessen Mandat durch die
Amtsuiederlegung als Bürgermeister von Marienburg als erloscheu anzusehen ist.

Die Kassenführung ist in der im Geschäftsbericht für 1898/99 beschriebenen Weise weitergeführt.

Die Einziehung der Umlage für den elften westpreußischen Städtetag im Jahre 1902 in Graudenz

ist mittelst Schreibens vom 7. Juli 1902 1^ 2698/02 ins Werk gesetzt.

Die Rechnung schloß.z. Zt. der Berichterstattung (1. August 1902) mit:

1301,09 Mk. in Einnahme,
604,80 Mk. in Ausgabe,

mithin mit einem Bestände z. Zt. von 696,29 Mk.

Sie ist rechnerisch nnd nach den Belägen vorgeprüft und für richtig befunden.

Es wird Decharge-Ertheilung beantragt.

Die Druckstückc über die Verhandlungen des zehnten westpreußischen Städtetages vom 26. und
27. August 1901 sind den einzelnen, Städten der Provinz Westpreußen im April d. I s . 1^ 1157/02 in
üblicher Weise zugegaugen.

Der allgemeine preußische Städtetag hat in dem verflossenen Geschäftsjahre nicht getagt, wohl aber
hielt dessen Vorstand am Dienstag den 6. Mai 1902 in Berlin eine Sitzung ab. Das Protokoll liegt
noch nicht vor.

Bezüglich des Punktes 4 der vorjährigen Tagesordnung des westpreußischcn Städtctages:

„Besprechung öer Gründung eines Ruhegehalts-Kassenverbandes für die Kommunalbeamten"
wurde zur weiteren Behandlung der Sache eine Commission gewählt, bestehend aus den
Herren:

Bürgermeister S^aussc-Elbing,
Bürgermeister Dembski - Dirschau,
Bürgermeister M ü l l e r - D t . Krone.
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Über die Thätigkeit dieser Commission wird deren Vorsitzender, Herr Bürgermeister M ü l l e r -
Tt. Krone, bei Punkt 4 der diesjährigen Tagesordnung, Bericht erstatten.

Weiteres war zur Ausführung der vorjährigen Beschlüsse nicht zu veranlassen.

Zur stenographischen Aufnahme der Verhandlungen des diesjährigen westpreußischen Städtetages ist
der in den Vorjahren bereits thätig gewesene Parlamentsberichterstatter wiedergewonnen.

D a n z i g , den 1. August 1902.

Der Vorstand des weftpreußischen Städtetages.
I. A.

Gberbürgermeiüer.




